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In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich Isra-
el dramatisch verändert. Während die Zwei- 
Staaten-Lösung als weithin gescheitert gilt, 
fehlt es der Linken an überzeugenden Ideen, 
die Israels Demokratie retten könnten. Ange-
sichts dieses Desasters plädiert Omri Boehm 
dafür, die israelische Staatlichkeit neu zu den-
ken: In seinem Buch entwirft er die Vision eines 
ethnisch neutralen Staates, der seinen nationa-
listischen Gründungsmythos überwindet und so 
endlich eine Zukunft hat.

»Omri Boehm will Israels Geschichte mit Ge-
rechtigkeit in Einklang bringen. Seine Ideen sind 
so radikal wie hoffnungsvoll. Für mich ist er der 
wichtigste Philosoph seiner Generation.«

Susan Neiman
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soph Omri Boehm. Denn Jude ist, wer »jüdischen Blutes« ist.  

Nur die Gleichberechtigung aller Bürger kann den Kon� ikt zwi-

schen Juden und Arabern beenden. Aus dem jüdischen Staat 

und seinen besetzten Gebieten muss eine föderale, binationa-

le Republik werden. Eine solche Politik ist nicht antizionistisch, 

sondern im Gegenteil: Sie legt den Grundstein für einen moder-

nen und liberalen Zionismus.

»Omri Boehms furchtlose Analysen sind  Paradebeispiele für die 
klärende Wucht des  Philosophierens. Ein Denker in der Spur 
Hannah Arendts.«     
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Vo rwo rt  
z u r  d e u t s c h e n  A u s g a b e

Schweigen ermutigt den Folterknecht,  
niemals den Gefolterten. 

Elie Wiesel

In einem ausführlichen Interview, das Jürgen Habermas 
im Dezember 2012, als er die erste jährliche Martin-Buber-
Vorlesung in Jerusalem hielt, der israelischen Tageszeitung 
Haaretz gab, wurde er auch nach seiner Meinung zur is-
raelischen Politik gefragt. Er antwortete, dass zwar »die 
gegenwärtige Lage und die Grundsätze der israelischen 
Regierung« eine »politische Bewertung« erforderten, diese 
aber nicht »Sache eines privaten deutschen Bürgers meiner 
Generation« sei.1

Dass deutsche Intellektuelle nicht gerne über Israel spre-
chen, ist natürlich verständlich. Sich in diesem Fall eines 
Kommentars zu enthalten, wird vielen vor dem Hinter-
grund des Holocaust nur als angemessene Reaktion er-
scheinen. Ganz offensichtlich steht Habermas’ Schweigen 
für das zahlloser anderer deutscher Intellektueller, darunter 
auch Angehörige jüngerer Generationen. Und doch ist es 
das Problem mit dieser Antwort und der Haltung, die sich 
dahinter verbirgt, dass Habermas nur schwerlich als ein 
deutscher Privatbürger zu bezeichnen sein dürfte. Wenn 
sich der öffentliche Intellektuelle schlechthin in die Privat-
sphäre flüchtet, wenn sich der Begründer einer Philosophie 
namens Diskursethik weigert, etwas zu sagen, dann hat das 
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theoretische und politische Konsequenzen. Schweigen ist 
hier selbst ein Sprechakt, und zwar ein höchst öffentlicher.

Um die Bedeutung dieses Schweigens zu verstehen, müs-
sen wir uns auf  Kants Begriff  der Auf klärung zurückbesin-
nen. In seinem berühmten, 1784 in der Berlinischen Monats-
schrift erschienenen Aufsatz »Was ist Auf klärung?« definiert 
Kant diese als »Ausgang des Menschen aus seiner selbst-
verschuldeten Unmündigkeit«: ein Prozess des Erwachsen-
werdens, der darin besteht, den »Mut« zu finden, sich seines 
»eigenen Verstandes zu bedienen«. Anders als es scheinen 
mag, ist der »Selbstdenkende« aber nicht in einem priva-
ten Monolog begriffen, in einem inneren Zwiegespräch 
mit sich selbst. Im Gegenteil, Kant legt großen Wert dar-
auf, dass solches Selbstdenken jemandem nur durch »den 
öffentlichen Gebrauche seiner eigenen Vernunft«2 möglich 
wird, und zwar auf  mindestens zwei miteinander zusam-
menhängende Weisen: Um sich seines eigenen Verstandes 
zu bedienen, um selbst zu denken, muss man erstens ver-
suchen, über die Perspektive der privaten – persönlichen, 
historischen, beruflichen, bürgerlichen – Verpflichtungen 
hinauszuschauen und von dem kosmopolitischen »allgemei-
nen Standpunkte« aus zu urteilen. In Kants Worten: »an der 
Stelle jedes anderen denken«.3 Zweitens – und hiermit eng 
verbunden – können wir nur selbst denken, wenn wir es 
laut tun. Wir würden nicht sehr »viel« und nicht mit großer 
»Richtigkeit« denken, sagt Kant, wenn wir nicht »gleich-
sam in Gemeinschaft mit andern, denen wir unsere und 
die uns ihre Gedanken mitteilen, dächten«. Die Möglichkeit, 
unsere private Perspektive zu überwinden, hängt somit da-
von ab, ob wir unsere Meinungen »dem ganzen Publikum 

der Leserwelt« zur Beurteilung vorlegen4 – um durch die 
öffentliche Debatte eine Verständigung der »allgemeine[n] 
Menschenvernunft, worin ein jeder seine Stimme hat«, zu 
erzielen.5 Adorno bringt diese kantische Auffassung in einer 
Vorlesung von 1959 auf  den Punkt, wenn er schreibt, Auf-
klärung bestehe darin, »jenes fatale ›als‹« zurückzuweisen, 
jenes bedenkliche Wort, dem wir begegnen, »wenn etwa 
Menschen in Diskussionen sagen: ›ich als Deutscher kann das 
und das nicht akzeptieren‹, oder: ›ich als Christ muß mich in 
dieser Sache so und so verhalten‹«.6

Man übersieht meist die Konsequenzen, die diese Grund-
einstellung für die israelisch-deutschen Beziehungen hat. 
Ein Deutscher, der in Bezug auf  die israelische Politik 
Selbstzensur übt – der also den privaten Verpflichtungen 
treu bleibt, die sich aus der deutschen Vergangenheit er-
geben –, weigert sich, den Standpunkt der Auf klärung ein-
zunehmen, sobald er sich mit jüdischen Angelegenheiten 
beschäftigt. Er weigert sich buchstäblich, selbst zu denken. 
Eine solche Position würden die meisten deutschen Intel-
lektuellen sicherlich nur ungerne vertreten; und es wäre ein 
Fehler – der eine Freud’sche Analyse lohnen würde –, wollte 
man behaupten, im Fall einer Deutschen, die einen Juden 
kritisiert, sollte man sinnvollerweise eine Ausnahme von 
der auf klärerischen Grundeinstellung machen. Gerade weil 
das auf klärerische Denken seit seinen frühesten Anfängen 
vom Antisemitismus heimgesucht wurde – insbesondere 
aufgrund seiner permanenten Versuchung, Juden als ein 
mythisches »Anderes« zu behandeln –, läuft die Unterdrü-
ckung öffentlicher Kritik am jüdischen Staat Gefahr, in eine 
vertraute Falle zu gehen. Die Aufgabe der deutschen In-
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tellektuellen besteht wegen und nicht trotz der deutschen 
Geschichte darin, sich mit Israel im Forum der öffentlichen 
rationalen Diskussion auseinanderzusetzen, und gerade 
nicht darin, es in irgendeine metaphysische Sphäre auszula-
gern, von der man nicht sprechen kann und über die man 
schweigen muss.

Der Erziehungswissenschaftler und Publizist Micha 
Brumlik kommentierte eine frühere Fassung dieser Argu-
mentation, die in der New York Times erschienen ist, mit 
den Worten: »An dieser Stelle ist Boehm zu korrigieren. 
Tatsächlich war auch der Auf klärer Kant von Antisemi-
tismus nicht frei, tatsächlich waren auch andere Auf klä-
rer seit Voltaire glühende Antisemiten.«7 Dieser Einwand 
scheint mir auf  einem Missverständnis zu beruhen, denn 
ich stimme mit Brumlik an dieser Stelle völlig überein. 
Kants eigenes Denken – das der Privatperson, nicht seine 
Philosophie – war selbst mit Antisemitismus infiziert, aber 
genau das ist ja der Punkt: Er und andere Auf klärer neigten 
dazu, couragiert für einen auf klärerischen Universalismus 
einzutreten, dann aber die Juden als ein diesem Univer-
salismus fremdes Element und damit als das »Andere« der 
Auf klärung zu denken. Das ist die Falle, von der ich spre-
che, und man sollte nicht ein zweites Mal hineintappen, 
indem man eine allgemeingültige Ethik formuliert und 
dann die Juden als Ausnahme behandelt. Tatsächlich wird 
dies nirgendwo deutlicher als in Habermas’ Denken selbst. 
Er entwickelte die Diskursethik in einer heroischen intel-
lektuellen Anstrengung, um das auf klärerische Denken aus 
den Ruinen des Dritten Reiches zu bergen – um in Reaktion 
auf  Heideggers Vorstellungen von privater Authentizität 

Kants Ideal des öffentlichen, universalistischen Räsonierens 
zu retten. Diese Rückkehr zu Kant wird nicht vollendet 
werden können, wenn die deutschen Intellektuellen nicht 
den Mut finden, aufrichtig über Israel nachzudenken und 
zu sprechen. Gerade wegen der historischen Beziehung 
zwischen dem Denken der Auf klärung und dem Antisemi-
tismus stellt sich dies als ultimativer Test für das aufgeklärte 
Denken selbst dar.

Michel Foucault definierte den griechischen Ausdruck 
»Parrhesia« mit leicht kantianischem Einschlag als den Mut, 
»der Macht die Wahrheit zu sagen«. Die Gefahr, die damit 
verbunden ist, seine Pflicht als Intellektueller zu tun, in-
dem man gegenüber einem Tyrannen oder Souverän nicht 
schweigt, kalkulierte er ein. Foucault übersah allerdings, 
dass sich die frühesten und tiefsten Ursprünge dieser Tradi-
tion nicht im griechischen Denken oder in der kantischen 
Auf klärung finden, sondern in der jüdischen Religion. In 
der hebräischen Bibel beweisen die Propheten ihre Tugend, 
der Macht die Wahrheit zu sagen, nicht gegenüber einem 
irdischen König, sondern gegenüber Gott. Abraham führt 
uns eine solche radikale Parrhesia am Beispiel von Sodom 
und Gomorra vor. Als er erfährt, dass Gott Sodom zerstören 
will, tritt Abraham zu Gott »herzu« und stellt dessen Ent-
scheidung infrage: »Willst du denn den Gerechten mit dem 
Gottlosen umbringen? […] Das sei ferne von dir, dass du das 
tust und tötest den Gerechten mit dem Gottlosen, sodass 
der Gerechte wäre gleich wie der Gottlose! Das sei ferne 
von dir! Sollte der Richter aller Welt nicht gerecht richten?« 
(1. Mose 18, 23–25) Dass dies bewusst als eine Theologie der 
Parrhesia gedacht ist, wird zwei Sätze später deutlich, wenn 
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Abraham betont, dass er genau um seine prekäre Position 
weiß: »Ach siehe, ich habe mich unterwunden, zu reden 
mit dem Herrn, wiewohl ich Erde und Asche bin.« (1. Mose 
18, 27)8

Tatsächlich kann der Gedanke, der Macht die Wahrheit 
ins Gesicht zu sagen, in einem sehr weit gefassten Sinne 
verstanden werden: In Ausübung der Parrhesia sollte man 
das Risiko eingehen, gegenüber der Autorität seiner eige-
nen Geschichte und seiner ureigensten Überzeugungen die 
Wahrheit zu sagen – in Auseinandersetzung mit der eigenen 
Identität. Eindringlich hat die Soziologin Eva Illouz diese 
Vorstellung im Hinblick auf  die komplizierte Situation re-
flektiert, in der sich jüdische und israelische Intellektuelle 
befinden: Sie sagen nicht bloß der Macht die Wahrheit, 
sondern auch Opfern und ihren Erben; und sie tun dies in 
einer Tradition, die jahrtausendelang weder über Souverä-
nität noch über Macht gebot – und Solidarität an ihre Stelle 
setzte. Dementsprechend ist es trotz der tiefen jüdischen 
Wurzeln der Parrhesia fast ein Ding der Unmöglichkeit, 
diese Tugend im gegenwärtigen jüdischen Leben zu üben: 
Nicht mit einem Souverän oder einem Tyrannen droht sie 
zu brechen, sondern mit der eigenen Gruppe; einer Grup-
pe, die ihrem Selbstverständnis nach immer noch auf  die 
Solidarität der Opfer angewiesen ist.9

Doch kann die Parrhesia sogar noch beunruhigender 
und gefährlicher werden, wenn man sich in die Lage eines 
deutschen Intellektuellen versetzt, der die jüdische Politik 
kritisiert. Manch einer befürchtet, geächtet und zensiert zu 
werden oder sogar seine Stelle zu verlieren – das Schicksal 
des im Juni 2019 zurückgetretenen Direktors des Jüdischen 

Museums Berlin ist noch nicht vergessen. Solcherlei Be-
fürchtungen sind nicht einmal die schlimmsten. Das Stre-
ben nach unbedingter Solidarität mit den jüdischen Über-
lebenden des Holocaust und ihren Erben reicht tiefer. Und 
eine Deutsche, die die jüdische Politik kritisiert, muss sich 
eine noch schmerzlichere Frage stellen: Sage ich der Macht 
die Wahrheit, oder stelle ich in Wirklichkeit das Opfer als 
die Macht dar, die es zu kritisieren gilt, und folge damit 
einer vertrauten Logik, die von den bekannten antisemi-
tischen Verschwörungstheorien angesteckt ist?

Das alles sind wichtige und folgenschwere Sorgen, und 
es gibt nur eine mögliche vernünftige Antwort auf  sie: Äu-
ßert eure Kritik, sagt, was ihr denkt, kritisiert und lasst euch 
kritisieren. Lasst das Licht der öffentlichen Debatte dazu 
beitragen, ein rationales Urteil über den jüdischen Staat zu 
fällen. Es nicht zu tun, macht den Juden zum gefährlichen 
Anderen; die Angst, kritisiert zu werden, ist bereits mit dem 
Mythos von der jüdischen Macht behaftet. Nur eine ver-
nünftige Perspektive auf  den jüdischen Staat in einer Öf-
fentlichkeit, die diesen Staat als normalen Gegenstand einer 
Debatte behandelt, kann den Antisemitismus überwinden. 
Aus dieser Perspektive wäre die einzig akzeptable Antwort, 
die ein Habermas der Haaretz hätte geben können, diese 
gewesen: Als deutscher Staatsbürger meiner Generation habe ich 
Folgendes zu sagen …

Wie lagen nun die Dinge im Fall von Günter Grass’ 
berüchtigtem Gedicht »Was gesagt werden muss«? »Das 
allgemeine Verschweigen dieses Tatbestandes« [gemeint 
ist die mutmaßliche Existenz von Atomwaffen in Israel], 
schreibt Grass, »dem sich mein Schweigen untergeordnet 
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hat, / empfinde ich als belastende Lüge  und Zwang […].« 
Und er fährt fort: »Jetzt aber, weil aus meinem Land, / das 
von ureigenen Verbrechen, / die ohne Vergleich sind, / Mal 
um Mal eingeholt und zur Rede gestellt wird, / […] / ein 
weiteres U-Boot nach Israel / geliefert werden soll, […] / 
sage ich, was gesagt werden muß.«10

Im Haaretz-Interview nach Grass gefragt, antwortet Ha-
bermas, er könne keine »plausible Entschuldigung« für ein 
solches Verhalten sehen. »Es besteht nicht der geringste 
Zweifel daran, dass Günter Grass kein Antisemit ist«, betont 
Habermas, »aber«, wiederholt er seine frühere Aussage, »es 
gibt Dinge, die Deutsche unserer Generation nicht sagen 
sollten«.

Damit macht er es Grass wohl zu einfach. Trotz seines 
Titels »Was gesagt werden muss« sagt das Gedicht so gut 
wie nichts über Israel. Besorgniserregend an Grass’ Inter-
vention ist nicht ihr Inhalt, sondern ihre Form: Das Gedicht 
beklagt ein Schweigen, hat aber nichts zu bieten, das dieses 
Schweigen brechen könnte. Grass verurteilt die Selbst-
zensur derer, die befürchten, als Antisemiten bezeichnet 
zu werden, hat aber nicht den Mut, den jüdischen Staat 
mit den freimütigen Mitteln einer normalen Diskussion zu 
thematisieren. Das Ergebnis ist als Kritik an Israel völlig un-
brauchbar, verbreitet jedoch kräftig Ressentiments. Damit 
möchte ich keinesfalls bestreiten, dass Kunst einen Beitrag 
zum öffentlichen Nachdenken leisten kann –«Was gesagt 
werden muss« ist allerdings nicht Grass’ bedeutendste 
künstlerische Leistung. Habermas’ Schweigen über Israel 
ist nicht nur kritischer, sondern auch poetischer.

Unter den gegenwärtigen Umständen ist der Preis des 

Schweigens hoch. Nach dreiundfünfzig Jahren militärischer 
Besatzung und einer zehnjährigen Blockade des Gaza-
streifens, die von periodischen Luftangriffen begleitet wird 
– ohne dass irgendwelche Pläne für eine Veränderung zum 
Besseren zu erkennen wären –, machen sich deutsche Intel-
lektuelle, die sich weigern, das Wort zu ergreifen, de facto 
diverse Annahmen zu eigen, die sie eigentlich entschieden 
abstreiten sollten. Zum Beispiel die, dass die deutsche Ge-
schichte sie den – vom Staate Israel repräsentierten – Juden 
gegenüber verpflichte und nicht dem universalen Huma-
nismus. Es gibt eine vernünftige Entgegnung auf  diese Be-
hauptung, nämlich dass die Deutschen beidem verpflichtet 
sind und dass darin kein Widerspruch liegt. Dieser grund-
soliden Überzeugung jedoch kann man sich guten Gewis-
sens nur anschließen, wenn man Israels massive Verletzun-
gen des Völkerrechts und der Menschenrechte verurteilt 
und zugleich darauf  besteht, dass einzig und allein die 
Verteidigung des universalen Humanismus Minderheiten 
schützen kann – einschließlich der Juden. Während sich Is-
raels Politik und Vorgehensweise zunehmend radikalisieren 
und seine stramm rechten Führer Bündnisse mit Donald 
Trump und europäischen Neofaschisten eingehen, ja 
während Europa über der Unterscheidung zwischen Anti-
semitismus und Israelkritik langsam verrückt wird, verfehlt 
Deutschland nicht nur seine Verantwortung, wenn es nicht 
auf  den schieren, gleichen, humanistischen Grundsätzen 
besteht und auch Juden in deren Namen kritisiert. Es kon-
terkariert darüber hinaus auch die politische Bedeutsamkeit 
des Holocaust.

Nehmen wir nur den Gedanken – der auch jenseits anti-
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deutscher Kreise verbreitet ist –, dass die jüdische Politik 
bedingungslos zu unterstützen sei. Der Politikwissenschaft-
ler Stephan Grigat kleidet ihn in die verdrehte kantianische 
Formel eines »materialistisch zu interpretierenden zionis-
tischen kategorischen Imperativs«. Dessen zentrale Maxime 
verlange, »alles zu tun, um die Möglichkeiten reagierender 
und präventiver Selbstverteidigung des Staates der Shoah-
überlebenden aufrecht zu erhalten«.11

Ein »zionistischer kategorischer Imperativ« ist nicht 
nur eine widersinnige Idee; er ist eine beschämende Ent-
stellung des humanistischen Denkens, angeblich den Juden 
zuliebe. Was sich als unbedingte Solidarität mit den Juden 
ausgibt, ist in Wirklichkeit Verrat an ihnen – weil es sie 
von der Teilhabe an der gemeinsamen Menschlichkeit aus-
schließt. Wenn Kants kategorischer Imperativ, die Krönung 
des humanistischen Denkens, bestimmt, dass Menschen an 
sich immer als »Zwecke« – nie bloß als »Mittel« – behandelt 
werden sollen, dann stellt dieser angebliche »zionistische 
kategorische Imperativ« Juden als Wesen dar, die über 
dem Rest der Menschheit stehen. Nach diesem Grundsatz 
werden die jüdische Politik und Macht (»Möglichkeiten re-
agierender und präventiver Selbstverteidigung«) zu einem 
unbedingten, kategorischen Zweck; daraus folgt, dass es in 
Ordnung sei, Nichtjuden als bloße Mittel zu behandeln – im 
Dienst des unbedingten Zwecks der jüdischen Politik. Juden 
sollten einen solchen Grundsatz energisch zurückweisen. 
Allzu leicht schließt er im Übrigen an die schlimmsten anti-
semitischen Verschwörungstheorien an.

2014 prüfte und verwarf  die Studierendenvertretung ei-
ner Londoner Universität den Vorschlag eines Holocaust-

gedenkens mit dem Argument, ein solches Gedenken sei 
zu »eurozentrisch« und »kolonialistisch«. Wie berichtet 
wurde, hatte ein jüngerer Student, der Nachkomme eines 
Wehrmachtsoffiziers, den Vorschlag unterbreitet und auch 
als einziger unterstützt – die Abstimmung ging sechzig zu 
eins aus.12 Es ist kaum zu bezweifeln, dass dieses Resultat 
auch auf  Denkverweigerung und Antisemitismus gründet, 
doch wäre es kurzsichtig und verfehlt, es allein darauf  zu 
reduzieren. In Zeiten, da Israels Botschafter in Deutschland 
die öffentliche Meinung mit der Behauptung zu manipulie-
ren versuchte, in Berlin würden »Juden verfolgt wie 1938«, 
schlimmer noch, in Zeiten, da der Friedensnobelpreisträger 
und engagierte Holocaust-Zeuge Elie Wiesel als Vorsit-
zender der mächtigsten Siedlerorganisation Israels diente, 
begehen jene, die sich dem Holocaustgedenken verwei-
gern, weil dies zu »kolonialistisch« sei, einen gefährlichen 
Fehler – sie sind aber nicht bloß irrational oder antisemi-
tisch.

Die deutschen Intellektuellen sollten sich sicherlich an 
einer kommunikativen Anstrengung beteiligen, diesen Feh-
ler zu korrigieren. Wenn sie sich aber weigern, die Wahr-
heit über Israel zu sagen, dann können sie gar nicht erst 
mitreden. Man kann sich in diese öffentliche Diskussion 
beim besten Willen nicht einbringen, ohne zugleich zu ei-
ner Reihe von Punkten Stellung zu beziehen: zur »Nakba« 
(also zur Vertreibung von Palästinensern im Zuge der israe-
lischen Staatsgründung), zum Recht der Palästinenser auf  
Rückkehr, zu den Bombenangriffen auf  Gaza und grund-
sätzlichen Fragen wie der, ob ein explizit jüdischer Staat 
wirklich eine liberale Demokratie sein kann. Wer Israel aus 
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Verantwortung für die deutsche Vergangenheit nicht kriti-
sieren will, kann auch nicht gegen jene argumentieren, die 
sich dem Holocaustgedenken aufgrund ihrer Verpflichtung 
auf  universale Menschenrechte verweigern.

Ähnlich verhält es sich im Hinblick auf  BDS. Der Be-
wegung »Boykott, Desinvestition und Sanktionen gegen 
Israel« ist es in den vergangenen Jahren mit einigem Erfolg 
gelungen, einen intellektuellen Boykott über Israel zu ver-
hängen. Zu denen, die ihre Beziehungen zu Israel oder 
israelischen Institutionen eingefroren haben, gehören die 
American Studies Organisation, Wissenschaftler wie Judith 
Butler und Künstler wie Emma Thompson, Annie Lennox 
oder Jean-Luc Godard. Man möchte meinen, die deutschen 
Intellektuellen müssten sich davon zu einer Reaktion auf-
gefordert fühlen, doch eine klare Haltung ist von ihnen 
nicht zu erwarten. Und so wurde die Auseinandersetzung 
um BDS überwiegend als Schreiduell zwischen Israel-Lieb-
habern und Israel-Hassern geführt, während die besonne-
ne Mitte das Schweigen wahrte oder allenfalls Petitionen 
unterzeichnete. Man kann nicht rational über den Boykott 
Israels diskutieren, ohne zugleich in einer ganzen Reihe 
von Punkten Farbe zu bekennen. Dazu gehört die Grün-
dung einer Forschungsuniversität auf  besetztem palästinen-
sischem Territorium genauso wie die Frage, ob Israel nicht 
ein Staat »all seiner Bürgerinnen und Bürger« sein sollte, 
aber auch der Vergleich zwischen der südafrikanischen 
Apartheid und Israels dualem Rechtssystem im Westjor-
danland – einem für die Juden, einem für die Palästinenser. 
Kurz gesagt: Schweigen und Selbstzensur konterkarieren 
sich selbst. Man wollte schweigen, weil man sich als Deut-

scher der historischen Erfahrung des Holocaust verpflich-
tet fühlt, doch zwingt einen dieses Schweigen dazu, eine 
gleichgelagerte Verpflichtung zu missachten. Die Logik 
der Selbstzensur in Bezug auf  Israel ist dieselbe wie die der 
BDS-Bewegung: Die Weigerung, offen über Israel zu spre-
chen, gleicht dem Boykott der Israelis. Die Weigerung, die 
Wahrheit über jemanden oder zu jemandem zu sagen, ist 
gleichbedeutend mit der Weigerung, einen echten Dialog 
mit ihm zu führen.

1964 erhielt Hannah Arendt Hans Magnus Enzensbergers 
Politik und Verbrechen zur Besprechung zugeschickt. Sie las 
das Buch »mit ausgesprochenem Vergnügen«, wie sie später 
schrieb, und war von seinem Verfasser offensichtlich beein-
druckt. Sie wandte sich aber entschieden gegen Enzensber-
gers These, Auschwitz habe »die Wurzeln aller bisherigen 
Politik bloßgelegt«. So etwas zu behaupten, protestierte sie, 
»das ist wie: das ganze Menschengeschlecht ist schuldig. 
Und wo alle schuldig sind, hat keiner Schuld. […] Wenn ein 
Deutscher das schreibt, ist es bedenklich. Es heißt: nicht unsere 
Väter, sondern alle Menschen haben das Unglück ange-
richtet« (meine Hervorhebung).13

Enzensbergers Antwort verdient unsere Aufmerksam-
keit. Unmissverständlich hält er fest: »Die Deutschen und 
nur die Deutschen sind an Auschwitz schuld.« Arendts 
»argumentum ad nationem« allerdings weist er nachdrück-
lich zurück. Ein Satz könne nicht »bedenklicher werden, 
als er ohnedies ist, dadurch daß ihn ein Deutscher […] ge-
schrieben hat«, wendet er ein. »Er ist bedenklich, oder er 
ist es nicht.« In einer Passage, die Habermasianern zusagen 
dürfte, erklärt er, Arendts auf  die Nationalität bezogenes 
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Argument betreffe »nicht das Gespräch selber, sondern 
seine Voraussetzungen«:

Ohne ein Minimum von Vertrauen ist kein Dialog möglich. 
Vertrauen aber ist etwas, was nur geschenkt werden kann. 
Das argumentum ad nationem nimmt dieses Geschenk zurück 
und macht das Zwiegespräch zum Monolog; denn wie soll 
einer mitreden, dessen Worte jederzeit untergehen in seiner 
Herkunft? Alles, was er sagt, wird dann zum bloßen Appen-
dix seiner Nationalität; er könnte nur noch als »Vertreter« 
eines Kollektivs und nicht mehr als Person reden; er wäre 
bloß noch Sprachrohr von etwas, und wie jedes Sprachrohr, 
selber stumm und mundtot.14

Es ist schwer, sich einen kühneren Ausdruck von »Mündig-
keit« in dem strengen Sinn vorzustellen, den Kant dem Be-
griff  gab. Enzensberger hält an seinen privaten historischen 
Verpflichtungen als Deutscher fest: »Die Deutschen und 
nur die Deutschen sind an Auschwitz schuld.« Nicht ein-
mal diese historische Verpflichtung aber ließe er als Schritt 
in einem argumentum ad nationem gelten, das das öffentliche 
Selbstdenken untergraben würde. Wenn Enzensbergers 
Position voreilig erscheint – und in gewisser Weise sollte 
sie das –, dann deshalb, weil man in diesem Kontext die 
Auf klärung selbst nicht zu einfach voraussetzen sollte. Das 
Problem mit Enzensbergers Antwort an Arendt und mit der 
Auf klärung selbst besteht darin, dass Vertrauen, wie er sagt, 
etwas ist, was nur geschenkt werden kann: Niemand sollte 
davon ausgehen, dass er ein Recht darauf  hat. Wenn wir 
einander ein Minimum an Vertrauen entgegenbringen und 

im Gegenzug auch erwarten, dann tun wir dies, weil wir 
normalerweise Vertrauen in die Welt haben. Im speziellen 
Verhältnis zwischen Deutschen und Juden, zwischen Juden 
und der Welt, zwischen Deutschen und der Welt – vielleicht 
auch zwischen Deutschen und Deutschen – ist genau dieses 
für eine vernünftige Diskussion unerlässliche Vertrauen er-
schüttert worden.

Es wäre töricht, würde ein Israeli meiner Generation das 
Unbehagen unterschätzen, mit dem deutsche Intellektuel-
le konfrontiert sind, sobald sie zu Israel Stellung beziehen 
müssen. Wenn aber aufgeklärtes Denken als politische 
Antwort auf  Deutschlands Vergangenheit und als Kom-
pass für seine Rolle in der Gegenwart dienen kann, werden 
die Deutschen auch dann wahrheitsgemäß mit den Israelis 
und über sie sprechen müssen, wenn eine Vertrauensbasis 
durchaus nicht gegeben ist. Schweigen und Selbstzensur 
überlassen die öffentliche Diskussion in Deutschland jenen 
beiden Extrempolen, die sich gegenseitig anbrüllen und 
dabei doch in ewigem Misstrauen verbunden sind: denen, 
die die Juden lieben, und denen, die sie hassen. Solange ihre 
Stimmen alles übertönen, ist eine nüchterne, wahrhaftige 
Diskussion über die israelische Lage nicht möglich. Die öf-
fentliche Debatte kann dann ihre reinigende und erhellende 
Wirkung nicht entfalten.

In den vergangenen Jahren haben einige renommierte 
israelische Autoren die optimistische Hoffnung geäußert, 
dass sich der Humanismus der Linken – oder dessen, was 
von ihr geblieben ist – gerade in dem scheinbar verzwei-
felten Stadium ihres Kampfes um die bloße Demokratie, 
um die grundlegendsten Menschenrechte am Ende doch 
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durchsetzen werde. Avraham Burg, ein früherer Knesset-
Präsident, argumentiert in seinem jüngsten Buch in diese 
Richtung, so wie der prominente Menschenrechtsanwalt 
Michael Sfard in seinen Kommentaren für die Haaretz. Auch 
Eva Illouz bekennt sich in ihrem bereits erwähnten Buch 
Israel im Kapitel »Am Ende wird die Linke siegen« zu einem 
solchen Optimismus: »Allein moralische Institutionen ver-
helfen zu wahrer politischer Macht.«15

Der Optimismus dieser Autorinnen und Autoren ver-
dankt sich gewiss nicht ihrer Analyse des aktuellen Zustands 
der israelischen Politik. Er hängt direkt oder indirekt von 
einer grundsätzlicheren Annahme ab, die wir aus der Phi-
losophiegeschichte kennen, nämlich dem Glauben an die 
Idee, dass wir einer elementaren humanistischen Auf klä-
rung entgegenschreiten. Besonders in dem zitierten Satz 
von Illouz wird dieser Glaube deutlich.

Die Grundlage dieser Gleichsetzung von Moral und 
Macht und des damit verbundenen Fortschrittsglaubens 
mag theologisch (»Gott hat die Natur mit einer Teleolo-
gie zum Guten versehen«) oder in einem weiteren Sinne 
metaphysisch sein (»die Menschenrechte folgen notwendig 
aus der menschlichen Natur«). Doch so unerlässlich eine 
hoffnungsfrohe, optimistische Perspektive für eine fort-
schrittliche Politik zweifellos ist –  zumal in einem uto-
pischen Buch wie dem folgenden –, liegen wir mit einem 
metaphysisch naiven Auf klärungsoptimismus gewiss falsch. 
Hoffnung lässt sich nicht auf  Gottvertrauen gründen; und 
ich bin mir sicher, die genannten drei Autoren wären mit 
mir einer Meinung, dass jeglicher Optimismus hier nur 
»postmetaphysisch« sein kann: Der letztliche Sieg der De-

mokratie ist keine Frage der Natur oder der Geschichte und 
aus diesem Grund auch nicht zwangsläufig. Er wird durch 
öffentliches politisches Handeln erreicht werden müssen 
und ist deshalb alles andere als gesichert.

Genau aus diesem Grund aber sollten wir uns der Ten-
denz widersetzen, Israel als einen gleichsam zensurwür-
digen Staat zu behandeln, der nicht auf  herkömmlicher, 
legitim zu hinterfragender und zu diskutierender Politik 
gründet, sondern auf  einem quasi sakralisierten Holo-
caustgedenken. Dass sich das Land durch das Andenken 
an den Holocaust in einer Sphäre jenseits des normalen 
öffentlichen Diskurses verortet, immunisiert seine Politik 
gegenüber jenen Kräften, die den Sieg humanistischer Wer-
te fördern könnten. Wo Zensur und Schweigen herrschen, 
kann man nicht vernünftigerweise darauf  hoffen, dass nur 
»moralische Institutionen« zu »wahrer politischer Macht« 
verhelfen, sondern müsste allein auf  Gott oder die Natur 
vertrauen. Wir müssen erkennen, dass die Erinnerung an 
den Holocaust nicht zwangsläufig, nicht an sich bereits ein 
Mittel zur Beförderung des Humanismus und eines echten 
Lernens aus der Vergangenheit ist; das Erinnern an den 
Holocaust kann auch davon losgelöst werden, und es ist 
unsere Aufgabe, sicherzustellen, dass dies nicht geschieht.

Das vorliegende Buch ist mit demselben Optimismus 
und derselben Liebe zu Israel geschrieben, die auch Auto-
rinnen und Autoren wie Burg, Sfard und Illouz teilen; es ist 
sogar bereit, ihren Optimismus um eine utopische Vorstel-
lungskraft zu ergänzen. Es soll aber auch daran erinnern, 
dass in diesem Zusammenhang allenfalls ein schwacher Op-
timismus angebracht ist, der auf  dünnen Beinen steht. Der 
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Fortschritt ist nicht sicher. Es ist alles andere als offensicht-
lich, dass sich so etwas wie ein demokratischer Humanis-
mus durchsetzen wird, und sein Sieg hängt von politischem 
Handeln in einem Kontext ab, in dem die öffentliche Dis-
kussion über die Kraft verfügt, gegen Barbarei zu immu-
nisieren. Im Moment ist das leider nicht der Kontext, in 
dem wir uns befinden. Das ist der Kampf, den wir führen 
müssen, um die Hoffnung aufrechtzuerhalten.

In ihrem Essay »Wahrheit und Politik« spricht Hannah 
Arendt von der merkwürdigen Tendenz moderner Gesell-
schaften, »öffentlich bekannt[e]« Tatsachen« als »Geheim-
nisse« zu behandeln. Dieselbe Öffentlichkeit, die diese 
Tatsachen kenne, bringe es fertig, dass diese »mit bestem 
Erfolg und häufig sogar spontan zu Tabus erklärt« würden. 
Sie dennoch laut und deutlich auszusprechen könne dann 
so gefährlich sein wie »die Verkündigung gewisser Häresien 
in früheren Zeiten«.16

So könnte man wohl die öffentliche Diskussion in Israel 
beschreiben. Zweifellos beschäftigen sich Intellektuelle, 
Journalistinnen, Künstlerinnen, Filmemacherinnen und 
viele andere mit Israel – und zweifellos auch kritisch. Doch 
tun sie dies überwiegend in Ausdrucksformen, in denen 
sie sich des Urteils enthalten können;17 und wo Autoren 
doch einmal über die gegenwärtige Situation urteilen, ver-
fallen sie in die irreführenden, anerkannten Formeln der 
Selbstzensur. Anders, als man auf  den ersten Blick meinen 
könnte, gilt eine aufrichtige Diskussion über die israelische 
Politik derzeit kaum als legitim. Es hätte zum Beispiel offen-
sichtlich sein müssen, und das nicht nur für radikale Anti-
Israelis, dass ein Staat, der ausdrücklich darauf  besteht, die 

Souveränität des jüdischen Volks und nicht die Souveränität 
seiner Bürgerinnen und Bürger zu behaupten, keine liberale 
Demokratie sein kann. Wir müssen die gegebene Situation 
bekämpfen, in der einen das Aussprechen einer solchen 
Wahrheit zum Radikalen macht, zum Antisemiten oder 
ressentimentgeladenen Anti-Zionisten. Wenn Hoffnung für 
Israels Zukunft mehr sein soll als blinder Optimismus, dann 
würde sie unter anderem von Intellektuellen abhängen, die 
sich eine Sprache bewahren, in der eine unverfälschte Dis-
kussion über das Land möglich ist. Einstweilen besteht das 
Problem nicht darin, dass wir dabei sind, diesen Kampf  zu 
verlieren; offen gesagt besteht es darin, dass wir ihn noch 
gar nicht geführt haben. Heute ist es an der Zeit, dass die 
Deutschen, die aus Habermas’ Generation und die jünge-
ren, sich freimütig äußern: Das ist es, was ich als Deutscher 
zu sagen habe.

Wir können immer noch auf  eine lebenswerte Zukunft 
für Israel hoffen. Dafür müssen wir uns aber zu der Ein-
sicht durchringen, dass sich einiges im Lande grundlegend 
zu ändern hat. Es ist noch nicht zu spät.

Omri Boehm
Berlin / New York, im Februar 2020
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E i n l e i t u n g

I.

In den vierundzwanzig Jahren, die seit Jitzchak Rabins Er-
mordung vergangen sind, ist die Zweistaatenlösung, sein 
Osloer Vermächtnis, systematisch hintertrieben worden. 
Als 1993 das erste Osloer Abkommen unterzeichnet wurde, 
lebten rund 110 000 Siedler im Westjordanland und weitere 
146 000 in besetzten Gebieten rund um Jerusalem. Diese 
Zahlen sind inzwischen auf  etwa 400 000 Siedler im West-
jordanland und 300 000 im Raum Jerusalem angewachsen: 
Größenordnungen, die sich nicht mehr rückgängig machen 
lassen.18 Gegenwärtig leben ungefähr zehn Prozent der jü-
dischen Bevölkerung Israels in besetzten Gebieten – wo sie 
israelischem Recht unterliegen, das israelische Parlament 
wählen und sich der Lebenschancen erfreuen, die ein mo-
derner Industriestaat zu bieten hat. Sie sind über eine Infra-
struktur von Autobahnen, öffentlichen Schulen, Fabriken, 
Banken und eine Forschungsuniversität im Territorium 
verankert. Sie leben aber inmitten von fast drei Millionen 
Palästinenserinnen und Palästinensern, die nunmehr seit 
mehr als einem halben Jahrhundert Israels aggressivem Mi-
litärregime unterworfen sind.

Beharrliche Verfechter der Zweistaatenlösung betonen 
gern, es stimme zwar, dass man die meisten Siedler nicht 
umsiedeln könne, doch werde das Problem, das ihre Prä-
senz darstelle, übertrieben. Ihrer Ansicht nach ist die Land-
karte der Westbank zwar mit rund hundertdreißig Punkten 
befleckt, die für israelische Siedlungen unterschiedlicher 
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Größe stehen, doch zählten rund hundertzehn von ihnen 
weniger als fünftausend Einwohner (neue Siedlungen tau-
chen inzwischen im Wochenrhythmus über Nacht auf, so-
dass es sinnlos ist, genaue Zahlen nennen zu wollen). Sech-
zig dieser Siedlungen, so wird argumentiert, hätten nicht 
einmal tausend Bewohner, und viele lägen ohnehin nah der 
Grenze von 1967: Es bräuchte nur kleinere Veränderungen 
des Grenzverlaufs, und schon hätte man dafür gesorgt, dass 
die meisten Siedler im israelischen Kernland verblieben, 
wofür man die Palästinenser mit anderen Landstücken 
an anderen Orten entschädigen könnte. Die Tendenz, das 
mit den Siedlungen gegebene Hindernis für eine Zweistaa-
tenlösung »grob zu übertreiben«, heißt es mitunter, leiste 
im rechtsextremen wie im linksextremen Lager einer Ein-
staatenalternative ideologisch Vorschub – nicht aber die 
Tatsachen vor Ort.19

Leider lässt sich dieser Optimismus nur bewahren, wenn 
man die Landkarte nicht allzu genau studiert. Ja, rund 
hundertzehn von hundertdreißig Siedlungen im Westjor-
danland haben weniger als fünftausend Einwohner, aber 
damit bleiben zwanzig mit mehr als fünftausend, und zwar 
in einigen Fällen bedeutend mehr. Modi’in Illit, nicht weit 
von Jerusalem, zählt mehr als siebzigtausend Einwohner. 
In Beitar Illit leben fünfundfünfzigtausend Menschen, in 
Ma’ale Adumim vierzigtausend. Um die Bedeutung dieser 
Zahlen zu ermessen, muss man sich nur die Räumung israe-
lischer Siedlungen im Gazastreifen 2005 vor Augen führen. 
Insgesamt 8400 Siedler mussten ein Land verlassen, das 
Juden nicht annähernd so heilig ist und für Israelis nicht 
annähernd so hohe symbolische Bedeutung besitzt wie das 

Westjordanland, und dennoch ist dieser Vorgang der israe-
lischen Gesellschaft als ein Trauma in Erinnerung. Auch die 
Vorstellung, die meisten Siedlungen lägen an der Grenze 
von 1967, führt in die Irre. Das trifft zwar auf  die größten 
von ihnen zu, doch befinden sich zahlreiche andere Siedlun-
gen ganz unterschiedlichen Ausmaßes sehr tief  in besetztem 
Territorium. Ariel, eine der wohlhabendsten Siedlungen 
Israels, liegt mit ihren zwanzigtausend Einwohnern im 
Herzen der Westbank. Diese Lage wurde in den Siebziger-
jahren strategisch ausgewählt, um jede mögliche geogra-
fische Geschlossenheit eines zukünftigen palästinensischen 
Staates zu verhindern. Bereits 1980 sprach Ariel Sharon, da-
mals israelischer Verteidigungsminister, von dem Siedlungs-
projekt als einer vollendeten Tatsache, einem »Skelett«, 
das im Westjordanland abgelegt worden sei und »jeden 
territorialen Kompromiss« verhindere. Angesichts dieses 
Skeletts sah Sharon »kein einziges Gebiet mehr, das wem 
auch immer [über]geben werden kann«.20 Zu diesem Zeit-
punkt zählte eine Siedlung wie Ariel noch wenige hundert 
Einwohner. Vor einigen Jahren gründete Israel hier seine 
sechste staatliche Forschungsuniversität. 2018 stiftete der 
Kasinomogul Sheldon Adelson, Hauptspender für Donald 
Trumps Wahlkampf, die nötigen Mittel zur Gründung der 
Adelson-Fakultät für Medizin an der »Universität Ariel in 
Samarien«. Aus Sharons abgelegtem Skelett ist ein voll aus-
gewachsener, massiver Körper geworden. An irgendeinem 
Punkt muss man wohl zugeben, dass der Traum von einer 
Zweistaatenlösung zu einer Zweistaatenillusion zerstoben 
ist. Das zu ignorieren, ist ungefähr so, wie die Erderwär-
mung zu leugnen.
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Unterdessen breitet sich sowohl in Israel als auch interna-
tional die Vorstellung von einem um das Westjordanland er-
weiterten jüdischen Staat aus. Fast unmittelbar nach seiner 
Amtsübernahme signalisierte Präsident Trump, dass er die 
US-amerikanische Festlegung auf  eine Zweistaatenlösung 
aufgeben werde, der amerikanische Präsidenten, ob De-
mokraten oder Republikaner, jahrzehntelang treu geblie-
ben waren. David Friedman, US-Botschafter in Israel, der 
nunmehr stolz in Jerusalem residiert, erklärt, Israel habe 
das »Recht« auf  Annexionen im besetzten Westjordanland.

Durch die Regierung Trump ermutigt, begann auch Is-
raels Ministerpräsident Netanjahu offen von Annexionen 
zu sprechen. Während Obamas Regierungszeit hatte er hin 
und wieder Lippenbekenntnisse zur Zweistaatenlösung ab-
gegeben und beispielsweise behauptet, in seiner »Friedens-
vision« lebten die beiden Völker »frei, Seite an Seite«, jedes 
mit »seiner eigenen Fahne, seiner eigenen Nationalhymne, 
seiner eigenen Regierung«.21 Diese unverhohlene Lüge 
wurde von Obamas Regierung freudig begrüßt, weil sie 
ihr dabei half, den zunehmend schärferen Fehden mit der 
israelischen Regierung ebenso aus dem Weg zu gehen wie 
Konflikten mit Amerikas jüdischer Gemeinschaft. Erst die 
Präsidentschaft Trumps trug dazu bei, dieser Heuchelei ein 
Ende zu setzen, ob es uns gefällt oder nicht – erst recht mit 
seinem »Deal des Jahrhunderts«, der die Annexion aller is-
raelischen Siedlungen offiziell akzeptiert und einen Bevölke-
rungsaustausch sowie die Ausbürgerung arabischer Staats-
bürger Israels empfiehlt, um die Zahl der Palästinenser in 
einem vergrößerten jüdischen Staat zu verringern. Prak-
tisch hat sich die Position der israelischen Regierung kaum 

verändert; nur verschweigt sie jetzt nicht mehr, woran sie 
arbeitet – nämlich daran, einen palästinensischen Staat zu 
verhindern und Annexionen vorzubereiten. Letztere nahm 
Netanjahus Likud bereits 2017 ins Parteiprogramm auf. Ob 
Netanjahu Ministerpräsident bleibt oder nicht, ist in diesem 
Zusammenhang belanglos, und allein darauf  kommt es an. 
Weder der Likud noch die Opposition – Benny Gantz etwa 
oder Jair Lapid, die angeblich liberalen Alternativen – un-
terstützen die Zweistaatenlösung. Sie alle befürworten den 
Deal des Jahrhunderts, wie im Übrigen auch Amir Peretz, 
Vorsitzender der sozialdemokratischen Partei Awoda.

Die gegenwärtigen raschen Änderungen von Israels 
Grundgesetzen, die zusammengenommen die Verfassung 
des Landes ausmachen, verstärken diesen Trend. Hatte die 
Unabhängigkeitserklärung von 1948 noch etwas allgemein 
vom »Recht des jüdischen Volkes« gesprochen, »seine Ge-
schichte unter eigener Hoheit selbst zu bestimmen« – und 
ein palästinensisches Recht auf  Selbstbestimmung zu-
mindest potenziell anerkannt –, so legt Israels neues Na-
tionalstaatsgesetz fest, dass dieses Recht im Staate Israel 
»einzig für das jüdische Volk« gelte. Um die rechtliche 
Infrastruktur massiver Annexionen zu schaffen – in dem 
Moment nämlich, da »zu viele« Araber innerhalb Israels 
eigentlicher Grenzen leben würden  –, hebt das Gesetz 
auch den bisherigen Status des Arabischen als einer Amts-
sprache in Israel auf  und definiert die jüdische Besiedlung 
von Eretz Israel als »nationalen Wert«. Damit untergräbt es 
die Gleichberechtigung, die die Unabhängigkeitserklärung 
allen Bürgern des Landes »ohne Unterschied von Religion, 
Rasse und Geschlecht« zugesichert hatte. Indem das Na-
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tionalstaatsgesetz von der Idee der palästinensischen Selbst-
bestimmung, wie sie noch in der Unabhängigkeitserklärung 
anklang, abrückte, tat es einen Riesenschritt zur Umsetzung 
einer jüdischen »Einstaatenlösung«.

Nicht umsonst haben in den vergangenen Jahren einige 
rechte Abgeordnete von einem politischen Plan zu spre-
chen begonnen, den man als »Apartheid mit menschlichem 
Antlitz« bezeichnen kann. Ihre Idee, die inzwischen vom 
Zentralkomitee des Likud befürwortet wird, besteht darin, 
das Westjordanland zu annektieren und der Gesetzgebung 
Israels statt seinem Militärregime zu unterwerfen, ohne 
den Palästinensern jedoch ein Wahlrecht oder die Staats-
bürgerschaft einzuräumen. Das Vorbild für diese »humane 
Apartheid« ist Jerusalem. Anders als der Rest des Westjor-
danlands wurden die östlichen Teile der Stadt unmittelbar 
nach dem Sechstagekrieg 1967 annektiert, ihre arabischen 
Bewohner jedoch zu ständigen Bewohnern statt zu Staats-
bürgern Israels gemacht. (Der bezeichnendste Unterschied 
zu arabisch-israelischen Staatsbürgern ist, dass sie nicht an 
den Knessetwahlen teilnehmen dürfen.) Nicht nur die breite 
Öffentlichkeit, sondern auch Verwaltungsbeamte, Gesetz-
geberinnen, Polizisten und Richterinnen haben Erfahrun-
gen im Umgang mit dem Jerusalem-Modell gesammelt, in 
dem Palästinenser bloße Anwohner innerhalb der erklärten 
israelischen Grenzen sind. Wenn es zu Angliederungen 
kommt, lässt sich dieses seit einem halben Jahrhundert be-
stehende Modell bequem auf  andere Gebiete des Westjor-
danlands übertragen.

Andere Stimmen wie etwa die des früheren Verteidi-
gungs- und Außenministers Avigdor Lieberman treten offen 

für eine ethnische Säuberung durch Ausbürgerungen ein. 
Dieser Gedanke wird derzeit im Herzen der israelischen 
Politik rehabilitiert, und Lieberman selbst ist wahrschein-
lich das beste Beispiel für diese Entwicklung. In einem 
Tweet, mit dem er unmittelbar auf  die Ankündigung von 
Trumps »Deal« reagierte, schrieb er über seine Idee einer 
Ausbürgerung israelischer Araber, alle Welt habe »die Stirn 
gerunzelt«, als er diesen Plan erstmals vorschlug, doch sei 
»der ganze Plan« soeben »integraler Bestandteil eines durch-
dachten politischen Programms des amerikanischen Prä-
sidenten geworden. Zu seinen Grundsätzen zu stehen und 
geduldig zu sein, zahlt sich aus.« Galt er zuvor als ein ge-
fährlicher, gesetzeswidriger Rassist – der arabische Israelis 
nicht nur umsiedeln lassen wollte, sondern auch zu einem 
Boykott ihrer Geschäfte aufrief –, so sieht man ihn heute als 
Zentristen, als größte Hoffnung der israelischen Mitte, um 
Netanjahu abzulösen. Amiram Levin, ein pensionierter Ge-
neralmajor der Israelischen Verteidigungsstreitkräfte (IDF), 
der allgemein als »Linker« wahrgenommen wird, schlug 
2017 vor, Israel solle in der nächsten Runde von Feindselig-
keiten »die Palästinenser in Stücke reißen« und sicherstellen, 
dass sie »nicht länger [bleiben], wir befördern sie mit einem 
Fußtritt über den Jordan«.22

Bezalel Smotrich, Vorsitzender der religiös-zionistischen 
Partei Tkuma, sagte kürzlich gegenüber Israels größter 
Tageszeitung Israel HaYom: »Lasst den Gazastreifen von 
mir aus verrotten, lasst sie an Hunger, Durst und Malaria 
sterben.« Eine solche Politik solle vom »Öffnen von Gazas 
Toren für eine massive Auswanderung« begleitet werden – 
das ist seine Vorstellung von dem, was Israelis als »freiwil-
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lige Umsiedlung« bezeichnen.23 Gewiss, Smotrich ist Vor-
sitzender einer rechtsextremen religiös-zionistischen Partei. 
Während diese Zeilen geschrieben werden, ist er allerdings 
auch Minister und Kabinettsmitglied.

Wir sollten dem anschwellenden Chor der Stimmen, 
die sich für ethnische Säuberungen aussprechen, aufmerk-
sam lauschen. Die Israelis haben immer geschwankt, ob 
sie die Tatsache, dass 1948 eine jüdische Demokratie mit 
einer jüdischen Mehrheit durch massive Vertreibungen von 
Palästinensern ermöglicht wurde, verdrängen oder betonen 
sollen. Zweiundsiebzig Jahre später scheut das israelische 
Bewusstsein jede Verantwortung für die im Zuge der »Nak-
ba« begangenen Verbrechen, und die Palästinenser bilden, 
während die Teilungspläne platzen, bald die eigentliche 
Bevölkerungsmehrheit in Israel. Die schiere politische Ver-
zweiflung nach dem Niedergang der Zweistaatenlösung 
wird in Verbindung mit einem gewaltsamen ethnischen 
Konflikt unweigerlich zu einer Katastrophe führen. Es ist 
höchste Zeit, sich klarzumachen, dass dieses Resultat viel 
schlimmer ausfallen wird als eine Apartheid.

Die Opposition in Israel bietet keine Alternative für den 
künftigen Kurs des Landes. Awoda, die Arbeitspartei, die 
in den frühen Neunzigerjahren noch vierundvierzig Abge-
ordnete stellte, kam in den Wahlen vom September 2019 
auf  ganze sechs Parlamentssitze. Die ebenfalls linke Partei 
Meretz, 1993 noch mit zwölf  Abgeordneten vertreten, ist in 
dem Parteienbündnis »Demokratische Union« aufgegangen, 
das derzeit fünf  Sitze in der Knesset belegt. Keine dieser 
Parteien tritt noch ernsthaft für die Zweistaatenlösung ein, 
weil in der israelischen Wählerschaft kaum jemand mehr 

wirklich an sie glaubt. Im Unterschied zur israelischen 
Rechten jedoch, die ein klares politisches Programm im An-
gebot hat – Annexion, Apartheid, Vertreibung –, vertreten 
weder Awoda noch Meretz eine eigene Vision oder Agenda. 
Für die Wahl im März 2020 mussten sie schon allein deshalb 
eine gemeinsame Liste bilden, um überhaupt die Sperrklau-
sel zu überwinden und ins Parlament zu kommen.

Der Grund dafür ist nicht schwer zu finden. Während 
demokratische Vorstellungen für ein Israel jenseits der 
Zweistaatenlösung als eine Art antizionistischer Verrat 
– buchstäblich als Landesverrat – wahrgenommen werden, 
können und wollen sich liberale Zionisten nicht allzu ex-
plizit für Annexion, Apartheid oder Vertreibung ausspre-
chen. Das Resultat ist Schweigen. Sie kritisieren Netanjahus 
Korruption, kämpfen für die Legalisierung leichter Drogen 
und setzen sich für Frauen- und Schwulenrechte ein: alles 
wichtige Anliegen, die aber leider dazu dienen, der Dis-
kussion um die Zukunft des Gazastreifens, des besetzten 
Westjordanlands und Israels jenseits der Zweistaatenlösung 
auszuweichen und gleichzeitig ein liberales Profil aufrecht-
zuerhalten. Das Problem ist nicht nur, dass sich dieser Man-
gel an Integrität an der Wahlurne und in Umfragen ersicht-
lich rächt. Das Problem besteht vor allem darin, dass man 
sich im Kampf  um Israels Zukunft auf  diese Parteien nicht 
mehr stützen kann.

Die früheren Wählerinnen und Wähler des israelischen 
Friedenslagers unterstützen heute die vermeintlich zentris-
tische Liste Blau-Weiß, ein Parteienbündnis, dem durchaus 
der Weg an die Regierung gelingen könnte. Geführt von 
einer Doppelspitze aus Benny Gantz, einem ehemaligen 
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Generalstabschef  der IDF, und Jair Lapid, einem früheren 
Schauspieler und Fernsehmoderator, konnte sich diese Liste 
vielen Menschen als Hoffnung für ein anderes, besseres Is-
rael präsentieren. Dieser Versuchung sollte man allerdings 
widerstehen. Das Bündnis von Lapid und Gantz vermengt 
Militarismus und Populismus zu einem besonders giftigen 
Cocktail. Seine politischen Grundsätze sind deutlich rechts 
von einer Partei wie der AfD angesiedelt; es wird zweifel-
los weder die Zweistaatenlösung vorantreiben noch eine 
alternative Vision für Israel entwickeln, die die politische 
Verzweiflung überwinden könnte. Einige haben in Benny 
Gantz, einem Vorzeigegesicht des militärischen Establish-
ments und der alten aschkenasischen Elite, einen neuen Jitz-
chak Rabin sehen wollen. Während Rabin jedoch für die 
Zweistaatenlösung kämpfte und starb, brüstet sich Gantz, 
wenn er sich denn zu Wort meldet – was überraschend 
selten der Fall ist –, erfolgreicher Mordanschläge auf  Ha-
mas-Funktionäre. Lapid wiederum wird von manchen, 
womöglich aufgrund seines hedonistischen, säkularen Tel 
Aviver Erscheinungsbilds, für liberal gehalten. Wie liberal 
er tatsächlich ist, lässt sich dem Umstand entnehmen, dass 
er seit Jahren einen Leserboykott gegen die liberale Tages-
zeitung Haaretz unterstützt: Sie sei nicht zionistisch genug, 
behauptet er und ruft zu Abonnementskündigungen auf. 
Mosche Jaalon, Nummer drei auf  der Liste, ist ein weiterer 
ehemaliger Generalstabschef  und ein zutiefst ideologischer 
Befürworter des israelischen Siedlungsprojekts. Die gemein-
nützige Organisation Peace Now, die sich für die Zwei-
staatenlösung einsetzt, bezeichnete er einmal als »Krebs-
geschwür« in der israelischen Gesellschaft. Zvi Hauser und 

Yoaz Hendel, vielleicht die intellektuell anspruchsvollsten 
Parlamentarier auf  der Liste, waren die Hauptarchitekten 
des oben erwähnten Nationalstaatsgesetzes und haben seine 
Verabschiedung entscheidend vorangetrieben. Dass Blau-
Weiß inzwischen als »zentristische« Alternative zu Israels 
extrem rechter, mitunter offen faschistischer Koalition gilt, 
ist jedoch keine Überraschung. Wir wissen, dass Demokra-
tien genau so zerfallen: nicht durch stramm rechte Führer 
allein, sondern durch die Kollaboration einer nationalpopu-
listischen, militaristischen, opportunistischen Mitte.

Während diese monumentalen Veränderungen Ge-
stalt annehmen, hinken die führenden linksgerichteten 
Israelis und liberalen zionistischen Stimmen (man denke 
neben vielen anderen an David Grossman, Amos Oz, Peter 
Beinart, Ari Shavit, Avishai Margalit oder Michael Walzer) 
gefährlich hinterher. Sie klammern sich an die verlorene 
Hoffnung einer jüdischen liberalen Demokratie – und, ja, 
einer nachhaltigen jüdischen Bevölkerungsmehrheit – und 
unterstützen Teilungspläne, die ihre Glaubwürdigkeit seit 
den späten Neunzigerjahren verloren haben. Wenn die li-
beralen zionistischen Denker nicht den Mut finden, ihre 
politischen Grundsätze zu überprüfen, wird das, was ein-
mal eine mutige, vernünftige Perspektive auf  die israelische 
Politik war, zu einer verantwortungslosen Selbsttäuschung 
verkommen. Leider ist dieser Prozess schon ziemlich weit 
fortgeschritten.

Der im Jahr 2018 verstorbene Amos Oz war der wort-
mächtigste Vertreter dieser Haltung. In Liebe Fanatiker, sei-
nem jüngsten und letzten Buch, betonte er, dass er sich ein 
halbes Jahrhundert lang für die Zweistaatenlösung einge-
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setzt hat: »Das habe ich vor fast fünfzig Jahren geschrieben, 
und daran glaube ich noch heute.« Dass Linke nach Einstaa-
tenalternativen suchen, sei für ihn bestenfalls ein »trauriger 
Witz« oder, schlimmer noch, ein gefährlicher moralischer 
Fanatismus, der dem der religiösen Fundamentalisten der 
zionistischen Rechten gleiche.24 Im vollen Bewusstsein, dass 
sich die Situation im Laufe von fünfzig Jahren dramatisch 
verändert hat, blieb Oz unbeeindruckt von dem, was Israe-
lis gerne die »Tatsachen vor Ort« nennen. Tatsachen sind 
dieser Auffassung zufolge den Fanatikern vorbehalten: Die 
»extremistische Rechte« auf  der einen und die »antizionis-
tische Linke« auf  der anderen Seite haben in seinen Augen 
einen »konspirativen Bund« geschlossen, um eine »doppelte 
Gehirnwäsche« zu betreiben und uns einzureden, die Besat-
zung sei »irreversibel«. Irreversibel, schreibt Oz, sei das Wort, 
das ihn in letzter Zeit am meisten »nervt« und »auf bringt«. 
Man kann natürlich seine Fantasie immer dazu gebrauchen, 
sich eine Rückkehr in die Vergangenheit auszumalen.25

Den Bärendienst, den dieser reaktionäre, nicht nur von 
Oz, sondern faktisch von sämtlichen nachfolgenden Gene-
rationen liberalzionistischer Autoren gehegte Grundsatz 
leistet, bringt am besten Antonio Gramsci auf  den Punkt, 
wenn er sagt, dass es zu einer politischen »Krise« komme, 
wenn »das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen 
kann«.26 Nach Gramsci verschlimmern Intellektuelle der 
»Hegemonie« die Krise, indem sie die Nostalgie der Men-
schen auf  die absterbenden Ideologien der Vergangenheit 
einschwören. Dabei hätten sie als Prophetinnen dienen 
sollen: als Geburtshelferinnen der Politik der Zukunft.

Israel ist seit Langem in einer solchen Gramsci’schen 

Krise gefangen. Seine alten politischen Formeln – »jüdisch 
und demokratisch«, »liberaler Zionismus«, »Zweistaaten-
lösung« – verwandeln sich in leere Phrasen, während das 
Überleben des Landes von neuen Ideen abhängt, die eine 
Antwort auf  seine radikal veränderte moralische Realität 
geben könnten. Die liberalen zionistischen Intellektuellen 
haben diese Aufgabe jedoch überwiegend offen abgelehnt. 
Für ihr Festhalten an der Zweistaatenlösung und an der Le-
gitimität einer ethnisch-demografischen jüdischen Politik 
im 21. Jahrhundert werden sie in liberalen Kreisen nach wie 
vor als demokratische Helden gefeiert. Die nächste Genera-
tion führender Vertreter der Demokraten in den USA zeigt 
dieser Haltung bereits zunehmend die kalte Schulter – wie 
auch die nächste Generation liberaler Juden, die aus diesem 
Grund dem Zionismus den Rücken kehrt. Es überrascht 
daher nicht, dass das Gespräch über Israels Zukunft mittler-
weile einem gefährlichen Schreiduell zwischen dem chauvi-
nistischen Zionismus der Rechten und der antiisraelischen 
Kritik der antizionistischen Linken gewichen ist. Solange sie 
sich auf  ihre überholten Vorstellungen einer Zweistaatenlö-
sung und den Glauben an die Legitimität einer ethnischen 
Politik im 21. Jahrhundert beschränken, haben die liberalen 
zionistischen Stimmen diesem Geschrei nichts entgegen-
zusetzen. Und so sind ihre Aussagen von Schweigen schon 
lange nicht mehr zu unterscheiden.

Dabei kann der Lebensnerv der israelischen Politik noch 
immer zurückgewonnen werden, wenn wir eine Alternative 
zur Zweistaatenpolitik aus liberalzionistischer Perspektive 
formulieren. Als wahre israelische Patrioten müssen wir 
heute die bekannten zionistischen Tabus auf  den Prüfstand 
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stellen und den Mut haben, uns einen Umbau des Landes 
vorzustellen: vom jüdischen Staat in eine föderale, bina-
tionale Republik. Im Gegensatz zu dem verbreiteten Irr-
glauben, an dem die Zionisten ebenso leidenschaftlich fest-
halten wie die Antizionisten, ist ein solcher Umbau weder 
post- noch antizionistisch. Es handelt sich dabei vielmehr 
um eine Art von Politik, die unter den Gründervätern des 
Zionismus lange Jahre Konsens war: Theodor Herzl, Wla-
dimir Jabotinsky, Achad Ha’am und David Ben-Gurion, sie 
alle konnten sich darauf  einigen. Die Rehabilitierung der 
binationalen Ursprünge des Zionismus ist die einzige Al-
ternative zu Apartheid und Vertreibungen, die eine liberale 
zionistische Hoffnung im 21. Jahrhundert aufrechterhält: die 
Sicherung eines demokratischen Heimatlands, in dem jü-
dische Bürgerinnen und Bürger ihre nationale Selbstbestim-
mung ausüben – neben palästinensischen Landsleuten, die 
dasselbe tun, und zwar beide in ihrem eigenen, gemein-
samen souveränen Staat.

II .

Die Einstaatenpolitik wird seit Jahren als antizionistisch, um 
nicht zu sagen als antisemitisch verurteilt. Viele erinnern 
sich daran, wie kühl der Essay »Israel – die Alternative« des 
britischen Historikers Tony Judt in der New York Review of  
Books im Jahr 2003 aufgenommen wurde. In diesem Stück 
verkündete Judt den faktischen Zusammenbruch der Zwei-
staatenlösung und die Notwendigkeit, Israel vom Ethno-
staat der Juden zu einem einzigen Staat umzubauen, der, 
als eine binationale Republik, all seinen Bürgern gehört. In 

einer Realität, in der der Oslo-Prozess Vergangenheit ist, und 
einer Welt, in der Nationalstaaten zunehmend überholt sind, 
schrieb Judt, verwandle sich die Idee von Israel als einem jü-
dischen Staat zusehends in einen dysfunktionalen »Anachro-
nismus«. In künftigen Zeitaltern würde die Vorstellung nicht 
akzeptiert werden, dass »eine Bevölkerungsgruppe ( Juden) 
über allen anderen steht«.27

Der Artikel wurde seinerzeit verhöhnt und harsch kriti-
siert. Leon Wieseltier gab den Ton an, als er Judt und seine 
Redakteure von der New York Review of  Books in der New 
Republic einer »Grenzüberschreitung« zieh: Hier gehe es 
nicht mehr um legitime Kritik an Israels »Politik«, sondern 
um illegitime Kritik an Israels »Existenz«.28 Diese Anschul-
digung stand stellvertretend für viele. Wenn wir in ein 
»Zeitalter« eintreten, in dem der Nationalstaat überholt ist, 
fragte Michael Walzer rhetorisch, »warum dann mit Israel 
beginnen? Warum nicht mit Frankreich […]? Oder [mit] 
den Deutschen, den Schweden oder den Bulgaren […], die 
diese [nationalen] ›Privilegien‹ alle miteinander viel länger 
genossen haben als die Juden.«29 Faktisch suggerierte dieser 
Einwand, dass Judt, selbst ein Jude, der in den Sechziger-
jahren in Israel gelebt hatte, einem Argumentationsmuster 
folge, das von Antisemitismus infiziert sei: Haben die Juden 
– ein kleines Volk, das sich von Verfolgung und Holocaust 
erholt – nicht dieselben nationalen Rechte wie Franzosen, 
Deutsche und Schweden? Jenen Gedanken brachte auch 
Wieseltier eindringlich zum Ausdruck. Indem Judt und die 
Redakteure der New York Review die Idee einer Einstaaten-
lösung legitimierten, schrieb er, böten sie keine Alternative 
»für Israel«, sondern eine »zu« Israel.
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Doch die Zeiten ändern sich rasch. Im Februar 2016 
argumentierte der US-amerikanische Journalist Thomas 
Friedman, in dem man kaum einen radikalen Linken oder 
antizionistischen Fanatiker wird sehen wollen, in seiner 
Kolumne in der New York Times: »[S]ie haben die Zwei-
staatenlösung alle miteinander getötet. Läuten wir also die 
Einstaatenära ein.« Und er fuhr fort: »Es ist vorbei, Leute, 
also hört bitte auf, der Redaktion der Meinungsseite der 
New York Times eure Vorschläge für eine Zweistaatenlösung 
zuzusenden […]. Der nächste US-Präsident wird sich mit 
einem Israel auseinanderzusetzen haben, das entschlossen 
ist, das gesamte Territorium zwischen dem Jordan und dem 
Mittelmeer dauerhaft besetzt zu halten, einschließlich der 
Gebiete im Westjordanland, in denen 2,5 Millionen Palästi-
nenser leben.«30

Als Friedman in diesem Artikel auf  den »nächsten US-
Präsidenten« verwies, konnte er nicht voraussehen, dass 
er von Donald Trump sprach. Im Januar 2017, unmittelbar 
nach dessen Amtsübernahme, wandte er sich in einem 
weiteren Kommentar direkt an Trump. In der Überschrift 
seines offenen Briefs fragte er: »Präsident Trump, werden 
Sie die Juden retten?« Für Friedman war der neue amerika-
nische Präsident »der letzte Mensch, der zwischen Israel 
und einem totalen, selbst verschuldeten Desaster für den 
jüdischen Staat und das jüdische Volk steht«. Friedman 
merkte an, dass Israels »Entschlossenheit, die Zweistaa-
tenlösung zu zerstören«, seine Existenz als ein Land unter-
gräbt, »das aus moralischen Gründen verteidigenswert ist«. 
Diese Situation würde »praktisch jede Synagoge, jüdische 
Organisation oder jüdische Gruppe in jeder Universität 

Amerikas zerreißen […]. Israel wird das Weltjudentum 
spalten.«31

Dass der Präsident Friedmans Appell nicht beherzigte, 
bedarf  keines besonderen Beweises: Darauf, dass Donald 
Trump Israel oder die Juden rettet, sollte man besser nicht 
zählen. Vielmehr erschien unmittelbar nach seiner Amts-
übernahme und noch vor der lang erwarteten Ankün-
digung seines »Deals« eine Flut von Artikeln, die die von 
Friedman vorausgesehenen Konsequenzen beklagten. 
Man denke nur an NYT-Überschriften wie Halbfingers 
»Während eine Zweistaatenlösung an Schwung verliert, 
gewinnt ein Einstaatenplan an Zugkraft«; »Israel gräbt der 
Zweistaatenlösung ein Grab« von der Redaktionsleitung; 
Jonathan Weismans »Amerikanische und israelische Juden 
steuern auf  einen chaotischen Bruch zu«; und vielleicht am 
prägnantesten von Michelle Goldberg: »Ist der liberale Zio-
nismus tot?«32

Allerdings ist die Befürchtung, dass der liberale Zionis-
mus mit dem Ende der Zweistaatenlösung gestorben sei, 
selbst nur eine Illusion. Ungeachtet Walzers rhetorischer 
Frage – wenn der Nationalstaat passé ist, warum mit Israel be-
ginnen und nicht mit Schweden oder Frankreich? – unterscheidet 
sich Israel sehr stark von einem liberalen demokratischen 
Nationalstaat. Der Zionismus, wie wir ihn kennen, beruht 
auf  einer ethnischen Unterscheidung, die in Schweden oder 
Frankreich verfassungswidrig wäre. Anders als diese Länder, 
die ihren Bürgerinnen und Bürgern gehören, ist Israel der 
Staat des jüdischen Volkes, nicht der seiner Bürgerinnen als 
solcher. Der liberale Zionismus war deshalb noch nie sehr 
liberal.
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Diese Tatsache einzuräumen, ist für liberale Zionisten, 
die – wie ich – ihr Land lieben, stets schmerzlich. Heute 
aber erweist es sich als vorteilhaft, die Realität klar und 
deutlich beim Namen zu nennen: Es erlaubt uns zu sehen, 
dass ein wahrhaft liberaler Zionismus –  einer, der sich 
für die jüdische Selbstbestimmung in einer binationalen 
Republik einsetzt – alles andere als tot ist, auch nach dem 
Niedergang der Zweistaatenlösung. Zum ersten Mal in der 
Geschichte Israels ist er notwendig geworden. Willkommen 
in der Zukunft: Die Einstaatenpolitik bestimmt nunmehr 
Israels Realität, mit gewaltigen Konsequenzen – für Israelis, 
für Palästinenser und für das Weltjudentum. Doch fehlt uns 
noch eine Sprache für das liberale zionistische Denken in 
einem Zeitalter nach der Zweistaatenlösung und nach dem 
ethnischen Selbstverständnis.

Den Grundwortschatz dieser Sprache hat es bereits gege-
ben – in den Anfängen des Zionismus. Während zionistische 
Politik heute gleichbedeutend mit der Ansicht ist, dass die 
Juden das Recht auf  ihren eigenen souveränen Staat in Eretz 
Israel haben, vertraten die Gründerväter der Bewegung eine 
differenziertere Auffassung. Erbitterte ideologische Un-
stimmigkeiten trennten Herzl, Achad Ha’am, Jabotinsky 
und Ben-Gurion, doch sie alle konnten sich auf  die allzu 
oft vergessene Unterscheidung zwischen nationaler Selbst-
bestimmung und nationaler Souveränität einigen: Bis zu 
einem sehr späten Zeitpunkt in der zionistischen Geschichte 
verstanden sie alle das Projekt als Verpflichtung auf  Erstere, 
nicht aber auf  Letztere. (Tatsächlich lehnten sie nationale 
Souveränität überwiegend ab.)33 Das heißt: Sie glaubten, 
dass die Juden das Recht auf  politische Selbstbestimmung, 

die autonome Verwaltung ihres eigenen Lebens und die 
Wiederbelebung der jüdischen Kultur und Bildung hatten. 
Sie glaubten aber nicht, dass dies in einem souveränen jü-
dischen Staat erfolgen solle. Den Staat der Juden stellten sie 
sich als eine subsouveräne politische Einheit im Rahmen 
einer multinationalen politischen Souveränität vor. Jabo-
tinsky etwa, der heute im Allgemeinen als rabiater rechter 
jüdischer Nationalist gilt, war ausdrücklich mit Martin 
Bubers ultralinkszionistischer Fraktion Brit Schalom einer 
Meinung, dass »die Zukunft Palästinas rechtlich gesprochen 
als ein binationaler Staat begründet werden muss«. Dieser 
Konzeption von Zionismus konnte auch Hannah Arendt, 
die oft als antizionistisch betrachtet wird, zustimmen. Und 
Ben-Gurion pflichtete ihr faktisch bis kurz vor Ende seiner 
Lauf bahn bei.34 Wenn die heutigen liberalzionistischen Au-
toren unterstellen, der Binationalismus sei eine Alternative 
zu Israel statt für Israel, dann übersehen sie die Unterschei-
dung zwischen Selbstbestimmung und Souveränität: einer-
seits als eine essenzielle politische Unterscheidung; anderer-
seits als eine, die historisch im Mittelpunkt des zionistischen 
Projekts stand. Eine erstrebenswerte Zukunft für Israel jen-
seits der Zweistaatenlösung wird von einer Rückbesinnung 
auf  diese Unterscheidung abhängen.

III .

Es waren zwei Faktoren, die verhinderten, dass sich der Bi-
nationalismus als konsensuelle politische Hauptströmung 
durchsetzen konnte, und die das zionistische Programm in 
das eines ethnischen Nationalstaats verwandelten. Der be-
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deutendste war der Holocaust. Die systematische Vernich-
tung der europäischen Juden überzeugte die Zionistenfüh-
rer davon, dass jüdisches Leben von jüdischer Souveränität 
abhing: von einem jüdischen Militär und einem jüdischen 
Gemeinwesen, das in der Lage wäre, über Grenz- und Ein-
wanderungsfragen allein zu entscheiden. Die internationale 
öffentliche Meinung schloss sich dieser Auffassung an. Auf  
einer tieferen Ebene aber untergrub der Holocaust das Ver-
trauen der Juden in die liberaldemokratische Weltordnung. 
Wenn eine pluralistische Demokratie das jüdische Leben 
dort, wo Juden eine Minderheit bilden, nicht schützen 
kann, dann brauchten die Juden ihren eigenen, exklusiven 
souveränen Staat. Der pluralistische Liberalismus musste 
sich dieser Schlussfolgerung fügen, nicht nur in Europa, 
sondern auch in Palästina.

Der zweite Faktor, der mit dem ersten zusammenhing, 
war die Idee einer Umsiedlung der Palästinenser – das heißt 
einer ethnischen Säuberung –, die die britische Peel-Kom-
mission 1936 zum ersten Mal als eine praktikable Möglich-
keit ins Spiel gebracht hatte. Zuvor hatten sich die Zio-
nistenführer keine Illusionen darüber gemacht, dass eine 
winzige jüdische Minderheit nicht erwarten konnte, einen 
eigenen souveränen Staat zu etablieren, nicht einmal mit 
Wellen jüdischer Einwanderer. Sobald eine Umsiedlung 
aber als echte Option im Raum stand, ist im Denken der 
zionistischen Führer ein schlagartiger Wandel zu beobach-
ten. Die mit einer Umsiedlung der Palästinenser verknüpfte 
Idee eines souveränen Staates verbreitete sich rasch, zumal 
als sich die Lage des europäischen Judentums verschlim-
merte und erste Nachrichten von einer systematischen 

Auslöschung eintrafen. Dieses Denken verwirklichte und 
konkretisierte sich in den Ereignissen der Nakba.

Der Holocaust und die Nakba sind somit nichts anderes 
als die Hauptsäulen des zionistischen Denkens, wie wir es 
kennengelernt haben – des Grundsatzes, dass es dem Zio-
nismus wesentlich um die jüdische Souveränität geht und 
dass insofern eine jüdische demografische Überlegenheit 
um jeden Preis gewahrt werden muss. Die Weigerung, die-
sen künstlichen Grundsatz in einer Post-Zweistaatenwelt 
aufzugeben, führt in eine entsetzliche politische Sackgas-
se. Das erklärt, warum es liberale Zionisten immer noch 
vorziehen, sich an »alternative Fakten« zu klammern, die 
den Glauben an die Umkehrbarkeit des Siedlungsprojekts 
stützen, oder gleich an die Vorstellung, ohnehin sei nichts 
je irreversibel. Es ist Zeit für die Einsicht, dass dieser ver-
meintlich zionistische Grundsatz überhaupt kein zionisti-
scher Grundsatz ist und dass weiteres Festhalten an ihm zur 
Zerstörung Israels und zur Vertreibung von Palästinensern 
führen wird.

Dieses Buch ist in der Überzeugung geschrieben, dass 
wir uns eine Politik zurückerobern können, die diesen fal-
schen Grundsatz aufgibt. Das binationale Versprechen des 
Zionismus lässt sich dadurch erneuern, dass wir eine Kunst 
des Vergessens entwickeln, eine Politik, die daran erinnert, 
den Holocaust und die Nakba zu vergessen, um sie nicht 
länger als Säulen unserer Politik zu verewigen, sondern ab-
zutragen.35 Wie der französische Philosoph Ernest Renan 
in seiner klassischen Formulierung der modernen Staats-
bürgerschaft ausführte, beruhen liberale Nationalstaaten 
nicht nur auf  dem, was Menschen gemeinsam zu erinnern 
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beschließen, sondern auch – und oft mehr noch – auf  dem, 
was sie gemeinsam zu vergessen beschließen.36 Kapitel 1, 
»Was ist Vergessen?«, folgt einem klassisch gewordenen 
kurzen Text des 2012 verstorbenen Wissenschaftshistorikers 
Yehuda Elkana, in dem dieser die These aufstellte, dass das 
– einer liberaldemokratischen Politik abträgliche – Geden-
ken an den Holocaust die größte Bedrohung für die Exis-
tenz Israels sei. Ich analysiere Elie Wiesels Holocaust-Mes-
sianismus und die Nationalisierung der Erinnerung durch 
den Jerusalemer Eichmann-Prozess von 1961, um zu zeigen, 
dass das Gedenken an den Holocaust wahrlich zu einer 
Kraft geworden ist, die den Stellenwert der Staatsbürger-
schaft in Israel untergräbt. Dieses Gedenken steht nämlich 
im Gegensatz zu öffentlich oder staatsbürgerlich. Während 
das Gedächtnis mittlerweile das zentrale politische Prinzip 
ist, das alle Israelis eint, eint es sie als Juden – unter Aus-
schluss der Araber, die oft als Hitlers Erben dargestellt 
werden. Eine Wiederbelebung der binationalen Politik 
setzt voraus, dass diese Einstellung überwunden werden 
kann, indem man die Erinnerung an den Holocaust entna-
tionalisiert und sie als eine öffentliche, staatsbürgerliche 
Pflicht einfordert. Mit einer Gegenüberstellung von Elka-
nas »Lob des Vergessens« und der Holocaust-Gedenkrede 
des arabisch-israelischen Politikers Ahmad Tibi, die er 2010 
auf  dem Podium der Knesset hielt, versuche ich zu zeigen, 
dass ein Vergessen des Holocaust darauf  hinausläuft, sich 
gemeinsam mit den arabischen Landsleuten zu erinnern. 
Ich behaupte auch, dass Tibis Rede zeigt, wie so ein Er-
innern aussehen könnte.

Kapitel 2, »Die Nakba erinnern«, spricht eine Warnung 

aus: Wenn wir Israelis nicht die Verantwortung für das 
Verbrechen der ethnischen Säuberung übernehmen, dann 
werden die gegenwärtigen politischen Entwicklungen dazu 
führen, dass wir es wiederholen. Obwohl während des Is-
raelischen Unabhängigkeitskriegs rund siebenhundert-
tausend Palästinenser gewaltsam vertrieben wurden, hat 
die israelische Gesellschaft die Bedeutung ihrer Geschichte 
erfolgreich verdrängt. Nicht zuletzt weil die liberalen In-
tellektuellen ihre Verpflichtung gegenüber dieser Vergan-
genheit verrieten – vom Schweigen eines Amos Oz oder 
eines David Grossman bis zur Billigung der Vertreibungen 
durch Autoren wie Ari Shavit –, ist die Möglichkeit einer 
ethnischen Säuberung in Zukunft nicht auszuschließen. Die 
Herausforderung, die die Anerkennung der Geschichte der 
Nakba für die Idee einer jüdischen liberalen Demokratie 
bedeutet – weil eine souveräne jüdische Demokratie keinen 
Bestand haben kann, wo »zu viele« Palästinenser leben –, 
passte nicht ins Narrativ dieser Autoren, also ließen sie sie 
außer Acht. Da die Juden aber keine klare Mehrheit mehr 
in ihren eigenen Grenzen bilden, beginnt die verdrängte 
Politik der ethnischen Säuberung mit voller Wucht zurück-
zukehren. Damit die Geschichte der Nakba in einem bina-
tionalen Staat bewältigt werden kann, müsste sie, wie der 
Holocaust, politisch vergessen werden: das heißt von Pa-
lästinensern und Juden gemeinsam erinnert werden. Wir 
müssen die Nakba auf  diese Weise vergessen, statt sie zu 
leugnen, zu zensieren und zu verdrängen – und dann zu 
wiederholen.

Kapitel 3, »Der liberale Zionismus der Zukunft«, ruft 
dazu auf, endlich die vertraute, von führenden liberalzio-
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nistischen Denkern immer noch hochgehaltene These auf-
zugeben, im Begriff  einer liberalen jüdischen Demokratie 
liege kein Widerspruch. Diesem Argument zufolge gibt 
es keinen wesentlichen Unterschied zwischen Israel und 
modernen demokratischen Nationalstaaten wie Deutsch-
land, Schweden oder Frankreich, wenn man den Judaismus 
als pluralistische kulturelle Identität und nicht als Religion 
versteht. Eine Variante dieses Arguments impliziert etwa 
Walzers Attacke auf  Judt; nichtsdestotrotz ist es äußerst 
irreführend. Im Unterschied zu Deutschland oder Frank-
reich ist Israel nicht der Staat seiner Bürgerinnen und Bür-
ger, sondern der Staat des jüdischen Volkes. Und als solcher 
beruht er auf  einer ethnischen Unterscheidung, die sich im 
21. Jahrhundert nicht aufrechterhalten lassen wird.

Abraham Lincoln sagte einst, demokratische Regierun-
gen seien Regierungen des Volkes, durch das Volk und für 
das Volk. In Demokratien ist das Volk der Souverän. Israel 
ist jedoch der Staat des jüdischen Volkes, nicht der seiner 
Bürgerinnen und Bürger. Im jüdischen Staat liegt die Souve-
ränität in der Hand der jüdischen Bürger, nicht in der Hand 
der Bürger als solcher. Deshalb ist der liberaldemokratische 
Zionismus, soweit er als das Projekt einer Verteidigung der 
jüdischen Souveränität verstanden wird, ein Widerspruch in 
sich. Ich beschließe das Kapitel jedoch mit dem Argument, 
dass es zwar sehr wohl einen Widerspruch in der Vorstel-
lung eines jüdischen und demokratischen Staates gibt, aber 
keinen notwendigen Widerspruch in der Vorstellung eines 
liberaldemokratischen Zionismus. Denn in Wirklichkeit 
strebten die Gründerväter des Zionismus nach jüdischer 
Selbstbestimmung innerhalb einer binationalen Republik, 

nicht nach einem souveränen jüdischen Staat. Diese alte 
Unterscheidung lässt sich für den liberalen Zionismus der 
Zukunft noch immer zurückgewinnen.

Kapitel 4, »Republik Haifa«, baut auf  diesem Hinter-
grund auf, um einen oft vergessenen Friedensvorschlag 
aus der Vergangenheit zu untersuchen. Menachem Begin, 
Israels erster rechter Ministerpräsident und vehementer 
Gegner jedes territorialen Kompromisses, schlug in den 
späten Siebzigerjahren den sogenannten »Autonomieplan« 
vor. Er hätte genauso gut »Einstaatenplan« heißen können: 
Er umfasste nicht nur die Institution einer palästinensi-
schen Autonomie im Gazastreifen und im Westjordan-
land, sondern auch eine Option für alle Palästinenserinnen 
und Palästinenser, vollwertige israelische Staatsbürger zu 
werden, volle Bewegungs- und wirtschaftliche Freiheit in 
Israel, dem Westjordanland und Gaza sowie eine Abtei-
lung innerhalb der palästinensischen Autonomiebehörde 
zur Wiedereingliederung von Flüchtlingen. Die Knesset 
stimmte über diesen Vorschlag ab und verabschiedete ihn 
im Dezember 1977.

Während manchen die Existenz des Begin-Plans bekannt 
ist, wurde sein Inhalt, der einer binationalen Konstellation 
erstaunlich nahekommt, in der öffentlichen Wahrnehmung 
überwiegend verdrängt. Wenn Historiker ihn heute beur-
teilen, dann zumeist aus der Perspektive der Zweistaaten-
lösung: als Begins Trick, um einen souveränen palästinen-
sischen Staat zu verhindern, nicht als ein Programm, das 
die politischen Grenzlinien und Tabus jenseits des nunmehr 
hinfälligen Teilungsplans austesten könnte. Ich empfehle 
einen rekonstruierten Begin-Vorschlag, der das Recht bei-
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der Völker auf  nationale Selbstbestimmung, ja sogar auf  
Souveränität in ihren eigenen, entlang der Grenzen von 
1967 getrennten Staaten anerkennt, der aber ihre jeweilige 
Souveränität durch eine gemeinsame Verfassung regelt, 
die grundlegende Menschenrechte, Bewegungsfreiheit und 
wirtschaftliche Freiheiten für alle im gesamten Territorium 
garantiert. Ein solcher Plan könnte es den meisten Siedlern 
ermöglichen, in ihren Heimstätten zu bleiben. Und er wür-
de es den Palästinensern erlauben, Rechte auszuüben, die 
für gewöhnlich mit dem Recht auf  Rückkehr verbunden 
wären – die Hoffnung, in die Gebiete zurückkehren zu 
können, aus denen sie 1948 vertrieben worden sind. Pläne 
dieser Art wurden in der Vergangenheit entwickelt und 
finden auch immer noch ihre Unterstützer, werden aber 
zu oft als postzionistisch erachtet.37 Ich versuche mit dem 
vorliegenden Buch, eine solche Politik als ein zionistisches 
Programm zu rehabilitieren, das sich mit den zentralen Be-
strebungen der zionistischen Gründerväter deckt und an 
einen Plan anknüpft, der nicht nur von einer israelischen 
Regierung vorgeschlagen, sondern im israelischen Par-
lament angenommen wurde.

Im Augenblick mag eine binationale Föderation nach 
Utopie klingen. Und wenn schon. Diese Utopie ist prakti-
scher und realitätsnäher, als krampf haft an dem Glauben 
festzuhalten, Israel würde jemals Hunderttausende Siedler 
umquartieren. Die einzige Alternative zu einer binationa-
len Lösung besteht darin, eine ethnisch jüdische Politik in-
mitten einer arabischen Mehrheit weiterzuverfolgen. Das 
Ergebnis einer solchen Realitätsblindheit wäre noch mehr 
Gewalt, mehr, als wir bislang erlebt haben. Um realistisch 

über eine lohnenswerte Zukunft für Israel jenseits der 
Zweistaatenillusion nachdenken zu können, wird man 
träumen müssen.
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1.
Wa s  i s t  V e r g e s s e n ?

Kann es sein, dass der Gegenbegriff von »Vergessen«  
nicht »Erinnern« ist, sondern Gerechtigkeit?

Yosef Hayim Yerushalmi

I .

Am 8. Dezember 1987 verlor ein israelischer Lastwagen-
fahrer in den schmalen Straßen von Jabalia, einem paläs-
tinensischen Flüchtlingslager im nördlichen Gazastreifen, 
die Kontrolle über sein Fahrzeug und stieß mit zwei Taxis 
zusammen. Vier Palästinenser kamen ums Leben. Der 
tragische, aber unverschuldete Unfall wurde in Jabalia als 
vorsätzlicher Angriff  interpretiert und löste beispiellose 
Tumulte aus, die rasch ganz Gaza, das Westjordanland und 
Ost-Jerusalem erfassten. Die Intifada – damals wurde sie 
noch nicht als die »erste« bezeichnet – sollte bis zum Sep-
tember 1993 andauern, als Jitzchak Rabin und Jassir Arafat 
im Weißen Haus das erste Oslo-Abkommen unterzeichne-
ten. Zu diesem Zeitpunkt hatte sie das israelische Denken 
bereits auf  unabsehbare Zeit verändert.

Die offensichtlichste Veränderung war politischer Na-
tur, und ihre Auswirkungen waren praktisch unmittelbar 
ersichtlich. Fast über Nacht hatte die Intifada den lang 
gehegten israelischen Glauben an eine »aufgeklärte Besat-
zung« erschüttert: also die Überzeugung, dass das israe-
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lische Militärregime human war, dass es den Palästinensern 
tatsächlich zugutekam, von israelischen Juden beherrscht 
zu werden, und dass die Besatzung deshalb moralisch ver-
tretbar und politisch tragfähig war. Dieser heuchlerische, 
kolonialistische Glaube an die Doktrin von der aufgeklärten 
Besatzung hatte die etablierte zionistische Politik wenigs-
tens zwei Jahrzehnte lang bestimmt. Dass er sich in den 
späten Achtzigerjahren so schnell verflüchtigte, bewirkte 
einen einschneidenden Wandel. Bei Ausbruch der Intifada 
lehnte ein liberaler zionistischer Staatsmann wie Rabin, 
damals Verteidigungsminister, die Idee einer Zweistaaten-
lösung noch in gleicher Weise ab, wie heute liberale Zio-
nisten die Einstaatenlösung ablehnen – als radikale anti-
israelische Halluzination statt einer vernünftigen Politik. 
Im Zuge der ersten Ausschreitungen verurteilte Rabin, der 
1995 dafür ermordet werden sollte, dass er Arafat die Hand 
gereicht hatte, Verhandlungen mit PLO-Vertretern noch 
als Hochverrat. Die Zweistaatenpolitik konnte erst zum 
beherrschenden Programm des liberalen Zionismus wer-
den, nachdem die Intifada den Mythos der »aufgeklärten 
Besatzung« zerstört hatte.

Die zweite einschneidende Veränderung war eher mora-
lischer als politischer Natur. Interessanterweise wurde Ra-
bin auch für sie zum Symbol. Als Journalisten ihn einmal 
danach fragten, warum das Militär nicht in der Lage sei, 
die Intifada einzudämmen, antwortete er, die IDF würden 
die Ausschreitungen ersticken, indem sie Palästinensern, die 
sie beim Steinewerfen zu fassen bekämen, »die Hände und 
Beine brechen«.

Diese Worte waren nicht als direkter Befehl oder offi-

zielle Richtlinie gemeint, sie wurden aber auch nicht rein 
rhetorisch geäußert oder verstanden. Bald darauf  sah man 
israelische Soldaten im Fernsehen, die jungen Palästinen-
sern in Handschellen die Gliedmaßen brachen. Damals 
existierten weder Facebook noch YouTube, in Israel gab es 
allerdings auch nur einen einzigen Fernsehsender: Jeder sah 
diese Bilder. Nicht weniger wichtig ist, dass die Israelis mit 
Bildern einer gewalttätigen Besatzung nicht vertraut waren. 
Noch hatte die Abstumpfung durch Gewöhnung nicht ein-
gesetzt. Niemand war darauf  vorbereitet, sich zu solchen 
Aufnahmen verhalten zu müssen. Für einen Sekunden-
bruchteil entdeckten die Israelis, die sich selbst viel lieber 
als rechtschaffen und machtlos betrachten, die Diskrepanz 
zwischen dem Mythos ihrer ausschließlichen Opferschaft 
und der moralischen Realität. Für einen seltenen Moment 
sahen wir tatsächlich, wie es ist, wenn Juden in Uniform die 
Rolle des Täters einnehmen und nicht die des Opfers.

Zur gleichen Zeit – keine vier Monate nach Beginn der 
Unruhen – erschien ein kurzer Kommentar in der Haaretz 
unter dem Titel »Lob des Vergessens«.38 Sein Verfasser 
Yehuda Elkana, ein prominenter Philosophie-Professor an 
der Universität Tel Aviv, der Auschwitz im Alter von zehn 
Jahren überlebt hatte, argumentierte, es indoktriniere is-
raelische Kinder, zu »hassen«, wenn man sie lehre, sich zu 
»erinnern«. Wäre nicht der »Holocaust so tief  in [unserem] 
Nationalbewusstsein verankert« worden, schrieb er, hätten 
unsere politischen Perspektiven »ganz anders ausgesehen« 
und die Militärherrschaft der IDF über die Palästinenser 
»hätte nicht so viele ›außerordentliche‹ Taten hervorge-
bracht«. Mit außerordentlich meinte Elkana barbarisch. Und 
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indem er das Wort in Anführungszeichen setzte, warnte er 
die Haaretz-Leserschaft davor, dass Barbarei auch alles an-
dere als außerordentlich, nämlich zur Regel werden kann.

Es war kein Zufall, dass sich der Philosoph in diesem 
dramatischen Übergangsmoment – als sich Israels mora-
lische und politische Realität mit einem Schlag veränderte 
und das Land seinen Horizont inmitten einer Welle der Ge-
walt neu bestimmen musste – einer Überlegung über das 
Verhältnis der Gesellschaft zur Geschichte widmete. Also 
zum Holocaust als dem unbezweifelbaren Ursprung des po-
litischen Bewusstseins der Israelis. Er warnte davor, dass das 
Land seinen künftigen Herausforderungen nicht gewachsen 
wäre, wenn es nicht eine reifere Haltung zu seiner Vergan-
genheit entwickle.

Die heutige Situation gleicht der der späten Achtziger-
jahre, wahrscheinlich ist sie sogar noch dramatischer. Die 
Zweistaatenlösung – die inzwischen für den liberalen Zio-
nismus ein unumstößlicher Grundsatz geworden ist – bricht 
uns unter den Füßen weg und bietet keine tragfähigen 
Antworten auf  die drängenden politischen Probleme des 
Landes mehr. Die liberalen Zionisten sind ein weiteres Mal 
gezwungen, ihren politischen Horizont zu überdenken, was 
für viele nicht weniger als eine Neudefinition ihrer Iden-
tität bedeutet. In einem Moment, in dem solche gewaltigen 
Veränderungen in Gang kommen, ist es klug, Elkanas War-
nung ernst zu nehmen. Eine Politik, die sich weitgehend 
auf  die jüdische Vergangenheit stützt, könne nur zu »desa-
strösen Konsequenzen« führen. Tatsächlich, so mahnt er, 
gebe es »keine größere Gefahr für Israels Existenz« als die 
»Erinnerung an den Holocaust«:

[In den letzten Wochen] ist mir zum ersten Mal in vollem 
Umfang klar geworden, was wir getan haben, als wir Jahr-
zehnt für Jahrzehnt jedes israelische Kind zu wiederholten 
Besuchen nach Yad Vashem schickten. […] Wir deklamier-
ten, instinktlos und harsch und ohne Erklärung: Erinnere 
dich! Zachor! Zu welchem Zweck? Was soll das Kind mit 
diesen Erinnerungen anfangen? Viele der Bilder dieser 
Gräuel können als ein Aufruf  zum Hass verstanden werden. 
[…] Jede Nation, einschließlich der deutschen, wird selbst 
entscheiden, ob sie sich erinnern will oder nicht. Was uns 
betrifft, so müssen wir lernen zu vergessen.

Auf  den ersten Blick mag dieses Argument naiv wirken. Ist 
es nicht offensichtlich, dass die Erinnerung für das Über-
leben der liberalen Demokratie notwendig ist; dass eine 
zivilisierte Gesellschaft nur gegen die Rückkehr der Bar-
barei ankämpfen kann, wenn sie sicherstellt, dass wir nie 
vergessen? Besonders heute, wo rassistische, populistische 
und nationalistische Führungsgestalten weltweit auf  dem 
Vormarsch sind, ist es ein Gemeinplatz unter liberalen 
Denkern, darauf  zu beharren, dass wir aus den Schrecken 
der Vergangenheit lernen müssen. Man mag es einem 
Holocaust-Überlebenden nachsehen, wenn er sich wünscht 
zu vergessen; Elkanas »Lob des Vergessens« aber – das in-
zwischen in manchen linken Kreisen einen fast schon klas-
sischen Rang erlangt hat – könnte schlimmer erscheinen als 
bloß naiv. Es könnte regelrecht gefährlich erscheinen.

Doch gerade weil wir uns daran gewöhnt haben, das 
Gedenken als staatsbürgerliche Pflicht zu verstehen, 
ist es interessant festzustellen, dass Elkanas Appell eine 
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lange intellektuelle Tradition im Rücken hat, die der po-
litischen Funktion des Erinnerns eher misstraut. Spinoza 
ist vielleicht das offensichtlichste Beispiel. Dieser radikale 
Verfechter von Auf klärung und Demokratie hielt die Er-
innerung für eine zentrale Bedrohung zivilisierter Politik. 
Er glaubte, dass rationales Denken die Menschen vereine, 
weil es sie mittels ihrer wahren, gemeinsamen Interessen 
lenke, die Erinnerung sie hingegen trenne – weil sie sie an 
verschiedenen falschen Identitäten, irreführenden Mythen 
sowie zusammengereimten Religionen und Ideologien fest-
halten lasse. Die Erinnerung als solche ist also immer der 
Ursprung von Konflikten, Gewalt und Krieg, nie von Auf-
klärung, Demokratie und Frieden.39

Wie so oft schließen Nietzsches Einsichten an die Spi-
nozas an, allerdings in grelleren Worten. »Der Historiker 
sieht rückwärts; endlich glaubt er auch rückwärts.«40 Das 
Gedächtnis neige dazu, wie ein »böser Zuschauer« zu funk-
tionieren: Es blicke in die Vergangenheit zurück, erkenne, 
dass sie anders gewesen sein muss, und habe doch nicht die 
geringste Möglichkeit und Fähigkeit, sie zu ändern. Der 
Verfasser der Schrift »Vom Nutzen und Nachtheil der His-
torie für das Leben« schließt, dass diejenigen, die von ihrem 
Gedächtnis leben statt vom Willen zu vergessen, unweiger-
lich zu jeder Menge Ressentiments neigten – zu »des Wil-
lens Widerwille gegen die Zeit und ihr ›Es war‹.« Am Ende 
nehme ein solcher vergangenheitsorientierter Wille in der 
Gegenwart »an Allem, was leiden kann. […] Rache dafür, 
dass er nicht zurück kann« – weil es immer schon zu spät 
sei, um an der Vergangenheit etwas zu ändern.41 Nietzsche 
gilt im Allgemeinen nicht gerade als liberaldemokratischer 

Denker. Doch ungefähr zu seiner Zeit entwickelte Ernst Re-
nan seine klassische Formulierung der Staatsbürgerschaft in 
Begriffen, die Nietzsches Vorstellungen vom Gebrauch und 
Missbrauch des Gedächtnisses ziemlich ähnlich sind. Die 
moderne Staatsbürgerschaft, schrieb er, hängt wesentlich 
vom »Vergessen« ab, ja selbst von der Bereitschaft zum »his-
torische[n] Irrtum«.42 Wir werden darauf  zurückkommen.

Nichts von alldem erwähnte Elkana in seinem Gastkom-
mentar für die Haaretz. Seine knappe Argumentation laute-
te wie folgt: Die israelische Demokratie sei in Gefahr, weil 
die Politik des Landes über Gebühr auf  die Erinnerung der 
vergangenen Auslöschung ausgerichtet sei statt auf  ihre ge-
genwärtigen und künftigen Interessen. Dies begründe »Hit-
lers tragischen Sieg«.43 Während moderne demokratische 
Gesellschaften von wirtschaftlichen, sozialen, psychologi-
schen und ideologischen Erwägungen beherrscht würden 
– den Bausteinen eines kompromissbereiten, vernünftigen 
Austauschs –, bewege die Israelis eine »tiefe Existenzangst«. 
Zu lange schon sei die israelische Öffentlichkeit mit einer 
»bestimmten Interpretation des Holocaust« gefüttert wor-
den, einer mythisch-metaphysischen Erklärung, der zu-
folge »die ganze Welt gegen uns ist« und wir »das ewige 
Opfer« sind. Mit ihrer beständigen Darstellung der Politik 
als Nullsummenspiel untergrabe eine solche existenzielle 
Angst die Dimensionen des Verhandelns und der kritischen 
Infragestellung. Für Elkana ist es dieses Gefühl, das, einmal 
politisch interpretiert, die Demokratie aushöhle:

Die schiere Existenz der Demokratie ist gefährdet, wenn 
die Erinnerung an vergangene Opfer eine aktive Funktion 
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im demokratischen Prozess übernimmt. Die Ideologen 
der faschistischen Regime verstanden dies nur zu gut. Es 
ist kein Zufall, dass sich ein Großteil der Forschung über 
Nazideutschland auf  die Mythen des Dritten Reichs kon-
zentriert […] Die Leiden der Vergangenheit als politisches 
Instrument einzusetzen, ist quasi so, als würde man die To-
ten an den demokratischen Entscheidungen der Lebenden 
partizipieren lassen.

Elkanas Provokation trifft einen Nerv, weil die politisch-
metaphysische Existenzangst die Israelis dazu verleitet hat, 
von der Berufung auf  den Holocaust als einem politischen 
Argument unmerklich dazu überzugehen, den Zionismus 
als eine Art angstbasierten mythischen Holocaust-Mes-
sianismus zu betrachten. Im Hebräischen wird dieser sa-
kralisierte Mythos mit der Wendung mi’shoa le ’tquma aus-
gedrückt: »vom Holocaust zur Wiederauferstehung«. Sie 
greift die verbreitete Überzeugung auf, dass die jüdischen 
Opfer des Dritten Reichs nicht bloße Opfer waren: Sie waren 
Aufgeopferte – wie im Deutschen ist im Hebräischen Opfer 
(victim) und Opfergabe (sacrifice) dasselbe Wort, korban – in 
einem zielgerichteten Prozess, der zur Schaffung eines jü-
dischen Staates aus ihrer Asche führte. Wenn man Israel 
auf  diese Weise als ein mythisches statt ein politisches Ge-
bilde begreift, dann steht es außerhalb des Bereichs der 
modernen, mehr oder weniger rationalen demokratischen 
Politik.

II .

Eines der erschütterndsten Zeugnisse in Die Nacht, dem 
Buch, das Elie Wiesel berühmt machte und für das er letzt-
lich den Friedensnobelpreis erhielt, ist das der Hinrichtung 
eines Kindes, beschrieben als »der Engel mit den traurigen 
Augen« und »feingezeichneten schönen Gesichtszügen«.44 
Es handelt sich um eine Szene, die niemand, der sie gelesen 
hat, je vergessen wird. Das Kind, das bei der Mitwirkung 
an einem Sabotageversuch erwischt wird, weigert sich, mit 
seinen SS-Vernehmern zu kollaborieren, gibt auch unter 
Folter nichts preis wird schließlich neben zwei anderen jü-
dischen Gefangenen erhängt:

Alle Augen waren auf  das Kind gerichtet. Es war aschfahl, 
aber fast ruhig und biss sich auf  die Lippen. Der Schatten 
des Galgens bedeckte es fast ganz.

[…]
Die drei Verurteilten stiegen zusammen auf  ihre Stühle. 

Drei Hälse wurden zu gleicher Zeit in die Schlingen ein-
geführt.

»Es lebe die Freiheit!« riefen die beiden Erwachsenen.
Das Kind schwieg.
»Wo ist Gott, wo ist er?« fragte jemand hinter mir.
Auf  ein Zeichen des Lagerchefs kippten die Stühle um.
[…]
Dann begann der Vorbeimarsch. Die beiden Erwachse-

nen lebten nicht mehr. Ihre geschwollenen Zungen hingen 
bläulich heraus. Aber der dritte Strick hing nicht reglos: der 
leichte Knabe lebte noch …
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Mehr als eine halbe Stunde hing er so und kämpfte vor 
unseren Augen zwischen Leben und Sterben seinen Todes-
kampf. […] Er lebte noch, als ich an ihm vorüberschritt. Sei-
ne Zunge war noch rot, seine Augen noch nicht erloschen.

Hinter mir hörte ich denselben Mann fragen:
»Wo ist Gott?«
Und ich hörte eine Stimme in mir antworten:
»Wo er ist? Dort – dort hängt er, am Galgen.«45

In diesem konkreten Moment vom Tode Gottes in Ausch-
witz liegen die Anfänge von Wiesels politischer Theologie – 
und seines Verhältnisses zur zionistischen Politik. Ihr Vor-
bild ist die biblische Erzählung der Bindung Isaaks, in der 
Gott Abrahams Glauben auf  die Probe stellt, indem er von 
ihm verlangt, Isaak zu opfern, »deinen einzigen Sohn, den 
du liebhast«, und zwar als »Brandopfer«. »Ola«, das hebräi-
sche Wort für »Brandopfer«, beschreibt ein Opfer, das auf  
dem Altar verbrannt werden muss. Die kanonische grie-
chische Übersetzung des Wortes ist bekannter. Sie lautet 
»holocaust«.

In der Bindung Isaaks, wie die Geschichte seiner ge-
planten Opferung in der jüdischen Tradition heißt, wird 
das Kind durch einen Engel Jahwes vor dem Verbrennen 
gerettet: »Lege deine Hand nicht an den Knaben«, ruft er 
Abraham zu, »und tu ihm nichts; denn nun weiß ich, dass 
du Gott fürchtest […].« (1. Mose 22, 12) Angesichts der Tat-
sache, dass die zukünftige Existenz Israels als eines Volkes 
das Überleben Isaaks, des »einzigen Sohns« Abrahams, vor-
aussetzt, wird das ganze Volk durch den wunderbaren Ein-
griff  des Engels im allerletzten Moment gerettet. Wiesel 

bezieht sich auf  eine lange jüdische Tradition, wenn er be-
hauptet, dass nicht nur Abraham in dieser Geschichte auf  
die Probe gestellt wird, sondern auch Gott. Würde er die 
Opferung und das Verbrennen des Kindes zulassen? Wenn 
Gott in der Bibel den Test – gerade so – besteht, so fällt Er 
in Auschwitz durch.46 Kein Engel erscheint im letzten Au-
genblick, um den Tod des Kindes zu verhindern. Wenn ein 
Engel auf  der Bühne ist, dann ist es dieser braunäugige Jun-
ge, der am Galgen baumelt. Für Wiesel starb der jüdische 
Glaube zusammen mit jenem Kind in Auschwitz. Gott fiel 
durch, als er den Holocaust seines Volkes zuließ.

Der Literaturnobelpreisträger und engagierte Katholik 
François Mauriac schrieb ein Vorwort zur Originalausgabe 
von Die Nacht, in dem er seine Begegnung mit dem jungen 
Wiesel schildert und auch auf  die Hinrichtung des Kindes 
zu sprechen kommt. Es überrascht vielleicht nicht, dass er 
den Tod Gottes als den Beginn einer Theologie ansieht:

Was konnte ich, der ich glaube, dass Gott die Liebe ist, 
meinem jungen Gesprächspartner antworten, dessen blaue 
Augen den Widerschein der Trauer jenes Engels bewahren, 
die eines Tages in den Gesichtszügen des gehängten Knaben 
erschienen war? […] Habe ich ihm von jenem Israeliten ge-
sprochen, von dem Bruder, der ihm vielleicht glich, von 
jenem Gekreuzigten, dessen Kreuz die Welt besiegt hat? 
Habe ich ihm bestätigt, dass das, was für ihn ein Stein des 
Anstoßes wurde, für mich der Eckstein geworden ist und 
dass die Übereinstimmung zwischen dem Kreuz und dem 
Leiden der Menschen in meinen Augen der Schlüssel zu 
dem unergründlichen Geheimnis bleibt, in dem sein Kin-
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derglauben verloren gegangen ist? Dennoch ist Zion aus 
den Gaskammern und Beinhäusern wieder erstanden. Das 
jüdische Volk ist aus seinen Millionen von Toten auferstan-
den. Durch sie lebt es von neuem.47

Eine jüdische Leserin könnte –  und sollte  – Mauriacs 
Vorwort vielleicht als eine unverschämte Zumutung 
christlicher Theologie für die jüdischen Opfer empfinden. 
Der Autor verkennt den Gegensatz zwischen der jüdischen 
Bindung Isaaks, bei der Gott die Probe besteht, indem er 
vom Verbrennen des Kindes ablässt, und Auschwitz, wo 
Gott versagt, indem er die Opferung des Kindes als ultima-
tive theologische Bedeutung des Holocaust zulässt. Mau-
riac versteht den Zusammenbruch des jüdischen Glaubens 
vielmehr als Sprungbrett zum Christentum. Er interpretiert 
den Holocaust als einen Moment, an dem sich die Gemein-
samkeit zwischen Auschwitz und der Opferung Isaaks zeigt, 
wie 1. Mose 22 in christlichen europäischen Sprachen, an-
ders als im Hebräischen, allgemein genannt wird. Für Chris-
ten präfiguriert 1. Mose 22 lediglich die Kreuzigung Jesu, 
in der der »einzige Sohn, den du liebhast«, tatsächlich am 
Kreuz geopfert wird, nicht anders als Wiesels Engel mit den 
traurigen Augen. Doch ersteht Jesus wieder auf, und man 
könnte glauben (wie Mauriac andeutet), dass das Christen-
tum genau da glückt, wo es glücken muss – nämlich darin, 
woran der jüdische Glaube gescheitert und gestorben ist: 
dem jüdischen Leid einen Sinn zu geben. Mauriac war höflich 
genug, diesen Gedanken nicht offen auszusprechen. Die 
Andeutung – es ist mehr als eine Andeutung, es ist eine 
Versuchung – aber war da: Wiesel hätte aus Auschwitz nicht 

als atheistischer Jude, sondern als frommer Christ hervor-
gehen sollen. Und vielleicht nicht nur er.

Wenn sich Wiesel als stolzer Jude, der er war, durch 
dieses Vorwort mitnichten beleidigt fühlte, so deshalb, 
weil sich Mauriacs Manöver mühelos nicht nur als eine 
christliche, sondern auch als eine jüdische Versuchung ver-
stehen lässt: die Versuchung nämlich, den Judaismus in ei-
nen zionistischen Holocaust-Messianismus zu verwandeln. 
Gott stirbt am Galgen, um anschließend wiederaufzuerste-
hen: für Mauriac und Wiesel ist »Zion […] wieder erstan-
den«. Genau das ist die Bedeutung des Holocaust, wie sie 
Israelis beigebracht und als Eckpfeiler der israelischen Po-
litik vorausgesetzt wird. Mi’shoa le ’tquma: vom Holocaust 
zur Wiederauferstehung. Wiesel ging aus Auschwitz nicht 
als Christ hervor und auch nicht wirklich als atheistischer 
Jude. Er ging aus Auschwitz hervor als jemand, der fest vom 
Zionismus als der letztendlichen messianischen Theologie 
des Holocaust überzeugt war. Mitunter sollte er als unver-
blümter Prophet dieser Theologie fungieren.

Dadurch, dass ein solcher Holocaust-Messianismus den 
jüdischen Staat der Sphäre rationaler, universalistischer Po-
litik enthoben hat, hat er das jüdische Gewissen in schwere 
Schräglage gebracht. In seiner Nobelpreisrede erklärte Wie-
sel, dass er sich »geschworen habe, nie zu schweigen, wann 
immer und wo auch immer menschliche Wesen leiden und 
Erniedrigung aushalten müssen«. Wie er ebenfalls sagte: 
»Neutralität hilft dem Unterdrücker, niemals dem Opfer. 
Schweigen ermutigt den Folterknecht, niemals den Gefol-
terten.«48 Das waren durchaus keine leeren Worte. Schon 
früh – und lange bevor es unproblematisch war oder in 
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Mode kam – besaß Wiesel die Integrität, sich zur Apartheid 
in Südafrika oder zu den Hassverbrechen gegen schwarze 
Amerikaner zu äußern. Aus genau diesem Grund aber ist 
auch seine Haltung zur israelischen Politik bezeichnend. 
Er hat das ausgefeilte Siedlungsprojekt des Landes oder die 
jahrzehntelange militärische Unterdrückung der Palästinen-
ser nie kritisiert. Nicht einmal gegen Begins Einmarsch in 
den Libanon 1982 oder die Massaker von Sabra und Schattila 
legte er Protest ein. Ganz gewiss sprach er nicht über die 
Geschichte der Vertreibung der Palästinenser. Und als die 
ersten Bilder der Intifada publik wurden – jene Bilder, die 
Elkana veranlassten, die Taten der IDF als barbarisch zu 
beurteilen und zu folgern, dass der Holocaust vergessen 
werden müsse –, blieb Wiesel stumm. Anscheinend sah er 
nicht, wie es sich darstellte, wenn Juden in Uniform als Tä-
ter auftreten. »Trotz des mehr oder weniger starken Drucks, 
dem ich in dieser Angelegenheit ausgesetzt bin«, schrieb er 
einmal, »habe ich mich bisher geweigert, im israelisch-ara-
bischen Konflikt öffentlich Stellung zu beziehen.«49 Man 
muss sich fragen: warum eigentlich? Ist das Schweigen nicht 
immer auf  der Seite des Unterdrückers? Wiesels Schweigen 
über Israel beweist weder tiefe Weisheit noch gesunden 
Menschenverstand. Schließlich haben universalistische mo-
ralische Kritiker ihren Zorn spätestens seit den jüdischen 
Propheten auch gegen ihre eigenen Regierungen und Völ-
ker gerichtet – eigentlich vor allem gegen sie. Warum sollte 
ein jüdischer universalistischer moralischer Kritiker nicht 
öffentlich Position zu Israel beziehen?

Die Antwort liegt im Zusammenbruch der Vernunft 
durch den Holocaust-Messianismus. Für Mauriac war die 

Übereinstimmung von »dem Kreuz und dem Leiden der 
Menschen« jenes »unergründliche Geheimnis«, das die 
Grundlage des Glaubens bildete. Dasselbe gilt für Wiesels 
Holocaust-Theologie. Da der Holocaust »alle Antworten« 
zunichtemacht, »außerhalb, wenn nicht jenseits der Ge-
schichte« steht und sich jeder »Erkenntnis und Beschrei-
bung«50 entzieht, ist er der Vernunft nicht zugänglich und 
jenseits der normalen Politik angesiedelt – wie der Gott, der 
aus diesem mythischen Moment wiedererstanden ist. Ein 
Israel, das einem ahistorischen, transzendenten Mysterium 
entspringt, steht über universalistischer Politik und mora-
lischer Kritik. War es Wiesels lebenslange jüdische Fantasie, 
den toten Gott wie Hiob zu verfolgen – und ihn dafür, dass 
er sein Volk in Auschwitz verraten hat, zur Rechenschaft 
zu ziehen –, so zeichnete sich seine lebenslange Beziehung 
zum lebendigen Gott, dem Staate Israel, durch die entge-
gengesetzte Haltung aus. Sie glich nicht Hiobs streitlustiger 
moralischer Integrität, die sogar den Allmächtigen heraus-
fordert, sondern der dogmatischen Haltung von Hiobs 
Freunden, die Gott der Vernunft enthoben und seine Ge-
rechtigkeit blind als unumstößlich verteidigten.

Gewiss ist Wiesel nur ein Beispiel, aber ein paradigma-
tisches. Die mythische Logik von mi’shoa le ’tquma wird 
Kindern in israelischen Schulen von klein auf  als alleinige 
Bedeutung des Holocaust beigebracht, als ein Faktum über 
die Existenz Israels. Sie wird mit größter Selbstverständlich-
keit in offiziellen Gedenkveranstaltungen wiederholt, und 
sie wird IDF-Kadetten vermittelt, wenn sie im Rahmen des 
intensiven Bildungsprogramms der Armee Yad Vashem be-
suchen. »Die Erinnerung ist zu einer heiligen Pflicht aller 
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gutwilligen Menschen geworden«, sagte Wiesel einmal zu 
Präsident Obama, der diese Feststellung seinerseits in sei-
nem Vorwort zur neuesten englischsprachigen Ausgabe von 
Wiesels Die Nacht aufgriff.51 Vielleicht ist sie das. Aber nur, 
wenn die Erinnerung vom Holocaust-Messianismus befreit 
werden kann. Nur, wenn sie von einem gefährlichen po-
litischen Mythos getrennt werden kann.

Vielleicht weil er Auschwitz als zehnjähriges Kind über-
lebte, hielt Elkana eine solche Trennung für unmöglich. 
Interessanterweise gelangt er zu diesem Schluss ausgehend 
von einer Voraussetzung, die sich von der Wiesels gar nicht 
sehr unterscheidet. Ob bewusst oder nicht, kommt er des-
sen Auffassung, dass sich die Erinnerungen an das Ereig-
nis jeder »Erkenntnis und Beschreibung« entziehen, recht 
nahe. Um es mit Jean Améry zu sagen, ist er wie Wiesel der 
Meinung, dass uns die Erlebnisberichte aus dem Holocaust 
an die »Grenzen des Geistes« bringen52 – nur zieht er dar-
aus den genau entgegengesetzten Schluss: Gerade weil uns 
die Erinnerung in diesem Fall an die Grenzen des Geistes 
bringe, verlange sie den Mythos. Unsere wichtigste Pflicht 
aber bestehe nicht gegenüber der Erinnerung, sondern 
gegenüber dem Leben, das nur durch eine vernünftige, ra-
tionale Politik beschützt werden könne. Als Primo Levi vor 
der »unheilbaren Natur der Versündigung« warnte, »die 
sich ausbreitet wie eine ansteckende Krankheit«, machte er 
sich ähnliche Sorgen.53 Das »Gift von Auschwitz« vermischt 
sich mit unserem »erschöpften Blut«, mahnte er und sprach 
vom Gedächtnis nicht viel anders als Nietzsche: Es raubt 
uns »die Kraft […], unser Leben wieder zu beginnen«.54 
Das Holocaust-Gedenken, das zur Mythenbildung einlädt, 

ist für Elkana nichts anderes als ein solches Gift: eine Be-
drohung der Zivilisation, kein Schutzschild gegen die Bar-
barei. Die Erinnerung sei daher alles andere als eine »hei-
lige Pflicht«. Elkana schließt, dass die »wichtigste politische 
und pädagogische Pflicht« der israelischen Führung darin 
bestehe, »sich auf  die Seite des Lebens zu schlagen. […] Sie 
müssen die Herrschaft jenes historischen Erinnere dich! über 
die Lebenden mit der Wurzel ausreißen.«55

III .

Dass das Erinnern mitunter eine staatsbürgerliche Politik 
bedroht, zeigt sich heute an Israels Schulterschluss mit teils 
neofaschistischen und antisemitischen Staats- oder Partei-
chefs. Die Liste der offiziellen Staatsbesuche rechtspopulis-
tischer Politiker, die allein im Jahr 2018 in Yad Vashem emp-
fangen wurden, ist alarmierend. Viktor Orbán, Ungarns 
nationalistischer, antiliberaler Ministerpräsident, besuchte 
Israels Holocaust-Gedenkstätte im Dezember, so wie Mat-
teo Salvini, Chef  der neofaschistischen italienischen Partei 
Lega und seinerzeit stellvertretender Ministerpräsident sei-
nes Landes. Als der konservative österreichische Kanzler Se-
bastian Kurz Yad Vashem im Juni desselben Jahres besucht 
hatte, konnte sich seine Museumsführerin den Hinweis 
nicht verkneifen, dass die Freiheitliche Partei Österreichs, 
mit der Kurz’ Partei koalierte, von ehemaligen SS-Offizie-
ren gegründet worden war. Einige seiner Bündnispartner, 
sagte sie zum Kanzler, sollten darüber »informiert werden, 
was der Holocaust war«. Die österreichische Regierung 
beschwerte sich offiziell, worauf hin sich die Gedenkstätte 
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entschuldigte. Die Süddeutsche Zeitung kommentierte nach 
dem Besuch von Salvini und Orbán, Yad Vashem stehe vor 
einer »schwierigen Entscheidung«: Soll das Museum eine 
klare Position zum Verhältnis von Erinnerung und Politik 
beziehen, indem es stramm rechten Politikern den Zutritt 
verwehrt, oder soll es die Erinnerung zu einer »Wasch-
maschine« für ebendiese Politiker verkommen lassen?56

Leider macht man es Yad Vashem damit zu einfach. Die 
Institution ist seit Jahren daran beteiligt, rechtsextreme Po-
litiker reinzuwaschen. Naftali Bennett beispielsweise war als 
israelischer Bildungsminister ein häufiger Gast. Als dama-
liger Vorsitzender der religiös-zionistischen Siedlerpartei 
Jüdisches Heim (HaBajit haJehudi) zeigte er sich deutlich 
gewaltbereiter und rassistischer als ein Orbán oder Salvi-
ni. Als Kabinettsmitglied erklärte er öffentlich: »Ich habe 
in meinem Leben viele Araber getötet, und daran gibt es 
nichts auszusetzen.« Schai Piron, Bennetts Vorgänger als 
Bildungsminister, ist ein Rabbiner, der sich dem Verkauf  
von Häusern an Araber widersetzt. Als sich ein Leser des 
prominenten religiösen Blogs Kipa online mit der Frage an 
ihn wandte, ob er seine Wohnung in Haifa an eine arabische 
Familie verkaufen dürfe, antwortete Piron: »Das Haus an 
einen Araber zu verkaufen, besonders da dies gegen Lo Te-
chunem [sic!] verstößt, ist verboten, und ein Haus an Araber 
vor allem angesichts der aktuellen Auseinandersetzung zu 
verkaufen, ist streng verboten.« Aus Angst vor einer Assimi-
lation verbietet die jüdische Halacha Lo Techanem die Vermi-
schung von Juden und Nichtjuden. Sie folgt darin 5. Mose, 
7, 2, wo Gott den Israeliten erklärt, wie sie nach ihrer Rück-
kehr aus Ägypten mit den Kanaanitern verfahren sollen, die 

bereits in ihrem Land leben. Manche Interpretationen des 
5. Buchs Mose verstehen Lo Techanem als »Gebt ihnen kein 
Quartier«, andere, überzeugendere Auslegungen als »Zeigt 
ihnen keine Gnade«. Tatsächlich verlangt die Auslegungs-
tradition des 5. Buchs Mose, auf  die sich Piron in seiner Ant-
wort stützte, dass all jene, die bei der Rückkehr der Juden 
in Eretz Israel leben, vertrieben, versklavt oder ausgelöscht 
werden sollen. Während seiner Amtszeit als Bildungsminis-
ter entwickelte Piron zusammen mit Yad Vashem den Plan, 
israelischen Kindern die Geschichte des Holocaust bereits 
im Kindergartenalter zu vermitteln.

Während ich diese Zeilen schreibe, ist Rafi  Peretz, der 
Vorsitzende der religiös-zionistischen Union der rechten 
Parteien, israelischer Bildungsminister. Seine Liste reprä-
sentiert in jeder Beziehung die extreme Rechte: Peretz’ 
Bündnispartner sind Bezalel Smotrich, der sich für die Ver-
treibung von Palästinensern ausspricht, und Itamar Ben-
Gvir, dessen Partei Jüdische Stärke (Otzma Jehudit) offen 
rassistisch ist und von Israels Oberstem Gerichtshof  von 
der Teilnahme an früheren Wahlen ausgeschlossen wurde, 
nachdem sich einzelne ihrer Vertreter positiv über Massaker 
an Palästinensern und die Ermordung Jitzchak Rabins ge-
äußert hatten. (Als Bildungsminister setzt sich Peretz im 
Übrigen für Konversionstherapien ein, um Homosexuelle 
zu »heilen«.) Man darf  mit Sicherheit davon ausgehen, dass 
sich die Frage, ob Yad Vashem Peretz, Bennett oder Piron 
empfangen sollte, nie gestellt hat. Kein offizieller Vertreter 
der Institution hat bisher den Drang verspürt, diese israe-
lischen Bildungsminister daran zu erinnern, »was der Ho-
locaust war«.
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Nun mag man versucht sein zu glauben, Peretz, Bennett 
oder Piron seien selbstverständlich deshalb in Yad Vashem 
willkommen, weil es sich um führende jüdisch-israelische 
Politiker handelt. Doch dieser Versuchung sollte man wi-
derstehen. Nichts, aber auch gar nichts daran dürfte selbst-
verständlich sein. Wenn der ungeheuerliche Gedanke, dass 
israelische Bildungsminister offen eine rassistische Politik 
und rassistische Gesetze unterstützen können, Israelis 
keinesfalls ungeheuerlich erscheint, dann liegt dies unter 
anderem daran, dass eine Institution wie Yad Vashem seit 
Jahren als Waschmaschine für genau diese Politik dient. 
Eine abnorme Form des Erinnerns hat die rassistische Ge-
walt israelischer Politiker normalisiert. Als Elkana befürch-
tete, das Holocaust-Gedenken könne eine grausame Praxis 
befördern, die eher die Regel als die Ausnahme darstellt, 
dachte er an diese Normalisierung.

Nicht Yad Vashem steht heute vor einer schwierigen Ent-
scheidung. Dies tun vielmehr wichtige liberale Organe wie 
die Süddeutsche Zeitung, deren erwähnter Kommentar zeigt, 
wie tückisch die Erinnerung geworden ist. Nun müssten sie 
nur noch über die Tatsachen berichten, was nicht immer 
leichtfällt, denn Tatsache ist, dass Yad Vashem seit Jahren 
extrem rechte israelische Politiker legitimiert, die heute 
ausschließlich mit ihren natürlichen europäischen Verbün-
deten zusammenarbeiten. Seit geraumer Zeit schon wird 
das Holocaust-Gedenken in eine Gegenmacht zu jeder li-
beralen Politik verwandelt: Extrem rechte, rassistische und 
antisemitische Wortführer müssen sich nicht mehr in die 
Niederungen der Holocaustleugnung begeben oder das An-
denken an den Holocaust herabsetzen; sie können sich heu-

te vielmehr als diejenigen darstellen, die wirklich aus der 
Geschichte gelernt haben und deshalb vom jüdischen Staat 
und Yad Vashem willkommen geheißen werden. Heute sind 
es die liberalen Kritiker der israelischen Politik, die angeb-
lich die Vergangenheit vergessen haben. Einstweilen sind 
noch keine AfD-Vertreter in Yad Vashem begrüßt worden, 
wenngleich es nach Orbáns und Salvinis Besuchen keinen 
Grund mehr gibt, sie nicht einzuladen. Seit Jahren schließ-
lich zieren israelische Flaggen Pegida-Demonstrationen. 
Für die israelische Regierung des Jahres 2019 wäre eine Zu-
sammenarbeit mit einer AfD-Regierung viel natürlicher als 
mit der Regierung einer Kanzlerin Merkel. Aus der Sicht 
Israels – dem ein Monopol auf  die richtige Interpretation 
des Holocaustgedenkens eingeräumt worden ist – hat die 
AfD, anders als die jetzige Bundesregierung, die richtigen 
Lehren aus der Vergangenheit gezogen.

Die New York Times berichtete im Zusammenhang 
mit den Staatsbesuchen Viktor Orbáns und Matteo Salvi-
nis in Yad Vashem, dass es für die Institution »heikel« sei, 
gegen solche Besucher zu protestieren, da sie damit den 
»Zorn« der israelischen Regierung auf  sich ziehen könne, 
die »40 Prozent ihres Etats« finanziere.57 Das ist eine sehr 
konziliante, an Verantwortungslosigkeit grenzende Dar-
stellung. Es ist irreführend, den Zusammenhang zwischen 
der Finanzierung Yad Vashems und seiner Gästeliste zu 
kommentieren, ohne zu erwähnen, dass der wichtigste 
private Mäzen der Gedenkstätte Sheldon Adelson ist, jener 
rechte Kasinomogul, der unter anderem der größte Einzel-
spender für Donald Trumps Wahlkampf  war. Adelson 
spendete Hunderte Millionen US-Dollar an Politiker und 
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Institutionen, die, wie Trump, seine spezielle Vorstellung 
von israelischer Politik unterstützen. Wie erwähnt, stellte 
er 2018 die nötigen Mittel zur Verfügung, um im Herzen 
des Westjordanlands die Adelson-Fakultät für Medizin an 
der Universität Ariel ins Leben zu rufen. 2007 hatte er Israel 
HaYom gegründet, eine israelische Tageszeitung, die jahre-
lang faktisch von Benjamin Netanjahu kontrolliert wurde 
und diesem als wichtigstes einheimisches Propagandaorgan 
diente. Adelsons Millionen ermöglichten es dem Blatt, sich 
schnell als Israels meistgelesene Tageszeitung zu etablieren: 
Sie ist kostenlos. Adelson ist darüber hinaus Eigentümer 
der rechten Siedlerzeitung Makor Rischon. Chefredakteur 
des Wochenblatts ist Haggai Segal, ein verurteilter Terrorist 
des Jüdischen Untergrunds, der im Gefängnis saß, weil er 
Bomben in den Autos arabischer Politiker platziert hatte.

Man lasse sich diese Liste auf  der Zunge zergehen: 
Donald Trump, Israel HaYom, die Universität Ariel, Makor 
Rischon, Yad Vashem. Adelson geht sicher recht in der 
Annahme, dass der Holocaust, wie sich die Israelis seiner 
erinnern, der Art von Politik nutzt, die er zu fördern ver-
sucht. Als Netanjahu 2016 unter Missachtung sämtlicher 
diplomatischen Protokolle vor dem US-Kongress eine Rede 
gegen Obamas Iran-Abkommen hielt, war darin ein Ver-
gleich zentral: »Wir schreiben das Jahr 1939, und der Iran 
ist Deutschland.« Zum Capitol Hill begleiteten ihn zwei 
Gäste, die nebeneinandersaßen und sicherstellten, dass ihre 
Anwesenheit im Publikum nicht unbemerkt blieb: Sheldon 
Adelson und Elie Wiesel.

IV.

Da die Erinnerung so häufig missbraucht wurde, lohnt der 
Hinweis, dass Israel in den ersten dreizehn Jahren seines 
Bestehens so gut wie kein Interesse am Holocaust-Geden-
ken zeigte. Wenn überhaupt, dann war der Holocaust ein 
Teil der Geschichte, den der junge jüdische Staat lieber ver-
drängte. Mit anderen Worten: Allem Anschein zum Trotz 
besteht zwischen dem israelischen Selbstverständnis und 
der Erinnerung an den Holocaust überhaupt kein notwen-
diger Zusammenhang.

Vollauf  damit beschäftigt, die Figur des neuen zionis-
tischen Juden nach dem Vorbild des heldenhaften Pioniers 
zu entwickeln, brachten die Israelis nur wenig Geduld mit 
den Opfergeschichten aus der Diaspora auf. Tatsächlich galt 
die systematische Vernichtung des europäischen Judentums 
nicht einmal als integraler Bestandteil der jüdischen Ge-
schichte. Ben-Gurion stellte den entsprechenden historio-
grafischen Grundsatz schon lange vor dem Dritten Reich 
auf: »Die Geschichte einer Nation ist nur jene Geschichte, 
die die Nation als ein einheitliches Ganzes erschafft«, ar-
gumentierte er, nicht jene, die »Individuen und Gruppen 
innerhalb der Nation widerfährt«.58 Getreu dieser Logik be-
handelte ein israelisches Lehrbuch zur jüdischen Geschich-
te von 1948 den Holocaust auf  einer Seite. (Die Napoleo-
nischen Kriege hingegen nahmen zehn Seiten ein.59) Der 
jüdische Staat nahm jüdische Überlebende und Flüchtlinge 
auf, seine Identität aber war in keiner Weise eng mit ihren 
Erinnerungen verbunden. Als persönliche Geschichte der 
Überlebenden verstanden – es war ihnen zugestoßen, dort –, 
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funktionierte der Holocaust nicht als eine einigende Erinne-
rung, die die Israelis oder die Juden als Nation konstituiert 
hätte, ja er konnte dies gar nicht. Und ganz gewiss hatte 
er nichts mit den sephardischen Juden zu tun, die aus den 
muslimischen Ländern des Nahen Ostens und nördlichen 
Afrikas nach Israel kamen. Jenseits der jüdischen Geschich-
te und im Gegensatz zum zionistischen Ethos heroischer 
Wiederbelebung stehend, spaltete der Holocaust die Israelis 
eher, als dass er sie einte. Er war etwas, dessen man sich 
schämte, etwas, was man im Privaten zugab, wofür man 
aber keine öffentlichen Gedenkfeiern abhielt.60

All dies änderte sich mehr oder weniger über Nacht. 
Die Gefangennahme Adolf  Eichmanns 1960 und sein Ge-
richtsprozess in Jerusalem im darauffolgenden Jahr dienten 
nicht in erster Linie dazu, den SS-Obersturmbannführer 
zur Rechenschaft zu ziehen, sondern dazu, den Holocaust 
schließlich doch in die jüdische Geschichte einzuschreiben. 
Nicht nur einzuschreiben, sondern ihn in den primären 
einigenden Grundsatz der nationalen israelischen Identität 
zu verwandeln und entsprechend zur Geltung zu bringen. 
Der Prozess wurde weder als Zivilverfahren noch auch nur 
als Schauprozess geführt. Für Susan Sontag gehörte »der 
Eichmann-Prozeß […] zu den fesselndsten und bewegends-
ten Kunstwerken der vergangenen zehn Jahre.«61 Genauer 
gesagt, wurde der Prozess als eine Art Nationaltheater in-
szeniert, eine Zielsetzung, aus der Ben-Gurion auch keinen 
Hehl machte. Wie er der israelischen Tageszeitung Jedi’ot 
Acharonot sagte, »interessiert mich das Schicksal der Person 
Eichmann nicht im Geringsten. Was zählt, ist das Spek-
takel.«62 Das Verfahren wurde demgemäß nicht in einem 

Gerichtssaal, sondern auf  der Bühne des Bet Ha’am durch-
geführt, im Haus des Volkes, an einem Ort, der ebenso sym-
bolisch wie praktisch war. Die große Halle ermöglichte es, 
dass Tausende Zuschauer dem Schauspiel beiwohnen konn-
ten, bei dem Überlebende systematisch von den Schrecken 
des Holocaust Zeugnis ablegten – vor den Richtern und vor 
der Nation. Eichmann selbst saß auf  der Bühne in einem 
Glaskasten. Wer die Schilderungen der Überlebenden im 
Haus des Volkes nicht persönlich mitverfolgte, hörte sie im 
nationalen Radio, wo sie live übertragen wurden.

Die Revolution des Bewusstseins gelang. Was vor dem 
Prozess unvorstellbar war, schien danach nicht nur selbst-
verständlich, sondern unausweichlich. Der Holocaust ge-
hörte jetzt allen Israelis: Er war nicht mehr die persönliche 
Erinnerung der Überlebenden, sondern die eines und einer 
jeden – alter zionistischer Pioniere, junger Sabren und ori-
entalischer Juden gleichermaßen. Die heilige Pflicht zu ei-
nem Ritual des Erinnerns – über den Holocaust sprechen, 
an Führungen durch Vernichtungslager teilnehmen, uni-
formierte Märsche in Yad Vashem und Auschwitz veran-
stalten – war ins Leben gerufen worden. An jedem Pessach 
bekräftigen Juden die Vorstellung, dass »jede Generation 
sich so betrachten muss, als wäre sie selbst aus Ägypten aus-
gezogen«. Sich durch das Eingedenken von einer Geschich-
te der Sklaverei und Befreiung zu entlasten, wird allgemein 
als Grundstein der jüdischen Identität erlebt. Nach dem 
Eichmann-Prozess war es für Juden nur natürlich, Ägypten 
mit Deutschland und Sklaverei mit Auslöschung zu über-
setzen: In jeder Generation soll sich der Mensch so betrachten, als 
ob er selbst aus Auschwitz gekommen wäre. War die Erinnerung 
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an den Holocaust vor dem Prozess im Wesentlichen privat 
gewesen, so ist sie an seinem Ende erfolgreich nationalisiert 
worden. Keine Erinnerung mehr, deren man sich im stillen 
Kämmerlein schämen muss, sondern eine, von der wir alle 
zusammen Zeugnis ablegen. Sie macht uns zu den Israelis, 
die wir sind.

Nur dass immer dann, wenn ein solches allgemeines 
»Wir« behauptet wird, der Ausschluss derjenigen, die nicht 
dazugehören sollen, besonders ins Auge springt. Das Ho-
locaust-Gedenken war nie als staatsbürgerliche Pflicht in 
Israel gedacht, die alle israelischen Bürgerinnen geeint hät-
te. Es wurde vielmehr – und das scheint selbstverständlich, 
aber ist es das auch? – zu einer ausschließlich jüdischen An-
gelegenheit gemacht: national im Gegensatz zu öffentlich. 
Auf  diese Weise wurde das Hauptprinzip, das alle Juden 
politisch als Nation eint, zu einer gewaltigen Bedrohung 
für die Funktion der Staatsbürgerschaft als einendes Band.

Um diese Bedrohung zu verstehen, ist es hilfreich, sich 
den Unterschied zwischen Patriotismus und Nationalismus 
vor Augen zu führen. Obwohl beide Begriffe oft als aus-
tauschbar betrachtet werden, sind sie es nicht. Patriotismus 
ist vor allem ein Bekenntnis zum eigenen Staat, eine alte 
republikanische Tugend, die die Staatsbürgerschaft in den 
Mittelpunkt stellt. Ein Patriot engagiert sich aktiv in der 
politischen Verwaltung seines Landes und würde Opfer 
bringen, um seinen Staat und seine Landsleute zu verteidi-
gen. Nationalismus hingegen ist ein viel jüngeres politisches 
Gefühl, das vor allem ein Bekenntnis zur eigenen Gemein-
schaft und zum eigenen Volk ausdrückt – eine Beziehung, 
die nicht in einer gemeinsamen Staatsbürgerschaft besteht, 

sondern in einer gemeinsamen Kultur, Geschichte und oft 
ethnischen Zugehörigkeit.63 Es ist von trauriger Ironie, dass 
das Holocaust-Gedenken als Grundsatz, der »alle« Israelis 
eint, statt einer patriotischen eine nationalistische Politik in 
Israel zementiert hat – eine Politik, die sich dem jüdischen 
Volk verpflichtet weiß, nicht den Mitbürgern, einer Gruppe, 
die arabische Israelis einbezieht.

Tatsächlich wurden die Araber nicht einfach nur aus-
geschlossen, indem die Erinnerung an den Holocaust zum 
Wesensmerkmal der israelischen Identität erklärt wurde. Sie 
wurden vielmehr als Nazis dargestellt und als Hitlers wahre 
Erben gebrandmarkt. Viele waren empört über Netanjahus 
zynischen Missbrauch der Geschichte, als er 2015 behauptete, 
der palästinensische Großmufti von Jerusalem habe Hitler 
davon überzeugt, die Endlösung durchzuführen. »Hitler 
wollte die Juden nicht auslöschen«, sagte Netanjahu in 
seiner Ansprache, sondern lediglich »vertreiben«, der Mufti 
aber habe »Einspruch dagegen erhoben«, dass sie alle nach 
Palästina kämen. »Was soll ich mit ihnen tun?«, habe Hitler 
angeblich gefragt. »Sie verbrennen«, habe Netanjahu zufolge 
die Antwort gelautet, und so habe es Hitler gemacht.64

So abscheulich diese Lüge ist, wäre es doch zu einfach, 
Netanjahu allein die Schuld an ihr zu geben. Um die gan-
ze Perversität zu verstehen, die darin liegt, dass er dieses 
Ammenmärchen nachplappert, muss man sich der Unter-
stützung erinnern, die Netanjahu von jemandem wie Elie 
Wiesel erfahren hat. Und man muss sich klarmachen, dass 
Netanjahus Behauptung einem Gefühl Ausdruck verleiht, 
für das zum Teil auch Ben-Gurion und Yad Vashem verant-
wortlich sind: Im Eichmann-Prozess wurden Äußerungen 
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über die angebliche Rolle des Muftis im Holocaust – den 
er nicht beeinflusste, obwohl er Hitler zweifellos traf  und 
mit ihm sympathisierte – gezielt unter die Zeugenaussagen 
gemischt. Und in der von Yad Vashem herausgebrachten 
Enzyklopädie des Holocaust ist ihm ein fünfseitiger Eintrag 
gewidmet. Diese ausführliche Behandlung erfährt sonst 
nur Hitler selbst, dem ebenfalls fünf  Seiten vorbehalten 
sind: Anscheinend war der Mufti für den Holocaust nicht 
weniger zentral. (Der Abschnitt zu Goebbels umfasst zwei 
Seiten, der zu Göring eine.65)

Als die Israelis lernten, den Holocaust zur Grundlage 
ihres Nationalbewusstseins zu machen, bot es sich an, die 
Palästinenser in eine Reihe mit den Tätern zu stellen. An-
geblich bekämpfen sie den Zionismus nicht aus politischen 
Gründen – im Ringen um Land, Menschenrechte, Grenzen, 
Selbstbestimmung, religiöse Stätten –, sondern aus dem 
metaphysischen, antisemitischen Wunsch heraus, die Juden 
zu vernichten. Dies wiederum legitimiert eine bestimmte 
Haltung ihnen gegenüber – und gegenüber all jenen, die 
versuchen, mit ihnen zusammenzuleben, politisch zusam-
menzuarbeiten und Frieden zu schließen. Als David Fried-
man, seit 2017 US-Botschafter in Israel, die Vertreterinnen 
der liberalen jüdisch-amerikanischen Lobbyorganisation J 
Street »schlimmer als Kapos« nannte, hatte er dieses Ver-
ständnis des Holocaust im Sinn: Die Kapos waren Juden, 
die mit ihren Nazi-Wächtern kollaborieren mussten, um zu 
überleben; liberale Unterstützer einer Zweistaatenlösung 
sind dieser Argumentation zufolge schlimmer als sie, weil 
ihre Kollaboration mit denen, die die Juden auslöschen 
wollen, freiwillig erfolge.

Angesichts dieses Kommentars fragt man sich, wie der 
amerikanische Botschafter wohl seinerzeit über die Er-
mordung Jitzchak Rabins dachte. Nachdem Rabin Arafat 
im Weißen Haus die Hand gegeben hatte – in dem Bemü-
hen, die Intifada und die Besatzung dadurch zu beenden, 
dass den Palästinensern endlich ein substanzielles Recht auf  
Selbstbestimmung zugestanden wird –, wurde er von vielen 
im rechten Lager nicht nur als politischer Gegner, nicht ein-
mal als bloßer Verräter bezeichnet. Im Zuge der wütenden 
Proteste, die die Unterzeichnung der Oslo-Abkommen 
auslöste, wurde er nach derselben Logik, der später auch 
Friedman folgte, als Nazi-Kollaborateur verdammt. Rabin, 
der Inbegriff  des israelischen Generals, ein Symbol für den 
israelischen Staat wie sonst niemand, wurde auf  Trans-
parenten in SS-Uniform dargestellt. Es war zweifellos keine 
Hilfe, dass sich der Oslo-Prozess nicht der Unterstützung 
einer jüdischen Mehrheit erfreute und dass das Abkommen 
im Parlament nur durchgedrückt werden konnte, weil ara-
bische Parteien Rabins Koalition unterstützten. Auf  diesen 
Zusammenprall mit dem demokratischen Staat reagierte 
die Nation aggressiv, mit lebhaften Holocaustbildern im 
Kopf – und mit den bekannten Folgen. Ihre Bedeutung für 
die israelische Demokratie liegt offen zutage.66

V.

Heißt das, Israel muss vergessen, um eine Zukunft zu ha-
ben?

Genau das heißt es. Da das Holocaust-Gedenken in Is-
rael zu einer zentralen Kraft geworden ist, die Funktion 
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und Stellung der Staatsbürgerschaft untergräbt, Rassismus 
normalisiert und eine Politik der Kompromisse verhindert, 
hängt die Zukunft des Landes von einer veränderten Ein-
stellung zur Geschichte ab. Seit Jahren haben wir eine 
markige Politik der Erinnerung als Selbstverständlichkeit 
hingenommen; es ist Zeit, dass wir eine ars oblivionalis er-
lernen – die Kunst oder besser die Politik des Vergessens.

Wirklich, die Shoah vergessen? Der Gedanke klingt 
obszön, als wolle man den Holocaust aus der Geschichte 
löschen, tilgen, ausradieren. Doch aus dem Gesagten soll-
te deutlich geworden sein: Es geht darum, den Holocaust 
neu zu erinnern, als gemeinsames Erbe aller Staatsbürger. 
Eine künftige Politik des Vergessens muss darin bestehen, 
das Erinnern zu entnationalisieren und zu einer staatsbür-
gerlichen, patriotischen Pflicht zu machen. Nur so hätte die 
Erinnerung eine erstrebenswerte Zukunft.

Wenn man meinen bisherigen Ausführungen folgt, wird 
klar: Tatsächlich wird der Holocaust in Israel bereits ver-
gessen – allerdings auf  eine ungute, geradezu verhängnis-
volle Weise. Denn die wichtigsten Träger seines Gedenkens 
sind nicht an seinem Gedenken, sondern an seinem Miss-
brauch beteiligt. Die bekannten Erinnerungspropheten sind 
allzu oft Erinnerungspriester: Sie präsentieren das Erinnern 
als eine heilige Pflicht, einen Selbstzweck, nur um es dann 
doch gegen größere politische Vorteile einzutauschen. So 
haben diese Gedächtnisagenten unter anderem die Bedeu-
tung des jüdischen Gebots Zachor! Erinnere dich! bis an den 
Punkt einer sehr unjüdischen Götzenverehrung verflacht 
und aufgeblasen. Als eine angeblich heilige Pflicht ist das 
Holocaust-Gedenken zu einem goldenen Kalb geworden – 

anders lassen sich die rituellen Pilgerfahrten israelischer 
Gymnasiasten zu Konzentrationslagern oder die Flugma-
növer von F-15-Kampfjets der israelischen Luftwaffe über 
Auschwitz nicht beschreiben.

Natürlich gibt es das Dekret Erinnere dich! im Judais-
mus, aber nicht als eine einfache, frei stehende Säule der 
jüdischen Kultur oder Religion. Schließlich waren die 
biblischen Propheten alles andere als Propheten der Er-
innerung. Sie konzentrierten sich auf  die moralischen und 
politischen Herausforderungen der Zukunft, nicht auf  die 
Vergangenheit. Man könnte es auf  die Formel bringen, dass 
die Propheten nicht das Erinnern, sondern die Gerechtig-
keit als Gegenteil des Vergessens ansahen. Die Zerstörung 
dieser zukunftsorientierten moralischen Perspektive auf  
das Erinnern durch einen Vergangenheitsfetisch war eine 
der verderblichsten Auswirkungen des Holocaust auf  das 
Judentum. Wir werden nicht nur eine bessere Politik haben, 
sondern auch das Andenken des Holocaust besser bewah-
ren können, wenn wir uns in diesem Sinne zu vergessen 
erlauben.

Ernest Renan war sich über die Beziehung zwischen 
staatsbürgerlicher Politik und einer Politik des Vergessens 
im Klaren, als er seine klassische Formulierung der moder-
nen Staatsbürgerschaft aufstellte. Heute erinnert man sich 
an seine These, dass Nationen nichts anderes seien als »ein 
Plebiszit, das sich jeden Tag wiederholt«, eine permanente 
Volksabstimmung: Die Menschen gehören Nationen nicht 
qua Verwandtschaften des Blutes, der Sprache oder sogar 
der Kultur an – den Merkmalen vormoderner Zugehörig-
keit –, sondern weil sie sich für ihre Zugehörigkeit entschei-
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den.67 Man verbindet Renan ebenfalls mit der Idee, dass für 
»die Erschaffung einer Nation« ein gewisses »Vergessen« 
notwendig sei. Dass es zwischen diesen beiden Behauptun-
gen einen wesentlichen Zusammenhang gibt, übersieht 
man jedoch oft. Tatsächlich besteht die »tägliche« Entschei-
dung der Bürgerinnen, zusammenzugehören, zu einem 
Großteil aus ihrer permanenten Bereitschaft, zu vergessen. 
Angesichts der Tatsache, dass ungleiche – individuelle, po-
litische, kulturelle – Erinnerungen zu gegensätzlichen Iden-
titäten führen, ist die Entscheidung, Erinnerungen auf  sich 
beruhen zu lassen, notwendig für die Vereinigung der Bür-
ger im Namen einer gemeinsamen Identität und einer ge-
teilten staatbürgerlichen Verantwortung. Die Bereitschaft, 
zu vergessen, kommt deshalb für Renan einer patriotischen 
Pflicht gleich: Jeder Franzose, schreibt er, »muß die Bar-
tholomäusnacht und die Massaker des 13. Jahrhunderts im 
Süden vergessen haben«.68

Ein solcher Akt des Vergessens ist freilich nicht dasselbe 
wie eine komplette Auslöschung des Gedächtnisses – wie 
Stalin es mit der Erinnerung an Trotzkis Rolle in der Ok-
toberrevolution versuchte und Israel mit der Erinnerung an 
die Nakba. Ganz im Gegenteil lässt sich Renans Politik des 
Vergessens auf  die Formel bringen, dass sich die Staatsbür-
gerinnen daran erinnern müssen, zu vergessen. Die Geschich-
te sollte bekannt sein und auf  diese Weise wachgehalten 
werden; und doch müssen sich die Bürger aus genau jenem 
Grund auch daran erinnern, dass sie ihre Erinnerungen bei-
seiteschieben, dass sie vergessen. Nur wo der Geschichte 
verlässlich gedacht wird, lässt sich eine Politik des kon-
tinuierlichen Vergessens praktizieren – die jenes »tägliche 

Referendum« ausmacht, die fortlaufende Entscheidung 
über die Zugehörigkeit. Was durch eine solche ars oblivio-
nalis vergessen wird, ist insofern nicht die Geschichte selbst, 
nicht die tatsächliche Abfolge der Ereignisse, sondern die 
Perspektive, aus der man sich die Ereignisse in Erinnerung 
ruft. In diesem Sinne läuft das Vergessen auf  eine andere 
Form des Erinnerns hinaus: aus einer anderen Perspektive, 
einer, die man mit Nietzsche vielleicht als nützlicher für das 
Leben bezeichnen kann.

So wusste Renan natürlich nur zu gut, dass alle franzö-
sischen Kinder in der Schule über die Bartholomäusnacht 
unterrichtet werden, die französische Staatsbürger seiner 
Auffassung nach »vergessen haben müssen«.69 Es geht ihm 
nicht darum, dass sie nicht wissen, dass dieses Ereignis 
stattgefunden hat, sondern darum, dass sie seiner nicht 
mehr als Katholiken oder Protestanten gedenken. Ihre Er-
innerung zieht nicht die Gefühle nach sich, die entstehen 
können, wenn man sich die Gewalt der jeweils anderen 
Gruppe als Katholik oder als Protestant ins Gedächtnis 
ruft. Die Franzosen haben nach Renan diese jeweiligen 
Perspektiven abgelegt und erinnern sich besagter Ereig-
nisse als Staatsbürger: So bedauern sie die spaltende Ge-
walt zwischen zwei Gruppen, aus denen irgendwann die 
Gemeinschaft der französischen Nation hervorgehen sollte. 
Nur indem man zu vergessen beschließt, kann man sich 
dafür entscheiden, sich als Französin zu erinnern – ja, Fran-
zösin zu sein.70

Ein aktuelles amerikanisches Beispiel mag vielleicht noch 
aufschlussreicher sein, umso mehr, als es weniger erfolg-
reich ist als das französische. Afroamerikanische Patrioten 
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müssen die Geschichte des Rassismus in ihrem eigenen 
Land aktiv vergessen – eine Geschichte, die in vielerlei 
Hinsicht unabgeschlossen ist. Eine entwickelte Kultur oder 
verlässliche Politik der Aufarbeitung von Amerikas Ver-
brechen an Afroamerikanern existiert jedoch in den Ver-
einigten Staaten nicht,71 und man kann deshalb schwerlich 
eine erfolgreiche Politik des Vergessens erwarten: Diese 
Vergangenheit beiseitezuschieben, würde ihr nicht gerecht, 
würde sie vielleicht sogar ganz dem Vergessen anheim-
geben. Die Folge ist Identitätspolitik: eine Tendenz, der po-
litischen Perspektive von Afroamerikanern verhaftet zu blei-
ben, statt die von amerikanischen Patrioten einzunehmen; 
die Verweigerung der Renan’schen Pflicht, zu vergessen, 
die für die Staatsbürgerschaft notwendig ist, wie Kritiker 
der Identitätspolitik hervorheben. Wenn der Staat jedoch 
Afroamerikanerinnen eine patriotische Staatsbürgerschaft 
ermöglichen wollte, so müsste er damit beginnen, der Er-
innerung gerecht zu werden: Man kann von Schwarzen in 
Amerika nur erwarten, dass sie sich daran erinnern, zu ver-
gessen, wenn sie dies in einer Gesellschaft tun, die sich dar-
an erinnert, zu erinnern.

Der israelische Fall unterscheidet sich von diesem in vie-
lerlei Hinsicht, doch ist ein Vergleich erhellend. Kultur und 
Politik des Holocaust-Gedenkens können in Israel voraus-
gesetzt werden, sie gelten als Grundstein der Gesellschaft. 
Weil sie aber als Grundstein unterstellt werden, erinnern 
sich die israelischen Bürger daran, sich zu erinnern, ver-
gessen aber, zu vergessen. Die Folge besteht auch hier in 
Identitätspolitik, in diesem Fall allerdings einer staatlich 
geförderten, die nichtsdestotrotz der patriotischen Pflicht 

zuwiderläuft: Sie ermutigt zu Nationalismus im Gegensatz 
zu Patriotismus, und wie wir gesehen haben, gedenken 
Jüdinnen als Jüdinnen, nicht als Staatsbürgerinnen. Damit 
aber Israel als Staat eine Zukunft hat, muss es seine natio-
nalistische Erinnerungspolitik in ein patriotisches, gleichbe-
rechtigtes Gedenken überführen, das alle seine Bürger ein-
bezieht. Andernfalls werden Juden, arabische Israelis und 
Palästinenser niemals zusammenleben können.

VI.

»Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen in der 
Knesset, nichts ist natürlicher, als dass sich die Knesset, in 
all ihren Fraktionen, vereinigt, um den Internationalen Tag 
des Gedenkens an die Opfer des Holocaust zu begehen.« 
Ahmad Tibi, ein langjähriger arabisch-israelischer Knesset-
abgeordneter, eröffnete seine Rede am 27. Januar 2010 mit 
einem scheinbar lakonischen Kommentar.72 »Dies ist der 
Ort und die Zeit, um die Schreie all derer herauszuschrei-
en, die einst unter uns waren, es aber nicht mehr sind, die 
Schreie derer, die zurückgeblieben sind und verständlicher-
weise darum ringen, sich von der Last der Szenen des Todes 
und des Grauens zu befreien.« Die meisten Israelis waren 
zutiefst bewegt von diesen Worten, einige waren aber auch 
einfach nur empört. Mehrere Knessetabgeordnete unter-
brachen Tibi aus dem Plenum; einer musste sogar von 
Reuven Rivlin, dem damaligen Parlamentspräsidenten, des 
Saals verwiesen werden. Die Rede machte Schlagzeilen in 
den Abendnachrichten und wurde am nächsten Morgen 
ausgiebig in den Zeitungen diskutiert.
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Diejenigen, die sich über seine Ansprache entrüstet zeig-
ten, hatten Tibi wohl besser verstanden als diejenigen, die 
von seiner Geste bloß naiv bewegt waren. Tibi sprach nicht 
als »guter Araber«, wie Israelis oft jene arabischen Lands-
leute zynisch nennen, die der zionistischen Sache fast schon 
zu wohlwollend gegenüberstehen – im Gegenteil. Während 
Israels Parlament alle israelischen Bürger als solche reprä-
sentiert, vereint der Holocaust, wie wir gesehen haben, 
Juden als Juden und bildet ein mächtiges Instrument zur 
Rechtfertigung des Ausschlusses der Araber. Tibi begann 
seine Rede mit der Feststellung, nichts sei »natürlicher«, 
als dass sich alle in der Knesset vertretenen Fraktionen im 
Andenken an den Holocaust vereinigen, obwohl er doch 
sicher wusste, dass es kaum einen Vorgang im israelischen 
Parlament geben konnte, der weniger natürlich war. Israe-
lische Jüdinnen gehen nicht davon aus, dass sich israelische 
Araberinnen für den Holocaust interessieren oder auch nur 
interessieren sollten. Ganz gewiss halten sie das Holocaust-
Gedenken nicht für eine gemeinsame arabisch-jüdische 
Aufgabe: Wenn die Existenz eines jüdischen Staates die 
natürliche Schlussfolgerung aus dem Holocaust ist, wenn 
der jüdische Staat aus der Asche der im Holocaust Auf-
geopferten erstanden ist, dann haben die lautstarken anti-
zionistischen arabischen Volksvertreter, die normalerweise 
im israelischen Parlament toleriert werden, kein Recht dar-
auf, zusammen mit den Juden des Holocaust zu gedenken. 
Hätten die arabischen Abgeordneten – aus dieser Perspek-
tive – nicht wenigstens an diesem Tag höflich bleiben und 
sich in Stillschweigen üben können?

Tibi tat das nicht, und obwohl er hauptsächlich schlichte 

Solidarität mit den Überlebenden zum Ausdruck brachte 
– oder besser, weil er genau das tat –, offenbarte er einen 
Bruch in den israelischen Gedenkpraktiken. Indem er seine 
Pflicht erfüllte, sich mit den Juden zu erinnern, machte er 
sein Recht geltend, mit ihnen zusammenzuleben. Und zu-
sammenleben kann nur bedeuten: gleichberechtigt zusam-
menleben. Er wies die Idee zurück, dass er durch die Kraft 
der Erinnerung ausgeschlossen werden könne.

Auf  den ersten Blick könnte es also so scheinen, als 
widerspräche Tibis Geste Elkanas Gedanken, dass der Ho-
locaust um der Demokratie willen hintangestellt werden 
muss. Schließlich hatte dieser argumentiert, dass die »wich-
tigste politische und pädagogische Pflicht« der israelischen 
Führung darin bestehe, die »Herrschaft« der Erinnerung im 
israelischen Leben »mit der Wurzel auszureißen«. Tatsäch-
lich aber zeigte Tibis performativer Schritt einen Weg auf, 
um der Erinnerung dadurch eine Zukunft zu geben, dass 
man sich eine Politik des Vergessens auf  die Fahne schreibt. 
Wenn die israelische Demokratie durch die Vorstellung 
gefährdet ist, das Gedenken sei eines des jüdischen Volkes, 
für das jüdische Volk und deshalb durch das jüdische Volk, 
dann ist ein Land, in dem Araber und Juden gemeinsam des 
Holocaust gedenken, eines, in dem der Holocaust im best-
möglichen Sinne dieses Worts vergessen worden ist.

Dass eine solche Politik des Vergessens nichts mit einer 
Auslöschung aus dem Gedächtnis zu tun hat, wird aus der 
Geschichte deutlich, die Tibi anschließend auf  der Redner-
tribüne der Knesset nacherzählte, dem Fall zweier Überle-
bender, Ovadia Baruch und Aliza Tzarfati aus Thessaloniki:
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Am 15. März 1943 erfolgte der erste Abtransport von Juden 
aus Thessaloniki. Er führte nach Auschwitz. Die Juden von 
Thessaloniki, Herr Präsident, wurden gezwungen, die Zug-
fahrkarten nach Auschwitz aus eigener Tasche zu bezah-
len. Zu ihnen gehörte Ovadia. Seiner Aussage nach war es 
Dr. Mengele, der die Selektion vornahm, und er war das 
einzige Mitglied seiner Familie, das ins Lager Auschwitz 1 
geschickt wurde. »Als ich am Tor ankam, nannte man 
mich Ovadia Baruch. Als ich durch das Tor trat, wurde ich 
109432.« In diesem Lager begegnete er Aliza. Sie verliebten 
sich ineinander. Aliza wurde dann von Dr. Mengele für ein 
Experiment angefordert. Zu ihrem Glück traf  sie nicht auf  
ihn, sondern auf  einen jüdischen Arzt, einen Gynäkologen 
namens Dr. Samuel, der zu Mengeles Stab gehörte. »Sie sind 
der Teufel«, schrie Aliza den jüdischen Arzt an. »Alizale, 
versuchen Sie zu überleben. Eines Tages werden Sie ver-
stehen«, antwortete der Doktor.

1945 wurde Ovadia auf  den Todesmarsch zum Lager 
Mauthausen geschickt. Am 5. Mai wurde Mauthausen be-
freit. Ovadia suchte unablässig nach ihr und konnte es nicht 
fassen, als er Aliza Tzarfati in Griechenland wiederfand. Es 
widersprach jeglicher Wahrscheinlichkeit. Er bat sie um 
ihre Hand, aber sie verweigerte sich wegen Mengeles Ex-
perimenten. »Wir werden keine Kinder haben«, sagte Aliza. 
Er insistierte. Sie heirateten 1946.

Eines Tages sagte Aliza zu ihrem Mann, ihr Bauch sei 
dicker geworden. Sie war schwanger. Ihr wurde klar, dass 
derselbe Dr. Samuel, den sie als den »Teufel« bezeichnet 
hatte, Mengeles Experiment absichtlich sabotiert und dass 
sie keinen Schaden davongetragen hatte. Das Paar würde 

weitere Kinder zur Welt bringen. Einige Wochen nachdem 
er Aliza gerettet hatte, wurde Dr. Samuel von den Nazis 
ertappt und hingerichtet.

Man kann viele Arten von Geschichten auswählen, um sich 
der Gräuel des Holocaust zu erinnern: Geschichten jener, 
die die Todeslager oder Todesmärsche nicht überlebten; Ge-
schichten der Art, wie Wiesel sie erzählt, von dem Engel 
mit den traurigen Augen. Tibis Wahl ist bezeichnend. Er 
feiert den Triumph derjenigen, die gerettet und wieder-
vereint wurden, eine Heimat in Israel fanden und gegen 
alle Wahrscheinlichkeit Kinder kriegen konnten. Wenige 
andere Geschichten transportieren eindrucksvoller das 
Vokabular des Zionismus als Holocaust-Messianismus: 
die Vorstellung, dass das jüdische Volk aus der Asche der 
Geopferten auferstanden ist, indem es Kinder im israe-
lischen Wunderstaat bekommt. Darin, dass ein arabischer 
Israeli – der, nebenbei bemerkt, Arzt ist, und zwar tatsäch-
lich Gynäkologe – diese Geschichte auf  dem Podium der 
Knesset nacherzählt, besteht vielleicht die wichtigste Hoff-
nung, dass diese Erzählung vom mythischen Messianismus 
auf  den Boden humanistischer Zivilisiertheit zurückgeholt 
werden kann. Tibi lud Ovadia ein, seine Rede als Gast in 
der Knesset zu verfolgen, doch war dieser an besagtem 
Tag im Krankenhaus und konnte nicht kommen. Was für 
ein Gedanke: Ein Holocaust-Überlebender besucht Israels 
Knesset am Tag des Gedenkens an die Opfer des Holocaust 
als Gast eines arabisch-israelischen Volksvertreters. Es wird 
für Israel keine Zukunft ohne Erinnerung an den Holocaust 
geben; es wird aber auch keine Zukunft für die Erinnerung 
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ohne einen Akt des Vergessens geben, der notwendig ist, 
um die Erinnerung zu entnationalisieren und zu einer 
staatsbürgerlichen Aufgabe zu machen. Tibis Ansprache 
zeigte, dass dies nicht nur nötig, sondern auch möglich ist.

»An diesem Tag«, fuhr Tibi fort, müsse man alle Identi-
tätspolitik von sich abstreifen und »nur ein Gewand tragen: 
das Gewand der Menschheit«. Genau genommen tritt die 
humanistische Kraft seiner Rede erst voll zutage, wenn man 
bedenkt, dass er nicht als »bloßer« Mensch spricht, sondern 
als ein israelisch-arabischer Volksvertreter, der sich seiner 
Identität in jedem Fall bewusst ist. Er weiß um den jahre-
langen blutigen Kampf  zwischen Palästinensern und Juden 
und auch, wie das Holocaust-Gedenken als Waffe gegen 
das Volk, das er im Parlament vertritt, gebraucht und miss-
braucht wurde. Aber er verlässt seine eigene Perspektive, 
um mit den Juden zu gedenken, solidarisch zu sein mit dem 
Volk, das mit ihm zusammenlebt, wie er sagt, »im selben 
Land, auf  demselben Land«. Indem er sich daran erinnert, 
zu vergessen, spricht Tibi nicht bloß als Mensch, sondern als 
Nachbar, oder besser: Er spricht als Patriot, aber sein Land 
– eines, in dem Jüdinnen und Palästinenserinnen als gleich-
wertige Bürgerinnen sprechen – muss erst noch geschaffen 
werden.

Tibi beschließt, zu einem anderen Thema zu schweigen, 
und dieses Schweigen ist vielleicht die größte Herausforde-
rung, vor die er sein jüdisches Publikum stellt. Er erwähnt 
die Nakba nicht, die gewaltsame massenhafte Vertreibung 
von Palästinensern im israelischen Unabhängigkeitskrieg. 
Dieses Schweigen enthält eine Einladung. Wenn die Grün-
dung eines jüdischen Staates ein Teil der Geschichte des 

Holocaust ist – und diese Tatsache würde kein Israeli be-
streiten –, dann ist auch die Nakba ein untrennbarer Teil der 
Geschichte des Holocaust. Die Israelis können sich nicht 
guten Gewissens der Geschichte ihrer Opferschaft und Er-
lösung erinnern – also der Logik des mi’shoa le ’tquma fol-
gen –, ohne sich ihrer Rolle als Täter zu erinnern. Da aber 
das genaue Gegenteil der Fall ist, wurde das Andenken an 
den Holocaust im jüdischen Staat nie wirklich respektiert.

All dies lässt Tibi unerwähnt. Er macht einen Sprung 
und erinnert sich daran, die Nakba zu vergessen, wenn 
er über den Holocaust spricht, obwohl das Gedenken an 
die Vertreibung der Palästinenser in Israel alles andere als 
selbstverständlich ist. In seinem patriotischen Schweigen 
demonstriert er die Bereitschaft, die eigenen Erinnerungen 
beiseitezulassen und als Bürger zu gedenken. Es ist jetzt an 
uns israelischen Juden, es ihm gleichzutun.
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2.
D i e  Na  k b a  e r i n n e r n

Unrecht tun ist schlimmer als Unrecht leiden.
Platon

I .

Nach der Jahresversammlung der Amerikanischen Zio-
nistischen Organisation Ende 1944 in Atlantic City sprach 
Hannah Arendt von einem »Wendepunkt in der Geschich-
te des Zionismus«. Die Versammlung hatte einmütig die 
Forderung nach einem »demokratischen jüdischen Ge-
meinwesen« erhoben, das »ganz Palästina ungeteilt und un-
geschmälert« umfassen solle. Arendt sah darin die Bestäti-
gung, dass sich das »entschieden bekämpfte« Programm der 
revisionistischen Zionisten schließlich doch »durchgesetzt« 
hatte – eine stramm rechte Alternative zu Ben-Gurions ver-
breitetem Linkszionismus. Der Anspruch auf  das gesamte 
Territorium bedeutete, dass nach »50 Jahren zionistischer 
Politik« kein wirklicher Unterschied zwischen »allgemeinen 
Zionisten« und jenen Revisionisten mehr bestand, die von 
jüdischen Intellektuellen wie Arendt und Albert Einstein als 
Faschisten verurteilt wurden.73

Der Beschluss von Atlantic City war so unerhört, weil er 
selbst über das Biltmore-Programm von 1942 hinausging, 
das Arendt bereits abgelehnt hatte. In Biltmore, so Arendt, 
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hatte »die jüdische Minderheit der arabischen Mehrheit« 
noch »Minderheitsrechte zugestanden«. In Atlantic City 
»blieben die Araber in der Entschließung ganz einfach un-
erwähnt«. Arendt empfand dieses Schweigen als ein alar-
mierendes Zeichen dafür, dass den Palästinensern in den 
Augen sowohl der regulären Zionisten als auch der Revisio-
nisten »nichts anderes bleibt, als zwischen freiwilliger Emi-
gration und einer Existenz als Bürger zweiter Klasse zu 
wählen«. Mit der Rede von der »freiwilligen Emigration« 
spielte sie sarkastisch auf  die – in den Vierzigerjahren von 
der zionistischen Führung unterstützte – Vorstellung einer 
»freiwilligen Aussiedlung« der Palästinenser an. Die Ver-
fasserin von »Wir Flüchtlinge« wusste, dass sich hinter der 
verharmlosenden Formulierung eine Politik der ethnischen 
Säuberung verbarg.

Fünfundsiebzig Jahre später zeigt sich mit zunehmender 
Deutlichkeit, dass Arendt mit ihrer Diagnose, der Zionis-
mus werde mit seiner revisionistischen, extrem rechten In-
terpretation identisch, ins Schwarze getroffen hat. Nun, da 
die Zweistaatenlösung obsolet wird und Israel faktisch das 
gesamte palästinensische Territorium beansprucht – Anne-
xionen gehören inzwischen zum offiziellen Programm der 
Likud-Partei –, kehrt auch die alt-neue Umsiedlungspolitik 
wieder auf  die Tagesordnung zurück.

Der Gedanke einer Umsiedlung begleitete das zionis-
tische Denken von Anfang an. Im Jahr 1895 schrieb Theo-
dor Herzl in sein Tagebuch: Die arme palästinensische 
Bevölkerung »trachten wir unbemerkt über die Grenze 
zu schaffen, indem wir ihr in den Durchzugsländern Ar-
beit verschaffen, aber in unserem eigenen Lande jederlei 

Arbeit verweigern«. Dieses »Expropriationswerk«, fügte er 
hinzu, muss »mit Zartheit und Behutsamkeit erfolgen«.74 
Der britische Zionist Israel Zangwill prägte eine Formel, 
die sich auf  Jahre in vielen Köpfen einnisten sollte. Der Zio-
nismus, schrieb der prominente Autor, vereine »ein Land 
ohne Volk« mit einem »Volk ohne Land«.75 Das war von 
bezeichnender Verlogenheit; Zangwill wusste genau, dass 
es im fraglichen Land sehr wohl ein Volk gab: In seinen ehr-
licheren Momenten erklärte er, die Juden müssten bereit 
sein, »die [arabischen] Stämme mit dem Schwert zu ver-
jagen«.76 Als Wladimir Jabotinsky Gewissensbisse bezüglich 
der Idee einer Vertreibung der Palästinenser äußerte, tat 
Zangwill sie als »großmütterliche Gefühlsduselei« ab.77

Nichtsdestotrotz blieben solche Umsiedlungsfantasien 
in der zionistischen Geschichte lange latent. Ben-Gurion 
schrieb während des Ersten Weltkriegs, wahrscheinlich auf-
richtig, es sei nicht »unsere Absicht, die Araber zu verjagen, 
zu enteignen und ihr Land zu übernehmen«.78 Der Ton än-
derte sich fast augenblicklich, als die Peel-Kommission vor-
schlug, dass sich Großbritannien von Palästina trennen und 
die Palästinenser aus einigen für Juden bestimmten Gegen-
den umsiedeln sollte. Von diesem Moment an wird Ben-Gu-
rions Position in der Frage der – erzwungenen, nicht freiwil-
ligen – Umsiedlung unzweideutig. »Die Zwangsumsiedlung 
der Araber aus den Tälern des vorgeschlagenen jüdischen 
Staates« – gemeint ist Galiläa – »könnte uns zu etwas ver-
helfen, was wir nie hatten. […] Uns wird eine Gelegenheit 
eröffnet, von der wir in unseren kühnsten Fantasien nicht 
zu träumen wagten«.
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Wir müssen diese Schlussfolgerung [also die Empfehlung 
der Peel-Kommission] beim Schopf  packen, wie wir die 
Balfour-Erklärung beim Schopf  gepackt haben, ja mehr 
noch – wie wir den Zionismus selbst beim Schopf  gepackt 
haben. […] Was in normalen Zeiten unvorstellbar wäre, ist 
in revolutionären Zeiten möglich. […] Jeder Zweifel un-
sererseits an der Notwendigkeit dieser Umsiedlung, jeder 
Zweifel, den wir an der Möglichkeit ihrer Durchführung 
aufwerfen, jede Unsicherheit unsererseits über ihre Gerech-
tigkeit könnte [uns] um eine historische Chance bringen, 
die vielleicht nicht wiederkehren wird. […] Falls es uns 
nicht gelingt, die Araber aus unserer Mitte zu entfernen, 
wenn eine königliche Kommission diesen Vorschlag Eng-
land unterbreitet, und sie in arabisches Gebiet umzusie-
deln – das wird nicht leicht (und vielleicht überhaupt nicht) 
zu erreichen sein, wenn der [jüdische] Staat erst einmal er-
richtet ist […]. Das muss jetzt getan werden – und der erste 
Schritt – vielleicht der entscheidende – besteht darin, uns 
für [die] Durchführung zu rüsten.79

Und auf  dem Zionistenkongress, der den Empfehlungen 
der Peel-Kommission zustimmte, führte Ben-Gurion aus:

In vielen Teilen des Landes wäre eine jüdische Ansiedlung 
nicht möglich, ohne die arabischen Bauern umzusiedeln. 
Das Komitee [Peel] hat diese Frage ernsthaft behandelt, und 
es ist wichtig, dass dieses Programm von dem Komitee kam 
und nicht von uns. […] Es ist unser Glück, dass das ara-
bische Volk über immense und unbewohnte Territorien ver-
fügt. Die wachsende jüdische Macht im Land wird unsere 

Fähigkeit, die Umsiedlung in großen Zahlen durchzufüh-
ren, zunehmend vergrößern.80

1944 sagte Mosche Schertok (Scharet), der spätere erste Au-
ßenminister Israels, bei einem Treffen der Jewish Agency 
for Israel: Eine »Umsiedlung kann der krönende Abschluss, 
das letzte Stadium der politischen Entwicklungen, aber 
keinesfalls der Ausgangspunkt sein. Indem man dies tut [zu 
früh über die Umsiedlung spricht], schürt man gewaltigen 
Widerstand und untergräbt die Sache komplett. […] Was 
wird geschehen, wenn der jüdische Staat existieren wird – 
sehr wahrscheinlich wird das Resultat eine Umsiedlung von 
Arabern sein.«81 Auch Ben-Gurion äußerte sich bei dieser 
Gelegenheit: »[W]ürde ich gefragt, was unser Plan ist, würde 
ich im Traum nicht sagen ›Umsiedlung‹ […]. [D]ieses Gerede 
kann uns auf  zweierlei Weise zum Nachteil gereichen: (a) 
Es kann uns in der internationalen öffentlichen Meinung 
schaden, weil es den Eindruck erwecken kann, es gebe kei-
nen Platz [für mehr Juden] in Eretz Israel, ohne die Araber 
loszuwerden […]. [D]er zweite Schaden [besteht darin, dass 
eine solche Ankündigung] die Araber […] dazu bringen wird, 
sich auf  die Hinterfüße zu stellen.«82 Man könnte sagen, dass 
Israels Doktrin der strategischen Zweideutigkeit, die uns 
heute aus seiner Position zum Besitz von Nuklearwaffen 
bekannt ist – wir können die Araber und die Welt wissen 
lassen, dass wir sie haben, würden es aber nie offiziell zu-
geben –, erstmals im Hinblick auf  die Vertreibung der Pa-
lästinenser entwickelt wurde: Die Politik sollte diese Option 
einkalkulieren, aber genügend Spielraum lassen, damit Is-
raelis, Europäer und Amerikaner es abstreiten können.
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Unabhängig von der strategischen Zweideutigkeit wuss-
te Ben-Gurion sehr wohl, dass ein jüdischer Staat inmitten 
einer arabischen Mehrheit keinen Bestand haben konnte 
und noch »kein Volk in der Geschichte […] sein eigenes 
Land aus freien Stücken« aufgegeben hat. Er war daher für 
eine »Zwangsumsiedlung«, an der er jedoch »nichts Unmo-
ralisches« fand.83 Als Arendt 1944 davor warnte, dass das 
zionistische Schweigen über das Schicksal der Araber die 
Säuberung Palästinas implizierte, war das keine abstrakte 
philosophische Spekulation, sondern eine simple Lektüre 
der politischen Landkarte. Und das, worüber diese frühere 
Generation strategisch zu schweigen beschloss, wollten 
spätere Generationen lieber verdrängen.

II .

In der Vorstellung der israelischen Bevölkerung verschwan-
den Hunderttausende Palästinenser auf  wundersame Weise 
einfach aus ihren Häusern, nachdem der Unabhängigkeits-
krieg ausgebrochen war. In Wirklichkeit geschah natürlich 
kein solches Wunder. Die Hagana, jene paramilitärische 
Truppe, aus der die Israelischen Verteidigungsstreitkräfte 
(IDF) hervorgingen, setzte vielmehr ihren berüchtigten 
»Plan Dalet« um, der den Befehl einschloss, nach Ermessen 
der Kommandeure vor Ort arabische Dörfer zu »erobern, 
zu säubern oder zu zerstören«.84 Offiziell hatte die Ope-
ration das Ziel, im Vorfeld des bevorstehenden konven
tionellen Krieges zwischen dem winzigen angehenden Staat 
und seinen arabischen Nachbarländern jede tatsächliche 
und potenzielle arabische Feindseligkeit innerhalb Israels 

künftiger Grenzen im Keim zu ersticken. Da jedoch die 
arabische Bevölkerung insgesamt als potenziell feindliche 
Macht angesehen wurde, fielen die militärische und die 
demografische Zielsetzung – die Vertreibung der Palästi-
nenser, um ein ethnisches jüdisches Übergewicht herzu-
stellen – praktischerweise zusammen. Das Resultat war 
ein systematischer, groß angelegter Angriff  auf  Zivilisten 
in Verbindung mit massiven Vertreibungen. Palästinenser, 
die nicht sofort flohen, erhielten freundliche Warnungen 
von Oberkommandeuren der Hagana beziehungsweise 
IDF, es sich anders zu überlegen. Diese Flüsterkampagne, 
eine beliebte Strategie der psychologischen Kriegsführung, 
erwies sich als äußerst effektiv, nicht aufgrund arabischer 
Feigheit, wie Israelis gerne glauben, sondern weil der Ein-
flüsterung durch reale Massaker Glaubwürdigkeit verliehen 
wurde.

Am 9. April 1948, nur wenige Tage nach dem halb of-
fiziellen Beginn von Plan Dalet, stürmten die Irgun und die 
Lechi (die sogenannte Stern-Bande) – die terroristischen 
Zweige der revisionistisch-zionistischen Gruppierungen – 
mit Unterstützung von Hagana-Kräften das Dorf  Deir Jassin 
am Rand von Jerusalem. Nachdem das Dorf  erobert war, 
trieben die Kämpfer die verbliebene Bevölkerung zusam-
men, darunter Alte, Frauen und Kinder, verübten Massaker 
und vergewaltigten. Die Zahl der Todesopfer ist umstritten 
und liegt zwischen hundert und zweihundertfünfzig. Wer 
am Leben blieb, wurde verjagt.85

Der Vorfall löste Schockwellen nicht nur in ganz Palästi-
na, sondern auch in der internationalen Gemeinschaft aus. 
Jüdische Führer verurteilten ihn, und die Jewish Agency 
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entschuldigte sich bei Repräsentanten der arabischen Welt 
(während es Ben-Gurion selbst interessanterweise vorzog 
zu schweigen).86 Israelis sehen Deir Jassin heute als einen 
einmaligen Vorfall. Da er überwiegend von revisionis-
tischen Kräften statt von der Hagana verübt wurde, kann 
er im nationalen Gedächtnis als schändliches Verbrechen 
gelten, das nicht hätte passieren dürfen. Diese scheinheilig 
pflichtbewusste Hervorhebung des Massakers ist bezeich-
nend für die israelische Verdrängung. Was in Deir Jassin 
geschah, war nämlich die Regel, nicht die Ausnahme.

Elf  Tage nach dem Massaker, als die arabische Bevöl-
kerung noch unter Schock stand, begann der Kampf  um 
Haifa, der rasch damit endete, dass die palästinensischen 
Bewohner in Scharen aus der Stadt flüchteten. Von Haifas 
ursprünglich siebzigtausend palästinensischen Einwohnern 
blieben am Ende des Krieges noch dreitausend. Zehntau-
sende verließen ihre Häuser innerhalb von achtundvierzig 
Stunden. Wie sich zeigen sollte, war es einer der entschei-
denden Momente des Krieges und der Nakba.

Es stimmt, dass einige der jüdischen Verantwortlichen 
in der Stadt ihre arabischen Nachbarn zum Bleiben auf-
forderten, doch waren auf  der Führungsebene der Hagana 
ganz andere Töne zu hören. Soldaten erhielten den Befehl, 
»jeden Araber zu töten, dem man begegnet«, und mittels 
Brandbomben »alle Gegenstände« in Brand zu setzen, »die 
sich in Brand setzen lassen«.87 Wie die zionistische Führung 
unmöglich übersehen konnte, verdankte sich die folgenrei-
che Flucht der palästinensischen Bevölkerung aus Haifa 
praktisch über Nacht einzig und allein dem Umstand, dass 
Deir Jassin nur wenige Tage zurücklag.

Weil sie gehört hatten, dass die Briten zusicherten, je-
den Palästinenser zu beschützen, der am Hafen eintreffe 
und die Stadt räume, strömten Tausende fluchtartig aus 
den arabischen Vierteln, als die jüdischen Truppen näher 
kamen – mitunter ließen sie dabei nicht nur ihre Besitztü-
mer, sondern warme Mahlzeiten auf  dem Esstisch zurück. 
Zadok Eshel, ein Kombattant, der an den Kämpfen beteiligt 
war, berichtete, das Kommando der Hagana habe, nach-
dem es erfahren hatte, dass die Araber abzogen und »per 
Lautsprecher alle aufforderten, sich auf  dem Marktplatz zu 
versammeln«, dem »Befehlshaber der Reservewaffen-Kom-
panie, Ehud Almog«, befohlen, 

die Drei-Zoll-Mörser einzusetzen, die in der Nähe des Roth-
schild-Krankenhauses stationiert waren, und sie eröffneten 
das Feuer auf  den Marktplatz, wo sich eine große Menge 
[versammelt hatte]. Als das Mörserfeuer begann und Gra-
naten auf  sie [die Menge] fielen, brach eine große Panik 
aus. Die Masse strömte in den Hafen, drängte die Polizisten 
beiseite, stürmte die Boote und begann, aus der Stadt zu 
fliehen. Den ganzen Tag über beschossen Mörser abwech-
selnd die Stadt, und die Panik, die den Feind ergriff, endete 
in einem ungeordneten Rückzug.88

Es lässt sich nur schwer bezweifeln, dass die Furcht vor 
Massakern, die im »Vorfall« von Deir Jassin begründet war, 
gezielt zu einer Massenhysterie geschürt wurde und so in 
der Säuberung der Stadt mündete.89 Auch britische Zeugen 
beobachteten, dass »im Laufe des Morgens […]
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[die Hagana] kontinuierlich auf  alle Araber schoss, die sich 
in Wadi Nisnas und der Altstadt bewegten. Dazu gehörte 
auch völlig wahlloses und empörendes Maschinengewehr-
feuer sowie Schüsse aus dem Hinterhalt auf  Frauen und 
Kinder, […] die versuchten, durch die Tore zu den Docks 
aus Haifa herauszukommen. […] Vor dem Osttor [des Ha-
fens] stauten sich hysterische und angsterfüllte arabische 
Frauen und Kinder und alte Menschen, auf  die die Juden 
gnadenlos das Feuer eröffneten.90

Golda Meir (damals noch Meirson), die Haifa kurz nach 
seiner Räumung besichtigte, schrieb:

Die tote Stadt bietet einen entsetzlichen Anblick. In der 
Nähe des Hafens fand ich Kinder, die Alten, die auf  eine 
Möglichkeit warteten, wegzukommen. Ich ging in die Häu-
ser, es gab Häuser, in denen noch Kaffee und Pitabrot auf  
dem Tisch standen, und konnte mir [den Gedanken] nicht 
verkneifen, dass dies in der Tat das Bild in vielen jüdischen 
Städten [im Zweiten Weltkrieg in Europa] gewesen war.91

Auch wenn sich die Details unterscheiden, ist es eine Tat-
sache, dass die Bewohner aller anderen – rein arabischen 
oder gemischten – Städte ein ähnliches Schicksal erwartete: 
Jerusalem, Jaffa, Tiberias, Aschdod, Madschdal (Aschkelon), 
Be’er-Scheva, Safed, Lydda (Lod) und Ramla. Die letzten 
beiden Städte sind erwähnenswert, nicht so sehr, weil ihnen 
eine besondere strategische Bedeutung zukäme, sondern 
weil Ben-Gurion hier persönlich anwesend war und nach 
Berichten von Feldkommandeuren selbst den ungeschriebe-

nen Befehl zur Vertreibung erteilte. Es handelt sich darüber 
hinaus um den einzigen Fall, bei dem ein belastender Aus-
weisungsbefehl in schriftlicher Form überliefert ist, unter-
schrieben von der Führungsspitze der IDF: »1. Die Einwoh-
ner von Lydda sind schnell und ohne Rücksicht auf  ihr Alter 
zu vertreiben. Sie sind nach Beit Naballa zu schicken. 2. Die 
Umsetzung hat sofort zu erfolgen.« Das Dokument ist von 
zwei jungen Offizieren unterzeichnet: Jigal Allon, einem 
künftigen israelischen Außenminister, und Jitzchak Rabin.92

Das Schicksal kleinerer Dörfer glich oft dem Deir Jassins. 
Ein Eintrag im Tagebuch von Yosef  Nahmani, einem an der 
Säuberung Galiläas beteiligten Kommandeur, erlaubt einen 
Einblick in die Methoden, die Hunderttausende Araber in 
die Flucht schlugen:

[Nachdem] die Einwohner [von Safsaf] eine weiße Fahne 
gehisst hatten, versammelten sie [die Soldaten] die Männer 
und Frauen getrennt, banden fünfzig bis sechzig Dorf-
bewohnern die Hände, erschossen und töteten sie, um sie 
dann in einer einzigen Grube zu begraben. Sie vergewaltig-
ten auch mehrere der Dorf bewohnerinnen. In der Nähe des 
Dickichts sah er [Friedman?] mehrere tote Frauen, darunter 
eine Frau, die ihr totes Kind umklammert hielt. In Ilabun 
und Faradia begrüßten sie die Soldaten mit weißen Fah-
nen. […] [Die Soldaten] eröffneten das Feuer, und nachdem 
dreißig Menschen getötet worden waren, begannen sie, den 
Rest zu Fuß […] [gen] Libanon zu treiben. In Salha, das die 
weiße Fahne hisste, kam es zu einem wahren Massaker. Sie 
töteten Männer und Frauen, etwa 60–70. Wo haben sie eine 
so grausame Vorgehensweise wie die der Nazis gelernt? […] 
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Ein Offizier sagte mir, dass die Eifrigsten diejenigen waren, 
die aus den Lagern gekommen waren.93

Die israelische Gesellschaft hat sich dieser Geschichte nie 
gestellt. Uns wurde beigebracht, dass wir unsere Eltern und 
Großeltern nach ihren Erlebnissen im Holocaust fragen 
und uns selbst als Opfer verstehen sollen – die wir zwei-
fellos waren –, nie aber als Täter, die wir auch waren. Es 
bot sich auch kaum je ein Anlass zu fragen. Die Überreste 
Hunderter arabischer Dörfer wurden unmittelbar nach 
dem Unabhängigkeitskrieg einplaniert oder gesprengt: Die 
Zerstörung sollte unmöglich machen, was gelegentlich als 
»rückwirkende Umsiedlung« bezeichnet wurde, also eine 
Rückkehr der Flüchtlinge, diente aber auch dazu, die Spu-
ren zu verwischen und die Erinnerung auszulöschen. Nur 
wenige Israelis wissen, dass rund dreihundertfünfzig arabi-
sche Dörfer aufgegeben und zerstört wurden; dass beispiels-
weise der Campus der Universität Tel Aviv auf  dem Schutt 
eines zerstörten Dorfes namens asch-Schaich Muwannis 
errichtet wurde; oder dass Städte wie Aschkelon, Aschdod 
oder Be’er-Scheva, die heute blühende jüdische Städte sind, 
bis 1948 arabisch waren. Die Dokumente, die über die Poli-
tik der Regierung Auskunft geben, unterliegen noch immer 
strenger Zensur; doch zum Beispiel ist bekannt, dass Josef  
Weitz, ein hoher Beamter im Jüdischen Nationalfonds, 
zum Vorsitzenden des »Umsiedlungsausschusses« ernannt 
wurde, um im Auftrag der Regierung Maßnahmen zu er-
sinnen, wie sich eine Rückkehr der Flüchtlinge verhindern 
ließe und wie man jene Araber, die noch nicht fort waren, 
systematisch vertreiben könnte.94 Weitz, einer der glühends-

ten und frühesten Verfechter der Umsiedlung, formulierte 
seine Vision bereits 1940 und bestand dabei auf  einer Idee, 
die Ben-Gurion nicht unbedingt teilte, nämlich dass nicht 
nur so viele Araber umgesiedelt werden müssten, bis eine 
jüdische Mehrheit sichergestellt wäre, sondern dass eine 
vollständige Umsiedlung erfolgen müsse:

Unter uns muss klar sein, dass es im Land keinen Platz 
für beide Völker gibt […]. Wenn die Araber es verlassen, 
wird das Land weit und geräumig für uns sein. […] Die 
einzige Lösung [nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs] 
ist ein Land Israel, zumindest ein westliches Land Israel 
[gemeint ist: westlich des Jordan, O. B.], ohne Araber. Hier 
gibt es keinen Raum für Kompromisse. […] Es gibt keine 
andere Möglichkeit, als die Araber von hier in Nachbar-
länder umzusiedeln, sie alle umzusiedeln, aber vielleicht 
nicht [das überwiegend christliche] Bethlehem, Nazareth 
und Alt-Jerusalem. Nicht ein Dorf  darf  übrigbleiben, nicht 
ein Stamm. Die Umsiedlung muss in den Irak, nach Syrien 
und sogar nach Transjordanien erfolgen. Für dieses Ziel 
werden sich die finanziellen Mittel finden […]. Und erst 
nach dieser Umsiedlung wird das Land in der Lage sein, 
Millionen unserer Brüder aufzunehmen, und das jüdische 
Problem [in Europa] wird Geschichte sein. Es gibt keine 
andere Lösung.95

Ungeachtet solcher Worte erlaubten es die Zensur und die 
strategische Zweideutigkeit den Israelis, an dem Zweifel, ob 
es tatsächlich jemals eine Umsiedlungspolitik gab, festzuhal-
ten. Wir wissen aber, dass der spätere Verteidigungsminister 
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Mosche Dajan 1950 in Übereinstimmung mit Weitz’ Vision 
einer vollständigen Umsiedlung bemerkte, Israel müsse die 
im Land verbliebenen Araber »so betrachten, als ob über 
ihr Schicksal noch nicht entschieden ist. Ich hoffe, dass es 
in den nächsten Jahren eine weitere Möglichkeit geben wird, 
die Umsiedlung dieser Araber aus Israel durchzuführen.«96 
Der Militärzensor muss das Wörtchen »od«, zu Deutsch: 
»weitere«, übersehen haben. Es bestätigt zumindest, was 
der israelische Kriegsstratege schlechthin in seinen eigenen 
Augen als Hagana- und IDF-Kommandeur zwei Jahre zuvor 
betrieben hatte. Mit aller Wahrscheinlichkeit wäre das klei-
ne Wort geschwärzt worden, hätte es der Zensor bemerkt. 
Die Erinnerung soll im jüdischen Staat die heilige Pflicht 
sein, aber nur, wenn sie dem Holocaust gilt. Wenn es um 
die Nakba geht, besteht die Pflicht darin, zu leugnen, zu 
zensieren und zu vergessen.

III .

Die linken israelischen Intellektuellen und die amerika-
nischen liberalen Zionisten haben sich mehrheitlich an 
diesem verordneten Vergessen beteiligt. Schriftsteller wie 
Amos Oz oder David Grossman – beziehungsweise in den 
Vereinigten Staaten Denker wie Michael Walzer oder Peter 
Beinart – haben die Besetzung zu Israels Erbsünde erkoren; 
ein Unglücksfall, der dem jüdischen Staat widerfahren ist 
und behoben werden muss, um zu Ben-Gurions gerechter, 
linkszionistischer Idee zurückzukehren. Über die Tatsache 
zu schreiben, dass der Auf bau eines jüdischen Staates po-
litisch und historisch unauflöslich mit der Herstellung 

einer ethnischen Mehrheit und dementsprechend mit der 
Beseitigung der überwältigenden palästinensischen Bevöl-
kerungsmehrheit in Palästina verbunden war, widersprach 
ihrer bequemen Version der Geschichte, also ließen sie es 
bleiben. Die Wahrheit – dass man die Geschichte der Be-
satzung von der Geschichte der Nakba nicht trennen kann, 
dass man die eine nicht verstehen kann, ohne auch von der 
anderen zu sprechen – wurde totgeschwiegen.

Nachdem der arabisch-israelische Abgeordnete Jamal 
Zahalka von der Rednertribüne der Knesset herab Israels 
zionistische Linke einmal der rassistischen Heuchelei 
bezichtigt und darauf  gepocht hatte, dass Ben-Gurions 
Arbeitspartei für die Nakba verantwortlich gewesen sei, 
während die israelische Rechte in ihrer rassistischen Politik 
wenigstens ehrlich bleibe, erschien ein kurzer, gereizter 
Leserbrief  in der Haaretz:

In Wirklichkeit verstehe ich genau, warum der Abgeordne-
te Jamal Zahalka die israelische Linke hasst und die Rechte 
bevorzugt. […] Hätte es 1948 die israelische Linke mit ihren 
Kibbuzen und Moschawim, der Hagana und dem Palmach 
nicht gegeben, dann hätten die Palästinenser keine Nakba 
erlebt. Kein Palästinenser hätte seine Wohnung verloren. 
Im Gegenteil: Die Palästinenser hätten die Viertelmillion 
jüdischer Wohnungen übernommen.

Amos Oz, Tel Aviv, 8. 9. 2015

Soweit mir bekannt, ist diese typisch herablassende Äuße-
rung die ausführlichste Stellungnahme, die Israels führen-
der öffentlicher Intellektueller in den vergangenen fünfzig 
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Jahren je zur Zerstörung einer ganzen Kultur und Gesell-
schaft abgegeben hat. Zu der Tatsache also, dass Israel 
Palästina nicht nur zur Selbstverteidigung säubern musste, 
wie der verbreitete Mythos besagt, sondern offensichtlich 
auch, um die demografische Überlegenheit herzustellen, 
die für den Auf bau eines jüdischen Staates notwendig war.

Dieses Versäumnis ist umso bemerkenswerter, als sich 
eine frühere Generation führender israelischer Autoren 
– jene, die bereits vor 1948 geschrieben und den Unabhän-
gigkeitskrieg miterlebt hatten  – nicht in Stillschweigen 
hüllte. S. Yishars Ein arabisches Dorf von 1949 – ebenso wie 
sein (bislang nicht ins Deutsche übersetzter) Roman »Die 
Tage des Ziklag« von 1958, der allgemein als das israelische 
Epos über den Unabhängigkeitskrieg gilt – enthielt qual-
volle Schilderungen von Kriegsverbrechen im Zuge der 
Nakba. Aus einer reflexiven Ich-Perspektive statt aus der 
des zionistischen Kollektivs erzählt – Yishars Prosa war in 
dieser Hinsicht im Hebräischen bahnbrechend –, schreck-
te er nicht davor zurück, seine Nakba-Beschreibungen mit 
Holocaust-Symbolik zu durchsetzen und im Bewusstsein 
seiner Protagonisten sowie damit auch seiner Leser Holo-
caust-Opfer und Nakba-Täter gezielt ineinander zu blenden. 
Dieses Vorgehen sollte in den Schriften der nachfolgenden 
Generation führender Literaten des Landes so gut wie kein 
Echo finden. Ihre Texte fielen deutlich ideologischer aus, ja 
wirkten mitunter wie die von Parteiintellektuellen.

1961 kamen Oz, Muki Tsur, Amnon Barzel und andere 
junge Vertreter der literarischen Elite der Kibbuz-Bewegung 
zweimal zu Treffen mit Ben-Gurion zusammen, um den 
Ministerpräsidenten darauf  hinzuweisen, dass sich bei man-

chen Autoren der Nation neue nicht ideologische Strömun-
gen zeigten.97 »Ich werde Ihnen ein Buch von Jehuda Ami-
chai schicken«, sagt Barzel bei einer dieser Gelegenheiten zu 
Ben-Gurion und warnt den Ministerpräsidenten vor einem 
der künftig prominentesten Dichter des Landes: »Er ist ein 
ausgezeichneter Lyriker, aber extrem gefährlich.« Tsur ist 
derselben Meinung: »Es ist eine Tatsache, dass [Amichais 
Texte] für etwas stehen, das man bekämpfen muss.« Ben-
Gurion fragt Oz: »Vergleichen Sie [Amichai] mit Yishar?« 
Darauf  Oz: »Er hat eine gewisse Ähnlichkeit mit [Yishar] als 
Autor, aber nicht als Person.« Ben-Gurion: »Meinen Sie ›Die 
Tage des Ziklag‹?« Oz: »Vor allem ›Die Tage des Ziklag‹.« 
Und Tsur mahnt den Ministerpräsidenten: »Die Tatsache, 
dass Sie das ignorieren, ist gefährlich für uns.« Ben-Gurion 
aber will wissen: »Steht Amichai für Nihilismus? Ist er selbst 
ein Nihilist?« Tsur: »Selbstverständlich.« Ben-Gurion: »Ich 
kann Nihilismus nicht ausstehen.«

Wenn sich Ben-Gurion und die jungen Literaten über 
Nihilismus sorgten, dann nicht, weil sie Amichai oder Yishar 
im Verdacht hatten, Ideen zu propagieren, die von einer 
gleichsam postmodernen oder avantgardistischen Philoso-
phie inspiriert sein könnten. Diese Autoren waren in ihren 
Augen vielmehr »gefährlich«, weil sie eine Unsicherheit über 
den Weg auf kommen ließen. Ihre Texte waren »nihilistisch«, 
weil sie eher moralischer als ideologischer Natur waren: Sie 
vermittelten schmerzhafte Zweifel an Sinn und Zweck des 
Lebens – verschärft durch die Erinnerungen an die Nakba-
Verbrechen –, Sinn und Zweck aber sollte die zionistische 
Ideologie stiften. Diese anhaltende Bindung an die offizielle 
zionistische Parteilinie sollte Amos Oz zu einem scharfen 



118 119

Kritiker der Besatzung machen, die den Zionismus angeb-
lich korrumpiere, aber auch zu einem gewichtigen Gegner 
jeder Thematisierung der Nakba als eines integralen Be-
standteils des israelischen Bewusstseins.

An einem Punkt des Gesprächs wendet sich Ben-Gurion 
direkt an Oz: »Ihre Schlussfolgerung, Amos, ist deshalb: 
eine Diktatur. Ja, ja.« – »Um Himmels willen«, wehrt die-
ser sofort ab. Ben-Gurion aber reagiert offensichtlich auf  
Zensurgedanken, die im Raum stehen. »Kann man Ami-
chai zum Schweigen bringen?«, fragt er rhetorisch. »Was, 
glauben Sie, kann man tun?«, fragt ein anderer Kibbuznik. 
Ben-Gurion antwortet: »Eine Lösung wäre eine Diktatur. 
Die Leute zu zwingen. Diese Lösung taugt jedoch nicht für 
uns, weil wir es mit Juden zu tun haben … Man kann ihnen 
keine Diktatur aufzwingen.«

Die Frage der Zensur erinnert an einen wichtigen Wen-
depunkt in der literarisch-politischen Geschichte Israels; sie 
legt aber auch den Schluss nahe, dass diejenigen, die zur 
Verteidigung der zionistischen Ideologie von der Nakba 
schweigen, auch nicht ehrlich über den Sechstagekrieg 
oder die Besatzung sprechen würden. Nur Tage nach dem 
Ende des Krieges 1967 führten Oz, Avraham Shapira, Muki 
Tsur und andere eine Reihe von Gesprächen mit Soldaten, 
die gerade von der Front zurückgekehrt waren. Die auf-
gezeichneten Gespräche wurden rasch transkribiert und 
in Buchform veröffentlicht: Siah Lohamim, wörtlich »Ge-
spräche mit Kämpfern«.98 Das Buch, das den Israelis ein ge-
schöntes Bild ihrer Söhne bot, wurde als Sensation gefeiert. 
Die zurückkehrenden jungen Soldaten traten zwischen den 
Zeilen nicht nur als Kriegshelden hervor, sondern auch als 

nachdenkliche und zutiefst dem Verlangen der Nation nach 
Frieden und moralischer Selbsthinterfragung verpflichtete 
Menschen. Das Buch demonstrierte somit den Triumph der 
zionistischen Erziehung: Israel war nicht nur als Militär-
macht, sondern auch als moralische Kraft überlegen, ein 
Gefühl, das in einer Wendung zum Ausdruck kam, die in-
zwischen zu einem vertrauten Klischee geworden ist: yorim 
ve’bochim, »man schießt und weint«, wie auch der Titel der 
deutschen Übersetzung lautet. Für Golda Meir war es ein 
»heiliges Buch«, und für Chaim Gouri hatte es die Kraft, 
»die Seele und das Bewusstsein einer ganzen Generation zu 
formen«. Der Gedanke, dass israelische Soldaten »die Rein-
heit der Waffen« bewahren und dass die IDF »das mora-
lischste Militär der Welt« sind, ist in Israel heute Gemeingut. 
Neben der Verdrängung der Nakba trug Man schießt und 
weint erheblich zur Entstehung dieses Mythos bei.99

2015 kam Censored Voices heraus, ein Dokumentarfilm mit 
Aufnahmen, die in »Gespräche mit Kämpfern« weggelassen 
worden waren. In der Dokumentation der Regisseurin Mor 
Loushy erinnert sich Amos Oz an die Zusammenstellung 
des Werks und schildert den »euphorischen« Jubel, der Is-
rael nach dem Krieg erfasst hatte. Es gab allerdings auch 
ganz andere, nicht euphorische Gefühle, sagt Oz, die jedoch 
unterdrückt wurden und nun im Buch Ausdruck finden soll-
ten. Der Film zeigt auch eine Aufnahme von 1967, in der der 
junge Oz die Idee des Buchs erklärt: »Vielleicht werden wir 
nicht viel zu dem beitragen, was die Leute als ›nationale 
Moral‹ bezeichnen«, sagt er. »Aber wir werden einen klei-
nen Beitrag zur Wahrheit leisten.«100

In Wirklichkeit taten sie das genaue Gegenteil. Wie Tom 
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Segev auf  der Grundlage einer Dissertationsschrift von 
Alon Gan dokumentiert hat, wurden die Soldatengesprä-
che stark zensiert – mitunter sogar rundweg umgeschrie-
ben –, und zwar nicht nur von der militärischen Zensur, 
die sich überraschend zurückhielt, sondern vor allem von 
den Herausgebern selbst. Sie ließen Äußerungen weg, in 
denen Zweifel am Kriegsgrund laut wurden, sowie ganz 
allgemein Informationen, die dem Kampfgeist der Nation 
und der zionistischen Wunscherzählung abträglich waren. 
Sorgfältig wurden auch sämtliche Bemerkungen über Ver-
treibungen von Dorf bewohnern gestrichen, Bemerkungen, 
die womöglich nahegelegt hätten, dass sich die israelischen 
Streitkräfte nicht nur 1948, sondern auch 1967 an einer Um-
siedlung versuchten. Ein Gesprächspartner wurde im Buch 
mit den Worten zitiert: »Einige fürchterlich negative Din-
ge zeigen sich [im Krieg]«. In der Tonaufnahme lauteten 
seine Worte: »Einige fürchterlich negative Dinge zeigen 
sich. Wenn man sieht, wie Soldaten auf  wehrlose Zivilis-
ten schießen […] auf  alte Leute.« Ein anderer Soldat be-
richtet von dem Befehl, jeden zu »töten«, der den Jordan in 
westlicher Richtung überqueren will. Im Buch wurde das 
Wort »töten« durch die Wendung »an der Überquerung zu 
hindern« ersetzt. Ein weiterer Interviewpartner erwähnt 
einen verwundeten feindlichen Soldaten, der seiner Einheit 
in die Hände fiel. Die Soldaten diskutierten darüber, ob sie 
ihn töten sollten, als einer von ihnen den Mann plötzlich per 
Kopfschuss exekutierte. In »Gespräche mit Kämpfern« heißt 
es an der entsprechenden Stelle: »Ein Kamerad schlug vor, 
ihn zu töten. Natürlich erlaubten wir das nicht.« Ein ande-
rer IDF-Soldat erinnerte sich, er sei sich »vorgekommen wie 

ein Gestapo-Mann«, und manche Kibbuzniks erwähnten 
ähnliche Gefühle bei der Räumung ganzer palästinensischer 
Dörfer: Sie hätten sich gefühlt wie »SS-Angehörige« – nichts 
von alldem wurde veröffentlicht.101 Dies sind nur Beispiele 
des Materials, das zensiert oder verändert wurde. Sie sind 
aber bezeichnend für das systematische Bild, für die Art 
von Eingriffen, die vorgenommen werden mussten, um ein 
Buch herauszubringen, das Golda Meir als »heilig« ansehen 
würde.

Censored Voices wurde überwiegend positiv aufgenom-
men, doch bleibt der Verdacht, dass auch der Film – wie 
»Gespräche mit Kämpfern« – vor allem dazu diente, einen 
Mythos zu pflegen, statt die Wahrheit zu berichten. Der 
Film beginnt mit der Feststellung, dass die israelische Ar-
mee »die Aufnahmen zensierte und den Kibbuzniks ledig-
lich die Veröffentlichung von einem Drittel der Gespräche 
erlaubte«. Wie schon erwähnt, griff  das Militär relativ 
wenig ein: Die Zensur war überwiegend eine Selbstzensur 
von Israels aufstrebenden linkszionistischen Intellektuellen. 
Verblüffenderweise wird die Frage der Zensur in Censored 
Voices gar nicht thematisiert. Oz wird in dem Film als in-
tellektueller Held der Besatzungsgegner gefeiert, aber nicht 
einmal mit der Tatsache konfrontiert, dass er daran mit-
wirkte, statt eines authentischen ein ideologisch gefälschtes 
Dokument zu erzeugen. Ihm wird nicht eine Frage dazu 
gestellt, welchen Regeln die Herausgeber folgten: wie sie 
entschieden, was gedruckt werden sollte und was nicht, was 
sie im ursprünglichen Wortlaut belassen wollten und was 
sie umschreiben zu müssen glaubten.

Die Antwort findet sich in Oz’ und Tsurs’ früheren Ge-
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sprächen mit Ben-Gurion. Unzensierte »Gespräche mit 
Kämpfern« hätten die tief  sitzenden Zweifel von Israelis 
am zionistischen Weg publik gemacht – das Gefühl, das 
Ziel aus den Augen verloren zu haben, verschärft durch 
die brutale Erfahrung von Kriegsverbrechen, die denen der 
Nakba glichen. Authentische »Gespräche mit Kämpfern« 
hätten keinen Beitrag zur ideologischen Mythenbildung ge-
leistet, sondern jenem »nihilistischen« Genre angehört, das 
sich mit Amichais Lyrik und Yishars Ein arabisches Dorf und 
»Die Tage des Ziklag« herausbildete. Der Dokumentarfilm 
schließt mit der Frage an Oz, was er empfinde, wenn er 
sich die zensierten Aufnahmen heute anhöre. »Ich habe das 
Gefühl, dass wir die Wahrheit gesagt haben«, antwortet Oz. 
»Eine Wahrheit, zu der ich bis zu diesem Tag stehe.«

IV.

Ari Shavits 2013 veröffentlichtes Buch My Promised Land. The 
Triumph and Tragedy of  Israel bedeutete eine signifi kante Ab-
kehr von dieser vertrauten liberalzionistischen Besatzungs-
erzählung und Nakba-Verdrängung.102 In den USA, wo es 
sich lange auf  der Bestsellerliste hielt, sprach man ihm das 
Potenzial zu, den Diskurs über Israel zu verändern. Der 
New Yorker druckte vorab Auszüge aus dem Buch, während 
die New York Times ihm nach Erscheinen drei enthusiasti-
sche Besprechungen und Diskussionen widmete.103

Shavits zentrale These lautet, dass die Besatzung – so 
beklagenswert und unheilvoll sie auch sei – nicht Israels 
Erbsünde oder Hauptproblem ist; für ihn entwickeln sich 
andere Aspekte zu viel tieferen historischen und existenziel-

len Bedrohungen. Zunächst einmal müsse die historische 
Vertreibung der Palästinenser offen eingeräumt werden – 
die Tatsache, dass eine »Unvereinbarkeit« zwischen dem 
jüdischen Staat und der Existenz einer palästinensischen 
Bevölkerung innerhalb der palästinensischen Territorien 
bestand. Damit verbunden bleibe das sogenannte demo-
grafische Problem Israels Hauptbedrohung. »46 Prozent 
aller Einwohner Israels sind aktuell Palästinenser«, so Shavit 
im Jahr 2013. »Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung wird 
wohl 2020 bei 50 Prozent und 2040 bei 55 Prozent liegen. 
Hält der gegenwärtige Trend an, wird Zions Zukunft nicht-
zionistisch sein.«104 Schließlich warnt Shavit vor der Gefahr, 
»von Political Correctness geblendet« zu werden.105 Die 
Tel Aviver Elite, so sein Argument, »bläute allen die Not-
wendigkeit strenger politischer Korrektheit ein und ver-
wandelte dabei konstruktive Selbstkritik in eine um ihrer 
selbst willen obsessiv betriebene Dekonstruktion.«106 Durch 
eine derart zwanghafte Selbstkritik hätten die Israelis seiner 
Meinung nach ihre nationale Einheit und das Gefühl ver-
loren, eine gerechtfertigte Sache zu vertreten. Amerikaner 
und Europäer könnten sich vielleicht den Luxus »politischer 
Korrektheit« leisten, behauptet Shavit, Israelis aber nicht: 
Wenn Juden im Nahen Osten überleben wollen, werden 
sie immer mit dem Schwert in der Hand leben und sich die 
Finger schmutzig machen müssen.

Auch wenn er dies in seinem Buch nicht mit wünschens-
werter Klarheit herausstellt, hängen die Bedrohungen 
durch die Demografie und durch die politische Korrektheit 
in Shavits Denken doch eng zusammen. Deutlich wird dies 
im Subtext des Kapitels über die Stadt Lydda, dem das Werk 
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seine überschwängliche Aufnahme verdankt. Shavit schil-
dert hier die von Massakern begleitete Räumung des Ortes 
und kommt zu dem Schluss:

Am Abend findet der Exodus von Tausenden von palästi-
nensischen Arabern aus Lydda statt: In langer Reihe ziehen 
sie aus der Stadt aus […] und verschwinden schließlich hin-
ter dem Horizont. Die Zionisten haben Lydda ausgelöscht. 
Die Stadt ist unsere Blackbox: Lydda birgt das düstere Ge-
heimnis des Zionismus. Die Wahrheit ist, dass der Zionis-
mus Lydda nicht ertragen konnte; von Beginn an lag die 
Stadt im Widerspruch zu ihm. Wollte sich der Zionismus 
durchsetzen, durfte er nicht zulassen, dass es Lydda gab. 
[…] [Man hätte wissen müssen, dass] Lydda ein Hindernis 
auf  dem Weg zur Erschaffung eines jüdischen Staates war 
und der Zionismus eines Tages gezwungen sein würde, es 
wegzuräumen.107

Mit der Beschreibung Lyddas als »Blackbox« und als das 
»düstere Geheimnis« des Zionismus schien Shavits Buch 
einen neuen Weg einzuschlagen, mit begrüßenswertem 
Ergebnis: Er brachte dem etablierten linksliberalen zio-
nistischen Milieu die Nakba-Erzählung zu Bewusstsein. 
Auf  den ersten Blick gelang ihm damit etwas, das Israels 
renommierteste liberale Intellektuelle wie Amos Oz und 
seinesgleichen nicht einmal versucht hatten.

Besonders vor diesem Hintergrund ist es dann aller-
dings bemerkenswert, dass der Ausdruck »Nakba« in sei-
nem Buch gar nicht vorkommt. Zweifellos muss Shavit 
hier zum Mittel der Selbstzensur gegriffen haben: Ein Is-

raeli, der endlich über die Massaker und Vertreibungen 
von 1947/48 schreibt, kann nicht einfach zufällig vergessen, 
diesen Terminus zu gebrauchen. Mitunter muss Shavit auch 
seine Gesprächspartner zensiert haben. Wenn er etwa mit 
seinem arabischen Freund Mohammed Dahla spricht, be-
schreibt dieser eindeutig eine Nakba-Gedenkzeremonie 
tief  in einem Wald in Galiläa, und noch immer fällt das 
Wort nicht. Es ist höchst unwahrscheinlich, dass Dahla 
es nicht in den Mund genommen hat. Dies lässt Zweifel 
daran auf kommen, ob wir von Shavit wirklich die »glaub-
haften Einblicke« erhalten, die der Journalist Franklin Foer 
auf  dem Buchdeckel zur Lektüre empfahl. Wenn sich die 
nordamerikanische Leserschaft von Mein gelobtes Land den 
Einblick eines Insiders in die israelischen Verhältnisse ver-
spricht, dann wird ihr in Wirklichkeit einer der heikelsten, 
wichtigsten und umstrittensten Begriffe zur Benennung der 
fraglichen Ereignisse vorenthalten, die es im gegenwärtigen 
israelischen Diskurs gibt. Wenn Leon Wieseltier dies für 
»das am wenigsten tendenziöse Buch über Israel« hält, das 
er »je gelesen« hat, wie er in seinem Aufmacher für die New 
York Times Book Review schrieb, dann wurde er womöglich 
erfolgreich in die Irre geführt.

Schlimmer aber ist, worauf  Shavit, wie aus den namenlo-
sen Nakba-Beschreibungen deutlicher als aus irgendeinem 
anderen Teil des Buches hervorgeht, mit seiner Ablehnung 
der politischen Korrektheit eigentlich hinauswill. »In der 
Not – wenn sie verdammt werden – werde ich ihnen zur 
Seite stehen«, verkündet er hinsichtlich der israelischen 
Kriegsverbrecher, die für Lydda verantwortlich zeichneten. 
Denn »wenn es sie nicht gegeben hätte«, so seine Begrün-
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dung, »wäre der Staat Israel nicht geboren worden. […] Sie 
haben die schmutzige Arbeit erledigt, die es meinem Volk, 
mir selbst, meiner Tochter und meinen Söhnen ermöglicht, 
zu leben.«108

Allem Anschein zum Trotz ist dies kein mutiges Ein-
geständnis von Israels existenzieller Tragödie, im Gegen-
teil: Der beabsichtigte Effekt solcher Erklärungen besteht 
darin, den Einfluss ebenjener Tragödie auf  das israelische 
Bewusstsein zu relativieren – und es als exzessive politische 
Korrektheit abzutun, wenn man der Vertreibung der Pa-
lästinenser eine besondere Relevanz für das gegenwärtige 
israelische Denken und den künftigen liberalen Zionismus 
zuspricht. Während ein liberaler Zionist wie Oz einfach 
nicht über die Nakba sprach, tut Shavit genau das – und 
billigt das Verbrechen. So gesehen wird die Nakba gar nicht 
zum Bestandteil des liberalzionistischen Bewusstseins ge-
macht. Vielmehr wird dieses dem Bewusstsein der Rechten 
angeglichen, die in Sachen Nakba ohnehin nie etwas zu ver-
drängen hatte.

Das Verhältnis der Linken zu Erinnerung und Historie ist 
relativ leicht von dem der Rechten zu unterscheiden. Auf  
der linken Seite des politischen Spektrums teilt man die Ein-
sicht, dass sich ein Volk ändern muss, und zwar manchmal 
radikal, wenn es seine Vergangenheit aufarbeitet – wenn es 
lernt, seine Geschichte als tragisch zu begreifen. Auf  der 
rechten Seite dagegen nimmt und bejaht man die Geschich-
te und Tragödie des eigenen Volkes als gegeben – man 
akzeptiert sie als unvermeidliche, notwendige Bedingung 
der eigenen gegenwärtigen Identität und Werte. Shavits 
Triumph und Tragödie Israels, das von liberalen Zionisten so 

begeistert begrüßt wurde, tat genau Letzteres, wurde aber 
so gelesen, als hätte es Ersteres getan. Shavit gelangt zu dem 
Schluss, dass ihm »nur die Wahl zwischen zwei Alternativen 
bleibt: entweder den Zionismus wegen Lydda abzulehnen 
oder ihn einschließlich Lyddas zu akzeptieren.«109 Die einzig 
vernünftige Möglichkeit kommt nicht einmal zur Sprache: 
dass der Zionismus niemals wegen Lydda abgelehnt und 
auch niemals, absolut niemals einschließlich Lyddas akzep-
tiert werden darf; dass sich der Zionismus, wenn er Lydda 
und Haifa und Deir Jassin und Safsaf  – und so viele andere 
Orte in unserem Land und unserer Vergangenheit – nicht 
ignoriert, wandeln muss.

Vielleicht lässt sich Shavits Verwirrspiel um den Links-
liberalismus am besten verstehen, wenn man einen Hin-
weis in Betracht zieht, den Susie Linfield gab, als sie ihn 
für das New Yorker Magazin Guernica interviewte. Shavit 
behaupte, »dass sogar im Zuge eines gerechten Krieges 
Kriegsverbrechen begangen werden können«. Die Gerech-
tigkeit des Krieges »wird ihm durch solche Verbrechen 
nicht genommen; umgekehrt mindert die Gerechtigkeit 
der Sache auch nicht die Kriminalität – die Barbarei – der 
fraglichen Taten«.110 Dies scheint sehr gut auf  den Punkt 
zu bringen, wofür Shavit tatsächlich eintritt; doch sollten 
wir uns im Klaren darüber sein, was für ihn als gerechter 
Krieg durchgeht. Shavit stellt die Nakba so dar, als wäre 
sie eine Überlebensfrage für Israel gewesen, aber das ist ir-
reführend – genauso irreführend wie die Nichterwähnung 
der Palästinenser im Beschluss von Atlantic City 1944. Wie 
Arendt schon damals wusste, stand nicht das bloße Über-
leben auf  dem Spiel, sondern die Sicherstellung der für 
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eine jüdische Demokratie erforderlichen jüdischen Mehr-
heit. Anders gesagt, und Shavit lässt keinen Zweifel daran, 
dass dies das »düstere Geheimnis« des Zionismus ist: Zu 
den gewaltsamen Massenvertreibungen von Palästinensern 
kam es nicht einfach im Zuge des Krieges. Sie waren Teil 
des Kriegsgrunds – und werden dennoch für gerecht er-
achtet. Man kann nur hoffen, dass die liberalen Zionisten 
der Zukunft diese Argumentation genau auf  den Prüfstand 
stellen und in einem Punkt keinen Millimeter nachgeben: 
Wenn man bereit ist, eine ethnische Säuberung als gerech-
ten Kriegsgrund zu akzeptieren, dann wird man am Ende 
auch glauben, dass die »Gerechtigkeit« des eigenen Krieges 
nicht von Kriegsverbrechen geschmälert wird, zu denen es 
im Kampfgetümmel kam. Logisch ist das stimmig, doch 
ist es die Logik der Rechten – der gewaltbereiten extremen 
Rechten sogar – und als Position einer liberaldemokrati-
schen linken Mitte in keiner Weise zu akzeptieren.

Shavits Buch hat natürlich eine Antwort auf  diesen Ein-
wand parat, und hierin besteht sein schädlicher, gefährlicher 
Einfluss, wenn es um die Zukunft des liberalen Zionismus 
geht: Es tut solche Besorgnisse als »politische Korrektheit« 
ab. Wenn man ehrlich ist, heißt es, musste jemand die 
»schmutzige Arbeit« tun; sonst wären Hunderttausende Pa-
lästinenser nicht verschwunden. Mit dieser Antwort schließt 
sich der Kreis: Was Shavit als »politische Korrektheit« ver-
wirft, hatte Zangwill hundert Jahre vor ihm als »großmüt-
terliche Gefühlsduselei« abgetan. Das Problem mit diesen 
Schlagworten ist, dass die moralischen und politischen 
Grundsätze, um die es hier geht, angesichts des Nieder-
gangs der Zweistaatenlösung nicht nur unsere Beurteilung 

der Vergangenheit, sondern auch unser künftiges Handeln 
bestimmen werden. Die chauvinistische Bereitschaft, das 
menschliche Gewissen als großmütterliche Gefühlsduselei 
abzutun, droht die zionistische Politik zu einer Form von 
Barbarei herabzuwürdigen.

V.

Viele Jahre lang blieb die Umsiedlungspolitik in Israel 
mehr oder weniger ein schlafender Hund. Und zwar nicht, 
weil eine gewaltsame ethnische Politik ihre Legitimation 
verloren hätte, sondern weil sie erfolgreich durchgeführt 
worden war. 1947 lebten in Palästina sechshunderttausend 
Juden unter 1,2 Millionen Palästinensern. 1948, am Ende des 
Unabhängigkeitskriegs, waren es noch rund fünf hundert-
tausend Palästinenser, und Wellen jüdischer Einwanderer 
strömten ins Land. Bei den Wahlen im September 2019 
machten Juden 77 Prozent der wahlberechtigten Bevölke-
rung aus, doch ist diese Zahl höchst irreführend: Innerhalb 
der Grenzen, in denen sie wählen dürfen, also inklusive der 
besetzten Gebiete, bilden Juden kaum fünfzig Prozent der 
Bevölkerung. Und da uns die Zweistaatenlösung zwischen 
den Fingern zerrinnt, kehrt Israels verdrängte Umsiedlungs-
politik mit Macht auf  die Tagesordnung zurück.

Zwei Parteien, die bei den Wahlen antraten, befürwor-
teten ausdrücklich eine Umsiedlung. Die erste war Avigdor 
Liebermans »Unser Haus Israel«. In diesem Jahr hatte die 
Partei kein offizielles Wahlprogramm, ihr letztes von 2014 
jedoch widmete seinen einzigen detaillierten Teil der ara-
bischen Bevölkerung und enthielt unter anderem die Idee, 
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dass Arabern aus »Jaffa oder Akkon«, also israelischen Bür-
gern, die unter einer »gespaltenen Identität« litten, Geld und 
Unterstützung für die Auswanderung angeboten werden 
sollten. Der ehemalige Verteidigungs- und Außenminister 
setzt sich mit neuen Worten explizit für die alte Idee einer 
»freiwilligen Umsiedlung« ein. Lieberman, gegenwärtig als 
Feind Netanjahus ein Favorit von Israels linker Mitte, ist 
in Wirklichkeit ein unverhohlen rassistischer Politiker, der 
öffentlich zu einem jüdischen Boykott arabischer Geschäf-
te aufgerufen hat. Dass er auch für weniger »zivilisierte« 
Vertreibungsmethoden offen wäre, ist keine allzu gewagte 
Spekulation.

Die zweite Partei war Tkuma und gehörte zur gemeinsa-
men Liste der »Union der rechten Parteien«. Im September 
2017 erklärte die Partei den sogenannten »Unterwerfungs-
plan« ihres heutigen Vorsitzenden Bezalel Smotrich zum 
Programm. Der Plan sieht die Annexion der Westbank 
vor und stellt die Palästinenser vor drei Alternativen. Die 
erste besteht darin, die Apartheid zu akzeptieren, das heißt 
alle »nationalen Bestrebungen« aufzugeben, ihre Loyalität 
zum jüdischen Staat zu erklären und dafür mit einem Auf-
enthaltsstatus, aber ohne Staatsangehörigkeit auf  ihrem 
Territorium verbleiben zu dürfen. Die zweite Option ist 
eine freiwillige Umsiedlung, also die Emigration aus dem 
Westjordanland in eines der arabischen Nachbarländer mit 
finanzieller und diplomatischer Unterstützung Israels. Die 
dritte Möglichkeit für all jene, die sich den ersten beiden 
verweigern, bestünde darin, Widerstand zu leisten, »und 
dann wird die israelische Armee schon wissen, was zu tun 
ist«.111 Zweifellos würden sich die meisten Palästinenser für 

diese letzte »Option« entscheiden. Als Smotrich, der gegen-
wärtig Verkehrsminister im Kabinett Netanjahu ist, gefragt 
wurde, worauf  diese dritte Option konkret hinauslaufe, ant-
wortete er: »im Krieg, wie im Krieg«. Und er fügte hinzu, 
der Plan beruhe auf  der biblischen Geschichte Josuas. All 
jenen, die mit talmudischen Diskussionen weniger vertraut 
sind, sei gesagt, dass die Tradition hinter Josua für Heiden 
im Heiligen Land in der Tat drei Wahlmöglichkeiten vor-
sieht: sich der jüdischen Herrschaft zu beugen, das Land zu 
verlassen oder getötet zu werden.

Dem Parteitag, auf  dem dieser Unterwerfungsplan dis-
kutiert und angenommen wurde, übermittelte Netanjahu 
per Videobotschaft seine Sympathie: »Ich war hocherfreut 
zu hören, dass Sie Ihre Diskussionen der Frage nach der Zu-
kunft von Eretz Israel widmen«, ließ sich der Ministerpräsi-
dent auf  dem Bildschirm vernehmen. Er zitierte Zangwills 
alte Losung, dass der Zionismus »ein Volk ohne Land« mit 
einem »Land ohne Volk« zusammenbrachte, und ergänzte: 
»Bis vor Kurzem lag dieses Land leer und brach. Aber seit 
wir nach Jahren des Exils nach Zion zurückgekehrt sind, 
blüht es wieder.« Netanjahu ist mit Zangwill und dem Um-
siedlungsgedanken wohlvertraut. Sein Vater, der revisionis-
tische Historiker Ben-Zion Netanjahu, gab einen Band mit 
Reden Zangwills heraus; als begeisterter Verfechter einer 
palästinensischen Umsiedlung beklagte er sich darüber, 
dass sie nicht bereits in den Wirren des Ersten Weltkriegs 
vollzogen worden war.112 Mit Benjamin Netanjahus Segen 
setzte die Union der rechten Parteien auch Politiker der »Jü-
dischen Macht« auf  ihre Liste, einer explizit faschistischen 
Partei, die Israels Oberster Gerichtshof  bislang von der Teil-
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nahme an Wahlen ausgeschlossen hatte. Die Partei setzt 
sich nicht nur für die Zwangsumsiedlung sämtlicher Araber 
ein; auf  dem Höhepunkt des Oslo-Prozesses rechtfertigte 
sie zudem die Ermordung Rabins.

Auch Netanjahus Likud-Partei tritt inzwischen offiziell 
für die Annexion des Westjordanlands ein. Man sollte die-
sen neuen Tönen, die in der gegenwärtigen politischen At-
mosphäre die Rede von einer Zweistaatenlösung rasch als 
fast schon moderat klingende Alternative ablösen, aufmerk-
sam lauschen. Denn wer das Westjordanland übernehmen 
will, muss Pläne für seine drei Millionen palästinensischen 
Bewohner haben. Likud-Vertreter sprechen manchmal von 
einer Variante, die man als »Apartheid mit menschlichem 
Antlitz« bezeichnen könnte: Man lässt die Palästinenser un-
ter israelischem Gesetz statt unter dem Militärregime der 
Besatzung leben, ohne ihnen den Status von Staatsbürgern 
zu gewähren. Doch fußt dieses Gerede auf  der trügerischen 
Prämisse, dass sich die Palästinenser solchen Programmen 
stillschweigend fügen würden, wovon natürlich nicht aus-
zugehen ist. Es stellt sich also die dringende Frage, wie 
sich Israel nach Meinung der Annexionsbefürworter ver-
teidigen solle – so würde man es zweifellos nennen –, wenn 
die Hälfte seiner Bevölkerung gewaltsam Widerstand gegen 
den Entzug ihrer Menschen-, Bürger- und Staatsangehörig-
keitsrechte leistet.

Der Fall der Golanhöhen ist hier lehrreich; schließlich 
verlieh Trumps Entscheidung, Israels Annexion der Golan-
höhen anzuerkennen, den Einverleibungsfantasien jüngst 
neuen Auftrieb. Für gewöhnlich gilt die Übernahme dieser 
von einer Handvoll Drusen dünn besiedelten Gegend im 

Verhältnis zu der des Westjordanlands mit seiner hohen 
arabischen Bevölkerungsdichte als moralisch weniger pro-
blematisch. Doch auch dies ist eine bequeme Illusion, die 
sich der Zensur und dem Vergessen verdankt: Mehr als hun-
derttausend Araber wurden während des Sechstagekrieges 
und unmittelbar danach aus dem Golan vertrieben, einem 
Gebiet, das wesentlich kleiner ist als das Westjordanland.113 
Eine Übernahme arabischen Territoriums durch den jüdi-
schen Staat ist unweigerlich mit Vertreibungen verbunden. 
Möglich gemacht werden sie durch bequemes Schweigen, 
Verdrängung und Lügen.

VI.

Shavit, der natürlich um die Bedeutung solcher demogra-
fischen Fragen weiß, verkniff  sich jeden Hinweis auf  ihren 
Zusammenhang mit der künftigen Entwicklung. Sein poli-
tisch korrektes Schweigen ist umso alarmierender, als es das 
eines Buches ist, das verspricht, die politische Korrektheit 
durch israelischen Klartext zu überwinden. Der Grund für 
dieses Schweigen ist nicht schwer zu erraten: Im Hinblick 
auf  die Zukunft sind Shavits Grundsätze politisch verhee-
rend unkorrekt – und zwar in einem entsetzlichen Ausmaß. 
Auf  die Realität angewandt, sind seine – von den Liberalen 
in Nordamerika so freudig begrüßten – romantisch-zionis-
tischen Prinzipien nicht zu unterscheiden von der Idee der 
Umsiedlung, wie sie sich gerade im Herzen der israelischen 
Politik breitmacht. Am 8. Januar 2004 druckte die Haaretz 
ein Interview mit Benny Morris, Israels führendem Exper-
ten für die Geschichte der Vertreibung von Palästinensern.114 
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Die Fragen stellte Ari Shavit. Dieses Gespräch lohnt noch 
heute die Lektüre, nicht nur, weil es Shavit offensichtlich zu 
seiner Beschreibung des »düsteren Geheimnisses« des Zio-
nismus anregte – fast möchte man sagen, dass das Interview 
das Buch vorwegnahm –, sondern vor allem auch, weil aus 
ihm klar hervorgeht, dass das tiefere, düsterere Geheimnis 
die Zukunft betrifft und nicht die Vergangenheit. In seinem 
Bestseller war davon dann freilich nicht mehr die Rede.

Shavit: War Ben-Gurion ein »Umsiedlungsanhänger«?

Morris: Natürlich. Ben-Gurion war ein »Umsiedlungs-
anhänger«. Er verstand, dass es keinen jüdischen Staat mit 
einer großen und feindlichen arabischen Minderheit in sei-
ner Mitte geben konnte. […]

Shavit: Sie scheinen ihn nicht zu verurteilen.

Morris: Ben-Gurion hatte recht. Hätte er nicht das getan, 
was er getan hat, wäre kein jüdischer Staat geboren worden. 
Das muss einem klar sein. […] Ohne die Palästinenser zu 
entwurzeln, wäre hier kein jüdischer Staat entstanden.

Shavit: […] Rechtfertigen Sie all dies am Ende? Sind Sie ein 
Befürworter der Umsiedlung von 1948?

Morris: Es gibt keine Rechtfertigung für Vergewaltigungen. 
Es gibt keine Rechtfertigung für Massaker. Das sind Kriegs-
verbrechen. Unter bestimmten Umständen aber ist eine 
Vertreibung kein Kriegsverbrechen. Ich glaube nicht, dass 

die Vertreibungen von 1948 Kriegsverbrechen waren. Man 
kann kein Omelett machen, ohne Eier zu zerschlagen. Man 
muss sich die Hände schmutzig machen.

[…]

Shavit: Wenn also die Kommandeure der Operation Dani 
da stehen und die schreckliche lange Kolonne der 50 000 
Vertriebenen aus Lydda ostwärts vorbeiziehen sehen, dann 
stehen Sie an Ihrer Seite? Sie rechtfertigen sie?

Morris: Ich verstehe sie definitiv. […] Ich glaube nicht, dass 
sie die geringsten Gewissensbisse verspürten, und hätte das 
an ihrer Stelle auch nicht getan. […]

Shavit: Sie verurteilen sie nicht moralisch?

Morris: Nein.

Shavit: Sie betrieben eine ethnische Säuberung.

Morris: Es gibt historische Umstände, die eine ethnische 
Säuberung rechtfertigen. […]

[…] Aus meiner Sicht wog die Notwendigkeit, diesen 
Staat an diesem Ort zu gründen, schwerer als das Unrecht, 
das den Palästinensern durch ihre Entwurzelung angetan 
wurde.

Shavit: Und moralisch gesprochen haben Sie kein Problem 
mit dieser Tat?
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Morris: Das ist richtig. Sogar die große amerikanische De-
mokratie hätte ohne die Vernichtung der Indianer nicht ge-
schaffen werden können. Es gibt Fälle, in denen das große 
Ziel, das Endprodukt, die brutalen und grausamen Akte 
rechtfertigt, die im historischen Vollzug begangen werden.

Shavit: Und in unserem Fall rechtfertigt es effektiv eine Um-
siedlung der Bevölkerung.

Morris: So erweist es sich. […]
[…] Ich glaube, dass [Ben-Gurion] 1948 einen schwerwie-

genden, historischen Fehler beging. Obwohl er die demo-
grafische Frage und die Notwendigkeit, einen jüdischen 
Staat ohne große arabische Minderheit zu gründen, ver-
stand, bekam er im Laufe des Krieges kalte Füße. Am Ende 
begann er zu schwanken.

Shavit: Ich bin mir nicht sicher, ob ich das verstehe. Wollen 
Sie damit sagen, dass Ben-Gurion den Fehler beging, zu 
wenige Araber zu vertreiben?

Morris: Wenn er schon dabei war, Vertreibungen zu be-
gehen, dann hätte er die Sache vielleicht zu Ende bringen 
sollen. Mir ist klar, dass das die Araber und die Liberalen 
und die politisch korrekten Typen schockiert. Ich habe aber 
das Gefühl, dass diese Gegend ruhiger wäre und weniger 
Leid erleben würde, wenn die Angelegenheit ein für alle 
Mal gelöst worden wäre, wenn Ben-Gurion eine große Ver-
treibung durchgeführt und das ganze Land Israel gesäubert 
hätte, bis zum Jordan. Das könnte sich noch als sein fataler 

Fehler erweisen. Wenn er eine vollständige Vertreibung 
durchgeführt hätte – statt einer teilweisen –, hätte er den 
Staat Israel auf  Generationen hinaus stabilisiert.

[…]

Shavit: Und heute? Plädieren Sie heute für eine Umsied-
lung?

Morris: Wenn Sie mich fragen, ob ich die Umsiedlung 
und Vertreibung von Arabern aus dem Westjordanland, 
dem Gazastreifen und vielleicht sogar aus Galiläa und dem 
[christlichen] Dreieck unterstütze, so sage ich, nicht zum 
jetzigen Zeitpunkt. An dieser Tat möchte ich nicht beteiligt 
sein. Unter den gegenwärtigen Umständen ist sie weder mora-
lisch noch realistisch. […] (meine Hervorhebungen, O. B.)

Morris’ Position lässt sich so zusammenfassen, dass er 
sich nicht zu Ben-Gurions Vorstellung einer Umsiedlung 
bekennt, sondern zu der von Josef  Weitz: Allem Anschein 
nach hätte eine Umsiedlung der Palästinenser zur Stabilisie-
rung des jüdischen Staates nicht nur zum Teil, um eine jü-
dische Mehrheit herzustellen, sondern vollständig erfolgen 
sollen. Shavits Mein gelobtes Land befürwortet weitgehend 
Morris’ Position, bleibt aber in dieser Frage genauso ver-
schwommen wie in der nach der Zukunft: Ben-Gurion war 
ein Anhänger von Umsiedlungen, und das war notwendig 
und gerechtfertigt, denn die Israelis sind nicht in der beque-
men Lage, auf  die »politisch korrekten Typen« zu hören. 
(Die amerikanischen liberalen Zionisten, die diese Auf-
fassung womöglich attraktiv oder vertretbar finden, sollten 
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ihre politische Korrektheit auch im Hinblick auf  die an-
geblich gerechtfertigte »Vernichtung« – Morris’ Wort – der 
amerikanischen Ureinwohner überprüfen.) Im Interview 
versteht Shavit noch ganz genau, was er in seinem Buch 
übergehen wird, was aber das wahrhaft düsterste Geheimnis 
des Zionismus birgt. Sorgfältig spart er dort die Frage aus, 
die er Morris Jahre zuvor gestellt hatte: Beging Ben-Gurion 
einen Fehler, als er die Sache nicht zu Ende brachte? Und 
da sie nicht zu Ende gebracht wurde, sollte das in Zukunft 
nachgeholt werden?

Höchst aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang 
eine Kontroverse um Shimon Gapso, einen Politiker vom 
rechten Rand, der einige Jahre lang Bürgermeister von Na-
zareth-Illit war, einer Kleinstadt in Galiläa (Ober-Nazareth, 
inzwischen umbenannt in Nof  Hagalil, »Blick auf  Galiläa«). 
Gapso griff  im Wahlkampf  zu Parolen wie »Ober-Nazareth: 
für immer jüdisch« oder führte aus: »Schluss damit, die 
Augen zu verschließen, und damit, sich auf  das Gesetz zu 
berufen, das es jedem erlaubt, zu leben, wo er will. Jetzt 
ist es an der Zeit, unsere Heimat zu verteidigen!« Seine 
Hauptaufgabe im Falle eines Wahlsiegs, kündigte Gapso an, 
würde darin bestehen, »den demografischen Rückschritt zu 
stoppen«. Die Haaretz verurteilte dies als rassistische Propa-
ganda. Gapso reagierte darauf  mit einem Artikel, den die 
Zeitung unter der Überschrift »Wenn Sie glauben, dass ich 
ein Rassist bin, dann ist Israel ein rassistischer Staat« ab-
druckte. Gapso schrieb mit Blick auf  Israels linksliberale 
Gründerväter: Sollten ihn die erwähnten Wahlkampf-
aussagen »zu einem Rassisten machen, dann bin ich ein 
stolzer Abkömmling einer glorreichen Dynastie von ›Ras-

sisten‹«. Und weiter: »Der Rassist Ben-Gurion kündigte die 
Gründung eines jüdischen Staates in Eretz Israel an und 
sorgte im Unabhängigkeitskrieg dafür, dass […] Hundert-
tausende von Arabern vertrieben wurden, die dort gelebt 
hatten – um ihn mit dem gewünschten rassistischen Cha-
rakter gründen zu können.« Selbst unsere »rassistische Na-
tionalhymne«, fährt Gapso fort, »übergeht die Existenz der 
arabischen Minderheit – also all jener, die Ben-Gurion im 
Krieg von 1948 nicht zu vertreiben vermochte.«115

So verwirrend scheint die israelische Lage, dass man 
sich fragen kann, ob man Gapso – wie mit Shavit gesche-
hen – dafür loben sollte, dass er offen über das »düstere 
Geheimnis« des Zionismus spricht und damit den Israelis 
die Nakba ins Bewusstsein ruft. Und natürlich, man ahnt es, 
läuft auch sein Artikel auf  die inzwischen vertraute Schluss-
folgerung hinaus, dass sich die Tel Aviver ihre »scheinhei-
lige« politische Korrektheit abschminken sollten, ihre 
»sentimentale […] Realitätsferne«. Wenn die Juden als eine 
jüdische Mehrheit überleben wollen, dürften sie nicht zim-
perlich sein. Zweifellos klingt all das bei Shavit viel netter 
als bei Gapso – an seinen eigenen Standards gemessen, ist 
er einfach politisch korrekter. Aber Gapsos Standpunkt ist 
klar. Auf  seine Weise formuliert er dieselbe Einsicht, die 
Hannah Arendt bereits 1944 hatte: In der wirklichen Politik 
unterscheidet allein das Stillschweigen einen liberalen Zio-
nismus à la Shavit von einer offenen Umsiedlungspolitik à 
la Gapso.
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VII.

Auf  einer Kundgebung der israelischen Friedensbewegung 
»Peace Now« rief  Amos Oz 1989 zum Schulterschluss gegen 
Israels extreme Rechte auf, die damals noch am politischen 
Rand statt an der Regierung war: »[G]egen die Idee, die Ara-
ber zu vertreiben und hinauszujagen, die hier hinterlistig als 
›Umsiedlung‹ bezeichnet wird […], müssen wir uns erheben 
und einfach und klar sagen: Das ist eine unmögliche Idee. 
Wir werden euch nicht erlauben, die Araber zu vertreiben. 
Israels Rechte muss wissen, dass es Taten gibt, die in An-
griff  zu nehmen zur Teilung des Staates führen wird.«116

Das ist eine mutige moralische Proklamation, die indes-
sen auf  einem gewollten Missverständnis der israelischen 
Geschichte beruht. Man kann die Wiederkehr der Idee 
einer Umsiedlung nicht bekämpfen, wenn man die Israelis 
nicht an das erinnert, was Arendt 1944 voraussah und was 
spätere liberalzionistische Intellektuelle zu vergessen vor-
zogen. Eine ethnische Säuberung ist keine »unmögliche 
Idee«. Israel betrieb eine solche Politik in der Vergangenheit 
mit beunruhigendem Erfolg. Genauso wenig ist es eine Idee 
der extremen Rechten: Es hat seinen Grund, warum der Ar-
chitekt der Umsiedlung Ben-Gurion war, der pragmatische 
Gründervater von Israels zionistischer Mitte. Heute, nach 
dem Ende der Zweistaatenlösung, sind überhaupt nur noch 
zwei politische Programme ernsthaft im Angebot. Das eine 
besteht in einem ethnisch-jüdischen Nationalismus inmitten 
einer arabischen Mehrheit. Dieses Programm führt zu Ver-
treibungen, nicht nur zu Annexionen und Apartheid, und 
wird derzeit im Herzen der israelischen Politik rehabilitiert. 

Die liberalen Zionisten sind hin- und hergerissen: Sollen 
sie dieses Programm billigen? Sich in Doppeldeutigkeiten 
flüchten und es stillschweigend hinnehmen? Sollen sie sich 
der Ansicht anschließen, dass Ben-Gurion doch im Unrecht 
war, als er die Sache nicht zu Ende brachte, und dies von 
ihren Töchtern und Söhnen nachholen lassen?

Das zweite Programm besteht darin, von der Erinnerung 
an die Nakba auszugehen, statt sie zu verdrängen oder gar 
gutzuheißen: also in der Entwicklung einer wirklich demo-
kratischen, arabisch-jüdischen Zusammenarbeit, die auf  ei-
nem völlig gleichen Staatsbürgerstatus beruht. Dies bedeu-
tet nicht, das zionistische Ziel nationaler Selbstbestimmung 
aufzugeben, es verlangt jedoch eine Transformation des 
Zionismus über die heute vorherrschende Festlegung auf  
einen jüdischen Staat hinaus. Dieser Übergang kann nur mit 
einem Bewusstseinswandel beginnen; einer Entscheidung 
für ein gemeinsames Leben und eine gemeinsame Staats-
bürgerschaft, die durch ein Bekenntnis zur israelischen Ge-
schichte begründet wäre. Dies ist die einzige Alternative 
zur Verdrängung oder Billigung – und damit künftigen 
Wiederholung – unserer Verbrechen. Wir werden uns eine 
dialektische Politik des Erinnerns und Vergessens zu eigen 
machen müssen – nicht nur in Bezug auf  den Holocaust, 
sondern auch auf  die Nakba. Eine solche Politik aber muss 
sich jeder Zensur, Leugnung und Verdrängung verweigern.

In einem Essay mit dem Titel »Euer Holocaust, unsere 
Katastrophe« kommentierte der verstorbene arabisch-israe-
lische Autor und Knessetabgeordnete Emile Habibi die Ver-
knüpfung beider Dimensionen:
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Ich kann mir nicht vorstellen, dass in einer Welt, in der es 
keinen Holocaust gegeben hätte, die Brüder von Heinrich 
Heine und Maimonides, Bertolt Brecht und Stefan Zweig, 
Albert Einstein und dem unsterblichen arabisch-jüdischen 
Dichter Shlomo Ben Ovadia es einem jüdischen Staat er-
laubt hätten, ein anderes semitisches Volk aus seiner Hei-
mat zu vertreiben. […] Tatsächlich lässt sich das entsetzliche 
Leid, das den Juden von der Nazibestie angetan wurde, 
nicht nur durch die sechs Millionen in den Konzentrations-
lagern und durch andere Formen von Massenmord Vernich-
teten ermessen. Es lässt sich auch durch den schrecklichen 
Preis ermessen, den das jüdische Volk dadurch bezahlt hat, 
dass es seine glorreiche jüdische Tradition verloren und sein 
sogenanntes jüdisches Herz so schwer beschädigt hat.117

Ein Vergleich zwischen Habibis Worten und Ahmad Tibis 
Rede zum Holocaust-Gedenktag lohnt sich. In seiner An-
sprache enthielt sich Tibi jeder Erwähnung der Nakba und 
zeigte damit, dass es möglich ist, die eigenen Erinnerun-
gen beiseitezuschieben, um als Staatsbürger zu gedenken, 
solidarisch zur Geschichte seiner Landsleute. Er erinnerte 
die Israelis nicht an den inneren Zusammenhang zwischen 
Holocaust und Nakba – an die Tatsache etwa, dass Holo-
caustüberlebende daran beteiligt waren, sein Volk zu ver-
treiben oder dass jüdische Flüchtlinge aus Europa dauerhaft 
in den verlassenen Häusern von Palästinensern angesiedelt 
wurden, die ins Exil gegangen und damit selbst zu Flücht-
lingen geworden waren. Israels Vergangenheit ist mit der 
schmerzlichen Vermischung von Holocaust und Nakba 
belastet. Seine Zukunft hängt, wie Renan wusste, am 

Vergessen dieser Vergangenheit. Die jüdischen Anführer 
einer arabisch-jüdischen Allianz würden darauf  bestehen 
müssen, dass ihr Land endlich die Verantwortung für die 
Nakba übernimmt: sie in der Forschung thematisiert, nach-
wachsenden Generationen ihre Geschichte vermittelt, ihrer 
institutionell gedenkt und darauf  pocht, dass Vertreibung 
ein Verbrechen ist, das niemals wiederholt werden darf – im 
vollen Bewusstsein, dass dies durchaus geschehen könnte. 
Bislang aber haben weder Israels bekannte öffentliche In-
tellektuelle noch die führenden linksliberalen Politiker des 
Landes den Mut gefunden, dieser Anforderung gerecht zu 
werden. Noch nicht einmal zu einer ersten, performativen 
Nakba-Rede, dem Gegenstück zu Tibis Geste zum Holo-
caustgedenken, war bislang jemand bereit. Ein solcher per-
formativer Akt wäre nicht lediglich eine Geste politischer 
Korrektheit: Eine gemeinsame Staatsbürgerschaft wird da-
von abhängen, dass sich die Juden endlich daran erinnern, 
sich der Nakba zu erinnern. Und wenn wir das tun, könnten 
wir von unseren palästinensischen Landsleuten erwarten, 
dass sie sie eines Tages vergessen.
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3.
D e r  l i b e r a l e  Z i o n i s m u s 

d e r  Z u k u n f t

Die Zukunft Palästinas muss, rechtlich gesprochen,  
auf  einem »binationalen Staat« begründet werden.

Wladimir Jabotinsky

I .

Im Oktober 2013 lehnte Israels Oberstes Gericht das Ad-
jektiv »israelisch« letztinstanzlich als offizielle amtliche 
Bezeichnung in Israel ab. Die Antragsteller, die auf  ihren 
Personalausweisen nicht als »jüdisch«, sondern als »israe-
lisch« bezeichnet werden wollten, hätten die Existenz einer 
»israelischen Nation« nicht »hinreichend bewiesen«, so die 
Richter. Auf  absehbare Zeit bleibt die amtliche Bezeich-
nung der Bevölkerungsmehrheit in Israel somit »jüdisch«. 
Arabische Staatsbürgerinnen werden oft als »arabisch«, 
gelegentlich auch als »Minderheit« bezeichnet. Wenn wir 
einmal von der ironischen Pointe absehen, dass ein israe-
lisches Gericht zu dieser Entscheidung kam, so brachte 
das Urteil zweifellos einen lagerübergreifenden Konsens 
in Israels jüdischer Gesellschaft zum Ausdruck: Das Land 
ist jüdisch und soll jüdisch bleiben. Tatsächlich gehen Zio-
nisten heute selbstverständlich davon aus, dass die Existenz 
eines jüdischen Staates in Palästina der eigentliche Sinn und 
Zweck des Zionismus ist.

Seite bitte um 1 Zeile kürzen
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Kann ein Land aber jüdisch und demokratisch zugleich 
sein? Und ist es wahr, dass Zionismus zwangsläufig darin be-
steht, die Idee eines jüdischen Staats zu unterstützen? Eine 
lebenswerte Zukunft für Israel hängt davon ab, ob sich die 
Erkenntnis durchsetzt, dass beide Fragen verneint werden 
müssen. Ein jüdischer Staat kann keine liberale Demokratie 
sein; dem zionistischen Streben nach jüdischer nationaler 
Selbstbestimmung hingegen lässt sich am besten in einem 
Staat Rechnung tragen, der nicht jüdisch ist. Diese Tatsache 
war den frühen Zionistenführern von Herzl bis Ben-Gurion 
sehr wohl bewusst, heutige zionistische Denker aber haben 
sie erfolgreich verdrängt.

Eine der klarsten Formulierungen der zeitgenössischen 
liberalzionistischen Überzeugungen stammt aus der Feder 
des israelischen Philosophen Moshe Halbertal. In einem 
einflussreichen Artikel für die Zeitung Haaretz wischte 
er die Diskussion, ob ein jüdischer Staat eine liberale De-
mokratie sein könne, einfach vom Tisch. Eine politisch-
intellektuell ernsthafte Debatte solle sich lieber der Frage 
widmen, »welche Art jüdischen Staat wir [in Israel] haben 
wollen« (meine Hervorhebung).118 Es lohnt sich, Halbertals 
Essay aufmerksam zu lesen. Er enthält die überzeugendste 
Begründung eines liberalen Zionismus, die momentan zu 
haben ist. Zugleich müssen wir endlich einsehen, dass auch 
diese Begründung mehr als mangelhaft ist.

Um herauszufinden, ob die Idee einer jüdischen liberalen 
Demokratie ein Widerspruch in sich ist, schreibt Halbertal, 
müsse man erst einmal »herausfinden, was ein jüdischer 
Staat ist«. Wie er ausführt, »ist es natürlich möglich, dem 
Adjektiv ›jüdisch‹ eine nationalistische oder eine religiös-

fundamentalistische Bedeutung beizulegen und dann zu 
argumentieren, eine [jüdisch-demokratische] Kombination 
sei unmöglich, aber dies wäre ein Zirkelschluss und ziem-
lich fruchtlos«. Der Vorwurf  des Zirkelschlusses trifft zwar 
zu, führt aber dennoch in die Irre. Die Frage ist nämlich, 
ob überhaupt eine Definition des Adjektivs »jüdisch« und 
überhaupt eine Definition dessen, wer jüdisch ist und wer 
nicht, die Voraussetzung für einen zugleich jüdischen und 
liberaldemokratischen Staat erfüllen könnte. Diese Frage 
wird in Halbertals Essay jedoch nicht mit wünschenswerter 
Klarheit gestellt, wenngleich seine Antwort aus dem Text 
hervorgeht. Diese Antwort ist uns hinlänglich vertraut: 
Das Judentum muss (selbstverständlich) weder als fun-
damentalistische Religion noch als nationalistische Ideo-
logie, sondern kann auch als eine pluralistische kulturelle 
Identität verstanden werden. Da Halbertal an die Existenz 
eines »Rechts auf  Kultur« glaubt und ein demokratischer 
Liberalismus für ihn keine kulturelle Neutralität seitens des 
Staates erfordert, gibt es folglich keinen grundsätzlichen 
Widerspruch in seiner Konzeption eines liberalen jüdischen 
Staates.

In einem älteren Aufsatz, den Halbertal zusammen mit 
Avishai Margalit unter dem Titel »Liberalismus und das 
Recht auf  Kultur« veröffentlicht hat, argumentieren die 
beiden Philosophen: »Menschliche Lebewesen haben ein 
Recht auf  Kultur – nicht nur auf  irgendeine, sondern auf  ihre 
eigene Kultur« (meine Hervorhebung).119 Da die Persönlich-
keit eines Menschen unter anderem durch seine besondere 
Kultur bestimmt sei, habe dieser das Recht, seine Kultur zu 
bewahren und für ihr Gedeihen zu sorgen. Angesichts die-
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ses Rechts sei es zudem die Pflicht des Souveräns, nicht nur 
die Kultur in irgendeinem kosmopolitischen Sinn zu ver-
teidigen; der Souverän muss vielmehr die Samthandschuhe 
der kulturellen Neutralität ablegen, durch die sich liberale 
Demokratien mitunter auszeichnen, und die Rechte seiner 
Bürgerinnen auf  ihre jeweiligen Kulturen aktiv verteidigen. 
Wie Margalit und Halbertal schreiben: »Das Recht auf  Kul-
tur in einem liberalen Staat erlaubt es dem Staat, [kulturell] 
neutral (wenn überhaupt) nur gegenüber der Leitkultur der 
Mehrheit zu sein, und dies nur unter der Voraussetzung, 
dass die Leitkultur für sich selbst sorgen kann.«120 In seinem 
Haaretz-Artikel wendet Halbertal diese Logik auf  die Frage 
des Zionismus an: Wohl ist Israel verpflichtet, das Recht sei-
ner Minderheiten auf  ihre je eigenen Kulturen zu schützen, 
doch ist es zugleich sein Recht, ja sogar seine Pflicht, das 
Recht der Mehrheit auf  ihr Judentum zu schützen. So ge-
sehen besteht für Halbertal kein Unterschied zwischen dem 
jüdischen Staat und anderen nicht neutralen Demokratien 
wie etwa »Dänemark, Finnland, Norwegen, Deutschland, 
der Tschechischen Republik«.

Obwohl das Judentum zweifellos eine Kultur darstellt, 
bedarf  es gleichsam des Gegenteils von Kultur, um ihm an-
zugehören, nämlich der Natur oder des »Blutes«. Religiöse 
Juden billigen diese ethnische Bedingung für gewöhnlich, 
aber auch säkulare Juden tun dies, selbst jene, für die der 
religiöse Judaismus ein für alle Mal der Vergangenheit an-
gehört. Aus diesem Grund ist der Vergleich zwischen einem 
jüdischen und beispielsweise einem finnischen Staat müßig. 
Während es in der Idee einer finnischen oder einer deut-
schen Demokratie keinen Widerspruch gibt, besteht doch 

einer im Begriff  einer jüdischen Demokratie; denn selbst 
wenn ein demokratischer Liberalismus keine kulturelle 
Neutralität erfordert, so setzt er doch zweifellos ethnische 
Neutralität voraus. Es ist ganz einfach möglich, ein finni-
scher oder ein norwegischer Jude zu sein, so wie man auch 
eine deutsche Jüdin oder eine christliche Palästinenserin 
sein kann. Aus logischen, nicht aus politischen Gründen ist 
es aber unmöglich, ein christlicher oder muslimischer Jude 
zu werden. (Natürlich könnte man zum Judentum über-
treten. Aber selbst wenn Israel die fortschrittlichen Kon-
versionspraktiken des Reformjudentums anerkannt hätte, 
dürfte ein religiöser Übertritt wohl kaum ausreichen, um 
die ethnischen Bedingungen der Staatsbürgerschaft zu um-
gehen, die der jüdische Staat aufstellt.)

Genauso wenig ist es möglich, eine muslimische oder 
christliche Israelin zu sein, und zwar nicht nur, weil Israels 
Oberster Gerichtshof  die Existenz einer israelischen Nation 
bestreitet. Solange Israel im Wesentlichen ein jüdischer 
Staat ist, ist jüdisch zu sein auch wesentlich dafür, Israeli zu 
sein. Ein Nicht-Jude kann natürlich israelischer Staatsange-
höriger sein und einen blauen Personalausweis und Reise-
pass besitzen, wäre aber trotz allem kein Israeli; der Staat 
würde ihm nicht gehören. Liberale zionistische Autoren sind 
versucht, diese Unterscheidung einfach als eine »fehlgelei-
tete« Subtilität und die Vorstellung, dass ein Staat einem 
Volk »gehört«, als »unklar« abzutun,121 doch ist hier nichts 
fehlgeleitet, subtil oder besonders erklärungsbedürftig. Als 
sich Abraham Lincoln in Gettysburg zur Demokratie als 
einer »Regierung des Volkes, durch das Volk und für das 
Volk« bekannte, brachte er den grundlegenden Gedanken 
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zum Ausdruck, dass eine Demokratie Besitz ihres Volkes ist. 
Oder genauer: dass die Souveränität in einer Demokratie in 
der Hand des Volkes liegt. In einem jüdischen Staat bezeich-
net »das Volk« die Juden und nicht die Staatsbürgerinnen 
unabhängig von ihrem Glauben und ihrer ethnischen Zu-
gehörigkeit. Man kommt um die Tatsache nicht umhin, 
dass eine jüdische Demokratie deshalb eine »Regierung 
der Juden, durch die Juden und für die Juden« ist. Es ist nur 
schwer vorstellbar, dass irgendein heutiger Zionist, ob li-
beral oder nicht, bestreiten würde, dass der Zionismus, wie 
wir ihn kennen, mit der Vorstellung des Rechts der Juden 
auf  ihre eigene Souveränität verbunden ist.

In diesem Licht gesehen ist die Analogie zwischen der po-
litischen Stellung etwa einer jüdischen Minderheit in Italien 
und einer arabischen Minderheit in Israel hinfällig. Juden in 
Italien sind Teil der politischen Identität ihres Staates und 
wären empört, wenn jemand ihre Zugehörigkeit zum sou-
veränen italienischen Volk infrage stellte. Araber in Israel 
aber sind – einfach gesagt – nicht jüdisch. Aufgrund ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit sind sie kein Teil des Souveräns. 
Kurzum: Wenn es keinen Widerspruch im Begriff  einer jü-
dischen liberalen Demokratie gibt, dann gibt es auch keinen 
im Begriff  einer liberaldemokratischen Ethnokratie. Es ist 
sinnlos, sich an der Quadratur des Kreises zu versuchen, 
auch wenn Generationen israelischer Philosophen und 
öffentlicher Intellektueller so getan haben, als würde sie 
ihnen gelingen.

Nehmen wir etwa David Grossmans vielgelobte Rede 
zum alternativen israelischen Gedenktag 2018.122 Gross-
man beschreibt Israels Tragödie mit den Worten, die Is-

raelis seien »noch nicht heimisch«. Der Staat »Israel wurde 
gegründet«, heißt es weiter, »damit das jüdische Volk, das 
sich fast nie irgendwo auf  der Welt heimisch gefühlt hat, 
endlich ein Heim hat. Doch heute, 70 Jahre später, mag das 
starke Israel eine Festung sein – ein Heim ist es nicht.« Und 
Grossman fährt fort:

Wenn israelische Scharfschützen mehrere Dutzend paläs-
tinensische Demonstranten töten, die meisten von ihnen 
Zivilisten, dann hat Israel weniger von einem Heim. […] 
Wenn es 1,5 Millionen palästinensische Bürger Israels ver-
nachlässigt und diskriminiert, wenn es das große Potenzial, 
das das gemeinsame Leben hier birgt, schlicht brachliegen 
lässt, hat es weniger von einem Heim, sowohl für die Mehr-
heit als auch für die Minderheit. Und wenn Israel Millionen 
konservativen und Reformjuden ihr Jüdischsein abspricht, 
hat Israel ebenfalls weniger von einem Heim.

Die Lösung »für die komplexen israelisch-palästinensischen 
Beziehungen« kann für Grossman »auf  eine kurze Formel 
gebracht werden: Solange die Palästinenser kein Heim ha-
ben, werden auch die Israelis keines haben.«123

Vor fünfzehn Jahren mag die Rede von einer »kurzen 
Formel« noch einen Sinn gehabt haben. Aber die Zeiten 
ändern sich, und was einst schöne Worte waren, wird zur 
leeren Wiederholung irrelevanter Ideen, die gefährlich in 
den Kitsch abgleitet.

Die größere Gefahr zeigt sich an Grossmans Verwen-
dung der Metapher des Heims. Es mag einnehmend sein, 
vom Staat Israel als einem »Heim« der Juden zu sprechen. 
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Ein Heim ist privat und gemütlich, gehört der Familie und 
beruht auf  Verwandtschafts- und Liebesbeziehungen. Ge-
nauso nämlich denken die Israelis auch von ihrem Staat; 
liberale Demokratien aber sind in Wirklichkeit alles andere 
als ein solches Heim. Der Liberalismus besteht in der Idee, 
dass Staaten öffentlich sein sollen und nicht privat, dass sie 
den Bürgern als solchen gehören sollen und nicht einem 
als Familie verstandenen Volk und dass sie auf  einem neu-
tralen, nicht diskriminierenden Rechtssystem fußen, das die 
Rechtsstaatlichkeit wahrt, statt auf  Bluts- oder Liebesban-
den. Oft ist man geneigt, sich Israel als das eigene Heim der 
Juden zu denken – in diesem Sinne als ihren Privatstaat –, 
doch ist diese Vorstellung nicht von der Überzeugung zu 
trennen, dass sie das Recht haben, all jene, die nicht zur 
Familie gehören, zu vertreiben, zu besetzen und zu diskri-
minieren. Wenn Grossman sagt, »solange die Palästinenser 
kein Heim haben, werden auch die Israelis keines haben«, 
dann meint er mit »Israelis« ganz klar israelische Juden. Aus 
dem gleichen Grund wäre, wenn die in Israel lebenden Pa-
lästinenser jemals ein Zuhause hätten, dieses offensichtlich 
in einem palästinensischen Staat. Es ist höchste Zeit, dass 
Intellektuelle von Grossmans und Halbertals Statur den Is-
raelis dabei helfen, die simplifizierende Idee vom eigenen 
Heim der Juden zu überwinden, und es ihnen ermöglichen, 
sich die jüdische Selbstbestimmung – und nicht Souverä-
nität – in einer Republik vorzustellen: einem Staat, der all 
seinen Bürgerinnen als solchen gehört.

II .

Tatsächlich ist es im Zeitalter Trumps nahezu unmöglich, 
ernsthaft die Idee einer ethnischen liberalen Demokratie 
zu verteidigen – wenn nicht in Israel, dann für die nächste 
Generation liberaler amerikanischer Juden. In den ver-
gangenen Jahrzehnten haben sich viele jüdische Gemein-
schaften in Amerika daran gewöhnt, in einem politischen 
Widerspruch zu leben. Auf  der einen Seite konnte eine 
große Mehrheit dieser Gemeinschaften zu Recht stolz auf  
eine mächtige liberale Tradition sein, die zu Vorbildern wie 
Louis Brandeis – ein Verteidiger der sozialen Gerechtigkeit 
und erster jüdischer Richter am Supreme Court – oder 
Rabbi Abraham Joshua Heschel zurückreicht, der in Selma 
mit Martin Luther King Jr. marschierte. Auf  der anderen 
Seite identifizierten sich oft dieselben Gemeinschaften mit 
einem Zionismus, der in ethnischer und religiöser Tren-
nung besteht. Um ein Gefühl für diese innere Spannung 
zu bekommen, hilft eine Bemerkung Hillary Clintons aus 
der zweiten Präsidentschaftsdebatte des letzten US-Wahl-
kampfs: »Es ist ein wichtiger Grundsatz für uns, nicht wie 
Donald zu sagen, wir werden Leute aufgrund ihrer Religion 
ausschließen. Wie soll das gehen? Wir sind ein Land, das 
auf  Religionsfreiheit und Freiheit gegründet ist«.124 Hier legt 
Clinton einen Mindeststandard liberaler Sittlichkeit fest, 
den wohl nur wenige amerikanische Juden ablehnen wür-
den. Nicht sie aber wurde gewählt. Trumps Bereitschaft, 
sich über diesen Standard hinwegzusetzen, bot jüdischen 
Gemeinschaften, wie auch anderen amerikanischen Min-
derheiten, berechtigten Grund zur Sorge.
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Wenn es hingegen um Israel geht, hat jede liberale Zio-
nistin die Absage an diesen liberalen Minimalstandard nicht 
nur toleriert, sondern zum Kern ihrer innersten Überzeu-
gungen gemacht. Beruht der Liberalismus auf  der Idee, 
dass der Staat in Fragen der Religion und der ethnischen 
Zugehörigkeit neutral bleiben muss, so besteht der Zio-
nismus, wie wir gesehen haben, in der Idee, dass der Staat 
Israel dem jüdischen Volk gehört. Solange der Liberalismus 
in Amerika unangefochten war und seine Verweigerung auf  
den israelischen Schauplatz beschränkt blieb, ließ sich diese 
Spannung womöglich ausgleichen. Da sie nun aber in der 
sich rasant verändernden Landschaft der amerikanischen 
Politik offen zutage tritt, ist eine solche Doppelmoral nur 
noch schwer zu rechtfertigen.

Symbolisch sichtbar wurde diese Problematik in einer 
Szene an der Texas A&M University, als Richard Spencer, 
der ideologische Vordenker der nationalistischen weißen 
»Alt-Right«-Bewegung – die er als »eine Art weißen Zionis-
mus« bezeichnet hat – von dem Hillel-Rabbiner der Univer-
sität, Matt Rosenberg, bei einer Veranstaltung öffentlich auf-
gefordert wurde, mit ihm gemeinsam die jüdische Botschaft 
von Liebe und »radikaler Einbeziehung« zu studieren – im 
Gegensatz zu Spencers Botschaft des »radikalen Ausschlus-
ses«. »Wollen Sie wirklich eine radikale Einbeziehung in 
den Staat Israel?«, entgegnete ihm Spencer. »Vielleicht kann 
der gesamte Nahe Osten in Tel Aviv oder Jerusalem ein-
ziehen. Wäre das wirklich in Ihrem Sinne?« Israels ethnisch 
begründete Politik, fuhr Spencer fort, sei der Grund dafür, 
dass die Juden über eine starke, einheitliche Identität ver-
fügten, wofür er selbst sie bewundere. Der Rabbiner wusste 

darauf  nichts zu erwidern, und sein Schweigen hallte in 
Tausenden von YouTube-Klicks und Zeitungskommentaren 
nach. Rosenberg rechtfertigte sich später damit, er habe sich 
nicht in einem »schulischen Debattierklub« befunden;125 
mangelnde Schlagfertigkeit aber kann sein Schweigen kaum 
erklären. Ein David Grossman, Moshe Halbertal oder Peter 
Beinart hätten nicht besser als Rosenberg auf  Spencer ant-
worten können (so wenig wie in Deutschland ein Michel 
Friedman), weil es eine Antwort, die keine Doppelmoral 
voraussetzt, nicht gibt.

In den Vereinigten Staaten testen rechte Politiker und 
Kommentatorinnen seit Jahren die Belastbarkeit dieser 
Doppelmoral. So schrieb die Kolumnistin Ann Coulter 2015 
in ihrem Buch ¡Adios, America!:

Die Palästinenser fordern ein Recht auf  Rückkehr in ihre 
Heimat vor 1967, Israel aber sagt völlig zutreffend, dass eine 
Veränderung von Israels ethnischer Zusammensetzung die 
Idee Israels verändern würde. Eine Veränderung der eth-
nischen Zusammensetzung Amerikas verändert aber auch 
die Idee Amerikas. Ich möchte einen nachvollziehbaren 
Grund dafür hören, warum wir nicht tun können, was Is-
rael tut. Ist Israel etwas Besonderes? Für einige von uns ist 
auch Amerika etwas Besonderes.126

Coulter irrt sich in den Daten. In Wirklichkeit fordern die 
Palästinenser kein »Rückkehrrecht« in ihre Heimat vor 1967, 
sondern in ihre Heimat vor 1948. Anders gesagt: Der Streit-
punkt ist nicht die Besatzung, die auch viele liberale Zio-
nisten für ein Verbrechen halten, sondern die Nakba, die 
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die liberalen Zionisten nach Kräften verdrängt haben. Der 
Widerstand gegen die Rückkehr der Palästinenser in jene 
Dörfer, aus denen sie vor und nach der Staatsgründung ver-
trieben worden waren, ist Konsens unter linken und rechten 
Zionisten, aber auch liberale Zionisten bestehen auf  Israels 
Recht, sicherzustellen, dass Juden die ethnische Mehrheit in 
ihrem Land sind. Folglich werden zwar Juden weltweit dazu 
ermutigt, nach Israel »zurückzukehren«, um dort unverzüg-
lich eingebürgert zu werden, während eine Rückkehr der 
Palästinenser in ihre ureigenen Gebiete ein Tabu ist.

Man begegnet gelegentlich dem Gedanken, das ethnisch 
begründete Rückkehrrecht der Juden sei in liberalen Na-
tionalstaaten nichts Ungewöhnliches. Andrew Pessin zum 
Beispiel behauptet: »[V]iele Länder haben vergleichbare Ge-
setze, die eine Staatsangehörigkeit für Nachkommen von 
Menschen, die ursprünglich aus diesen Ländern kamen, 
begünstigen oder beschleunigen, darunter viele europäi-
sche Länder wie Deutschland, Ungarn und Italien.«127 Das 
ist ein ungeschicktes Argument, offen gesagt, ein heilloser 
Vergleich. Hätte Israel ein Gesetz der Art verabschiedet, 
wie man sie aus Europa kennt, dann hätte dieses Gesetz 
zumindest auch, wenn nicht besonders das Recht der Paläs-
tinenser auf  Rückkehr in die Territorien beschleunigt, aus 
denen sie vertrieben wurden. Die europäischen Gesetze, 
auf  die sich Pessin bezieht, sind genau jener Art, der sich 
liberale Zionisten vehement widersetzen, weil sie die jü-
dische Demografie des jüdischen Staates bedrohen würde. 
Es hatte schließlich seinen Grund, warum die Palästinenser 
überhaupt vertrieben werden mussten. Darauf  läuft am 
Ende das Recht der Juden auf  eine »Kultur« hinaus. Das 

erklärt auch, warum Rabbiner Rosenberg keine Antwort 
auf  Richard Spencer fand. Misst man hier aber nicht nach 
zweierlei Maß, dann wird man von Organisationen wie dem 
American Israel Public Affairs Committee oder den Jewish 
Federations of  North America als Antisemit verunglimpft.

Diese Haltung ist umso verhängnisvoller, als ein Zio-
nismus, der sich liberalen Grundsätzen verweigert, keinen 
Gegensatz zu der antisemitischen Politik mehr bilden kann, 
wie sie die rechtsextreme Alt-Right-Bewegung propagiert. 
Er gerät vielmehr in eine gefährliche Kontinuität zu ihr. 
Die Vorstellung, dass Israel der eigene ethnische Staat der 
Juden ist, impliziert, dass sich Juden, die außerhalb Israels 
leben – in Amerika etwa oder in Deutschland oder Frank-
reich –, einer bloß diasporischen Existenz erfreuen. Man 
könnte auch gleich sagen, sie lebten dort in einem Land, 
das nicht wirklich ihres ist. Angesichts einer solchen Logik 
ist es nur natürlich, dass Zionisten und antisemitische Po-
litiker gemeinsame Grundsätze und Interessen entdecken. 
Jeder Amerikaner, der einmal mit der Organisation Birth-
right Israel auf  einer kostenlosen, von Sheldon Adelson fi-
nanzierten Bildungsreise durch Israel war, dürfte wissen, 
dass sogar eher linke Israelis mit Amerikas Rechtsextremen 
und europäischen Antisemiten darin übereinstimmen, dass 
im Idealfall »Juden in ihrem eigenen Land leben sollten«.

Da diese Kontinuität so natürlich ist, hat sie eine lange 
und bezeichnende Geschichte. Als Heinz-Christian Stra-
che, seinerzeit Vorsitzender der rechtspopulistischen Frei-
heitlichen Partei Österreichs, 2016 Israel besuchte, geschah 
dies offensichtlich auf  Einladung von Netanjahus Likud.128 
Straches Partei vertritt heute vor allem islam- und einwan-
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derungsfeindliche Positionen, wurde aber ursprünglich von 
österreichischen Nazis gegründet. Ihr früherer Parteichef  
Jörg Haider war berüchtigt dafür, Sympathien für den Na-
tionalsozialismus zu hegen. Ein weiteres typisches Beispiel 
ist der fremdenfeindliche niederländische Rechtsaußen-Po-
litiker Geert Wilders. Im Dezember 2016 kam heraus, dass 
die Häufigkeit seiner Israelbesuche und seiner Treffen mit 
israelischen Staatsvertretern den niederländischen Geheim-
dienst bereits dazu veranlasst hatte, seine »Verbindungen zu 
Israel und ihren möglichen Einfluss auf  seine Loyalität« zu 
überprüfen.129

Dieses Phänomen ist uns in gewissem Maße auch aus 
den Vereinigten Staaten vertraut, wo enge Beziehungen 
zwischen fundamentalistischen evangelikalen Christen 
– deren Auffassungen über die Rolle der Juden im Erlö-
sungszusammenhang rundheraus antisemitisch sind – und 
dem Staat Israel bestehen. Mit Trump rückt diese Art der 
Zusammenarbeit ins Zentrum der amerikanischen Politik. 
So kritisierten seinerzeit weder Israel noch amerikanische 
Zionistenführer Stephen K. Bannon als Chefstrategen des 
Weißen Hauses. Sie begrüßten vielmehr öffentlich und un-
missverständlich die künftige Zusammenarbeit mit einem 
der einflussreichsten Ideologen der neuen Rechten. Alan 
Dershowitz, jener Harvard-Emeritus für Rechtswissen-
schaften, der selten ein Blatt vor den Mund nimmt und 
regelmäßig Antizionisten als Antisemiten verunglimpft, 
wandte sich in diesem Fall nicht gegen Bannon, sondern 
gegen dessen Kritiker: »Es ist nicht gerechtfertigt, jemanden 
als Antisemiten zu bezeichnen, weil man womöglich mit 
seiner Politik nicht übereinstimmt«, betonte er.130

Dass all dies nicht bloß symbolisch ist, wurde 2017 nach 
dem Großaufmarsch der Rechtsextremen in Charlottesville 
deutlich, bei dem Parolen wie »Die Juden werden uns nicht 
ersetzen« skandiert wurden: Der amerikanische Präsident 
reagierte auf  diese – mit Nazifahnen geschmückte – offene 
Bekundung von Antisemitismus mit den Worten, »sehr 
anständige Menschen« hätten daran teilgenommen, und 
gab der »Alt-Left«, wie er sie nannte, eine Mitschuld an den 
tödlichen Ausschreitungen, zu denen es dort kam. Minister-
präsident Netanjahu enthielt sich jeglichen Kommentars. 
Nach dem Attentat in der Tree-of-Life-Synagoge in Pitts-
burgh mit elf  Toten – der schwersten antisemitischen Ge-
walttat in der Geschichte der Vereinigten Staaten – stellte 
Israels Botschafter in Washington, Ron Dermer, offensicht-
lich auf  Weisung Netanjahus eine ähnliche Behauptung auf. 
Er bezichtigte »beide Seiten« – mit anderen Worten, liberale 
Kritiker Israels, zu denen unweigerlich liberale Juden wie 
die in der Synagoge ermordeten gehören – des Antisemi-
tismus.

Wie weit diese Kontinuität noch gehen kann, lässt sich 
einem Brief  aus dem Jahr 1941 entnehmen, den Avraham 
(»Yair«) Stern, der Anführer der revisionistischen parami-
litärischen Gruppierung Lechi, an hohe Nazi-Vertreter 
schickte. In seinem Schreiben schlägt Stern »Herr[n] Hit-
ler« eine Zusammenarbeit zur »Loesung der juedischen 
Frage« mit dem Ziel eines »›judenreine[n] Europa‹« vor. 
Die Lösung sei nur durch die »Uebersiedlung dieser Massen 
in die Heimat des juedischen Volkes, nach Palästina«, zu 
erreichen. Zu diesem Zweck unterbreitet er das Angebot 
einer »aktiven Teilnahme am Kriege an der Seite Deutsch-
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lands« und der »Errichtung des historischen Judenstaates 
auf  nationaler und totalitaerer Grundlage, der in einem 
Vertragsverhaeltnis mit dem Deutschen Reiche stuende«.131 
Bequemerweise hat man die Existenz dieses Briefes ebenso 
ignoriert wie die begrifflichen Voraussetzungen, die ihn 
möglich machten. Wie wir gesehen haben, widmet Yad 
Vashems Holocaust-Enzyklopädie dem palästinensischen 
Großmufti dieselbe Aufmerksamkeit wie Hitler; für Stern 
aber hat sie keinen Eintrag. Zwar wussten die Herausgeber 
sehr wohl, dass auch Juden mit den Nazis kollaborierten: Es 
gibt zahlreiche Beiträge zu Kapos, die mit den Nazis zusam-
menarbeiteten, um ihre Haut zu retten. Die Enzyklopädie 
unterschlägt jedoch lieber, dass Zionistenführer den Nazis 
ihre Zusammenarbeit auch im deutlichen Bewusstsein ei-
ner ideologischen Kontinuität anbieten konnten. Stern ist 
einer der ideologischen Väter von Netanjahus Likud-Partei. 
Vor allem heute muss man dem Bestreben, diesen Brief  zu 
ignorieren, entgegentreten, weil es genau die Logik stärkt, 
aus der heraus er geschrieben wurde: die Glorifizierung des 
Zionismus bis zu dem Punkt, an dem man eine nationalisti-
sche, antisemitische Politik toleriert. Das ist die Logik, die 
die liberalen Zionisten der Zukunft mit der Wurzel werden 
ausreißen müssen.

III .

Moshe Halbertal führt zwei Kriterien an, um zu beur-
teilen, ob ein Nationalstaat »liberaldemokratisch« statt 
»faschistisch-nationalistisch« ist. Das erste besteht in der 
Frage, ob der Nationalstaatscharakter »die politischen, 

wirtschaftlichen oder kulturellen Rechte« von Minderhei-
ten »verletzt«. Das zweite besteht in der Frage, ob der Staat 
»das Recht anderer Volksgruppen, die in ihm leben, auf  ihr 
eigenes Selbstverständnis und auf  Selbstbestimmung unter-
stützen und gewähren würde«. So wichtig diese Kriterien 
sind, ist es doch irreführend, sie im vorliegenden Zusam-
menhang anzubringen. Zwar ist es richtig, dass die Libera-
lität von Nationalstaaten daran gemessen werden kann, wie 
sie Minderheiten behandeln, doch ist der jüdische Staat, wie 
wir gesehen haben, kein liberaldemokratischer National-
staat nach europäischem Modell. Italien mag Minderheiten 
mehr oder weniger erfolgreich Rechte einräumen: Diese 
Minderheiten sind italienisch; ihnen Rechte zu gewähren, 
bedroht nicht die Idee einer italienischen Demokratie. Da 
Araber im jüdischen Staat zweifellos keine jüdische Min-
derheit darstellen, bedroht ihre Existenz die Idee einer jü-
dischen Demokratie sehr wohl. Dies sieht zeigt allein die 
Tatsache, dass sie überhaupt eine Minderheit sind.

Die Vorstellung, dass ein jüdischer Staat liberal sein 
könnte, wenn er nur Nichtjuden ihre vollen Rechte ein-
räumte, ist gleichbedeutend mit der Behauptung, dass sich 
ein jüdischer Staat anders zu den Arabern hätte verhalten 
können, als er es in den vergangenen siebzig Jahren getan 
hat. Und dass er dies – im Prinzip – in Zukunft tun könnte. 
Er könnte es aber nicht. Und in gewisser Weise stellt die 
Behauptung, dass er es könnte, den tiefsten Verrat des li-
beralen Zionismus an den Grundsätzen des Liberalismus 
dar. Es ist wichtig zu verstehen, warum das so ist.

Liberale Politik beruht grundsätzlich auf  der Annahme, 
dass politische Macht zum Schutz der Bürgerrechte in 
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Grenzen gehalten werden muss: Wo die Macht des Staates 
missbraucht werden kann, werde dies über kurz oder lang 
auch geschehen. Gewaltenteilung, gegenseitige Kontrolle, 
die Trennung von Kirche und Staat sowie bindende Verfas-
sungen gelten als notwendig, um Einzelpersonen, Gruppen 
und Klassen daran zu hindern, ihre Macht zu missbrauchen 
und den Staat unter ihre Kontrolle zu bringen – und da-
mit der Bevölkerung die Souveränität zu rauben. Da eine 
jüdische Demokratie jedoch Ausdruck jüdischer Souve-
ränität ist, ist die Idee, dass Juden in einem solchen Staat 
Nichtjuden mit vollen Rechten ausstatten würden, die in 
der Praxis eindeutig nicht funktioniert, noch nicht einmal 
in der Theorie plausibel. Wäre sie es, dann bräuchte man 
überhaupt keine liberalen Demokratien. Es wäre dann viel 
sinnvoller, die Regierungsgewalt einem weisen, gerechten 
Souverän anzuvertrauen und darauf  zu hoffen, dass er bes-
ser für das Wohl aller Menschen sorgt als wahlberechtigte 
Massen. Diese Logik ist natürlich spätestens seit dem Phi-
losophenkönig aus Platons Republik bekannt, jedoch kaum 
als liberal zu bezeichnen. Man sollte endlich eingestehen, 
dass das jüdische Volk in seinem eigenen Staat Nichtjuden 
ihre Rechte genauso wenig gewähren würde wie der »wohl-
wollende Tyrann« den Untertanen im seinigen. In einer li-
beralen Demokratie räumt sich das Volk selbst Rechte ein, 
und die einzige Frage ist, wer zum Volk gehört. Bedenken 
wir noch einmal Halbertals Behauptung, es sei »keine Fra-
ge«, ob ein Staat jüdisch und demokratisch sein kann; die 
einzige Frage sei, »welche Art jüdischen Staat wir [in Israel] 
haben wollen«. Das verräterische Wörtchen hier ist wir. Es 
bezeichnet offensichtlich die Juden; die Araber sind an der 

Beratschlagung, welche Art jüdischen Staat wir in unserem 
Land haben wollen, gar nicht beteiligt. Eine lebenswerte Zu-
kunft in Israel nicht nur für Araber, sondern auch für Juden 
– denn wie Platon wusste, ist es nicht gut für die Seele, 
über andere zu herrschen – setzt voraus, dass wir endlich 
den Selbstbetrug überwinden, die Halbertal’sche Logik für 
liberaldemokratisch zu halten.

Nichts veranschaulicht diese Entwicklung besser als die 
Verabschiedung des neuen verfassungsanalogen Grund-
gesetzartikels über Israel, den Nationalstaat des jüdischen 
Volkes, und sein Verhältnis zur Unabhängigkeitserklärung 
des Landes. In den ersten siebzig Jahren seines Bestehens 
war Israels gleichermaßen jüdische und demokratische 
Identität durch die Unabhängigkeitserklärung gesichert, 
in der es hieß, der Staat werde »all seinen Bürgern ohne 
Unterschied von Religion, Rasse und Geschlecht, soziale 
und politische Gleichberechtigung verbürgen«.132 Dieser 
Gründungstext ließ auch die Möglichkeit einer nationalen 
Selbstbestimmung der Palästinenser offen: »Gleich allen 
anderen Völkern« habe das jüdische Volk das Recht, seine 
Geschichte selbst zu bestimmen; auch stellte er fest, dass 
der jüdische Staat »im Lande Israel« errichtet werde – von 
einer jüdischen Herrschaft über Eretz Israel war nicht die 
Rede.

Während dieses Dokument oft als Leuchtturm liberalzio-
nistischer Politik gefeiert wurde, sah die Wahrheit schon 
immer ein wenig unangenehmer aus. Dass die Erklärung 
auf  der einen Seite für eine nationale Selbstbestimmung 
der Palästinenser offen ist und auf  der anderen die indivi-
duelle Gleichheit der Palästinenser zusichert, implizierte 
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immer ein bedingtes Verhältnis, ein Quidproquo. Araber 
können im jüdischen Staat (rechtlich) gleichgestellt sein, 
solange Juden (zahlenmäßig) überlegen sind. Sollte eine 
palästinensische Selbstbestimmung außerhalb Israels dazu 
beitragen, die demografische Überlegenheit der Juden in 
Israel zu bewahren, wäre sie einzuräumen. Das ist – oder 
war jedenfalls – das Hauptargument für die Zweistaatenlö-
sung unter linken und gemäßigten Zionisten (zumindest in 
Israel findet man kaum noch jemanden, der die Zweistaa-
tenlösung explizit verteidigt).

So gesehen widerspricht das neue Nationalstaatsgesetz 
allem Anschein zum Trotz der Unabhängigkeitserklärung 
nicht. Es ist vielmehr die natürliche Folge des Umstands, 
dass die Bedingungen, unter denen die Rechte der Araber 
mit den jüdischen Interessen zur Deckung zu bringen wä-
ren, nicht mehr gegeben sind. Seit einiger Zeit schon ist 
es ein offenes Geheimnis, dass es keine Zweistaatenlösung 
geben wird und dass Israel das gesamte palästinensische 
Territorium für sich beansprucht. Dementsprechend stellt 
das Gesetz fest, dass die »Verwirklichung des Rechts auf  
nationale Selbstbestimmung […] im Staat Israel einzig 
für das jüdische Volk« vorgesehen ist, und setzt sich mit-
hin über die Zusicherung universeller Gleichheit hinweg. 
Zudem erklärt das Gesetz die »Weiterentwicklung der jü-
dischen Besiedlung« von nun an zum »nationalen Wert«.133 
Nachdem die Verpflichtung auf  eine Teilung Palästinas und 
die palästinensische Selbstbestimmung außerhalb Israels 
explizit aufgegeben worden ist, machen die Palästinenser 
wieder rund die Hälfte der Bevölkerung Israels aus. Die Zu-
sicherung individueller Gleichheit »ohne Unterschied von 

Religion, Rasse und Geschlecht«, die die Unabhängigkeits-
erklärung enthalten hatte, muss somit ebenfalls entfallen. 
Das Nationalstaatsgesetz schafft die rechtliche Infrastruktur 
für künftige Annexionen.

Vor allem im Hinblick auf  Annexionen sind die Kon-
sequenzen der diskriminierenden Klausel, die die »jüdische 
Besiedlung« zum »nationalen Wert« erklärt, gewaltig. Die 
Entwicklung jüdischer Siedlungen war in Israel nie darauf  
beschränkt, »lediglich« jüdische Interessen zu begünstigen. 
Im anhaltenden Konflikt um Territorium und Demografie 
wird sie vom Staat systematisch als Waffe eingesetzt, um 
Araber – sowohl in Israel als auch in der Westbank – zu 
enteignen. Der Einsatz dieser Waffe ist uns heutzutage aus 
dem blühenden Siedlungsprojekt im Westjordanland ver-
traut, doch wurden dieselben Methoden auch innerhalb der 
anerkannten Grenzen Israels angewandt. In den Achtziger-
jahren entstanden im Zuge eines großzügig ausgestatteten 
staatlichen Programms namens »Galiläa judaisieren« zahl-
reiche jüdische Dörfer im Norden des Landes. (Anders als 
Zentral- und Südisrael war Galiläa auch nach 1948 noch 
relativ dicht von Arabern bevölkert.) Die Gründung der jü-
dischen Gemeinschaftsdörfer in Galiläa – ich bin in einem 
von ihnen aufgewachsen – ermöglichte es der Regierung, 
das Land arabischer Israelis zu konfiszieren, das natürliche 
Wachstum ihrer Dörfer zu hemmen und den territorialen 
Zusammenhang zwischen arabisch-israelischen Städten zu 
unterbrechen. Da es sich um Gemeinschaftsdörfer handelt, 
ist Arabern der Zuzug offiziell verwehrt. Annexionsstra-
tegen werden sich auf  das Nationalstaatsgesetz berufen 
können, um solchen Methoden Auftrieb zu verleihen und 
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sie gegen Israels Obersten Gerichtshof  zu verteidigen, vor 
dem sie immer wieder angefochten wurden.

Die Verteidiger des neuen Gesetzes heben manchmal 
hervor, dass die im Gegensatz zu früheren Formulierungen 
letztlich verabschiedete Fassung Israels jüdischer Identität 
nicht ausdrücklich Priorität vor seinem demokratischen 
Charakter einräumt. Das ist reine Augenwischerei. Das 
neue Nationalstaatsgesetz musste Israels Jüdischsein nicht 
offen Vorrang vor seiner demokratischen Verfasstheit ein-
räumen, weil ein anderes Grundgesetz, jenes zum Wahl-
system des Landes, genau das bereits tut.

Artikel 7(a) des Grundgesetzes: »Die Knesset« legt fest, 
dass »jede Person oder Partei«, die »in Wort oder Tat« Israels 
»jüdischen und demokratischen Charakter« abstreitet, von 
der Teilnahme an Wahlen auszuschließen ist. Der Geist hin-
ter dieser Klausel ist der des bekannten Grundsatzes einer 
»streitbaren« oder »wehrhaften Demokratie« – grob gesagt 
der Gedanke, dass Demokratien extremistische Akteure, 
die Wahlen missbrauchen wollen, um die Demokratie von 
innen zu zersetzen, berechtigterweise von der demokra-
tischen Teilnahme ausschließen können. Wie Goebbels 
einmal gesagt haben soll, wird es »immer einer der besten 
Witze der Demokratie bleiben, dass sie ihren Todfeinden 
die Mittel selber stellte, durch die sie vernichtet wurde«. 
Hitler kam bekanntlich durch Wahlen an die Macht. Das 
Prinzip der wehrhaften Demokratie soll diesen »Witz« un-
möglich machen.134

Während es jedoch legitim sein kann, demokratie-
feindliche Volksvertreterinnen auszuschließen, um die 
Demokratie selbst zu verteidigen, untergräbt die Auswei-

tung dieses Prinzips auf  den jüdischen Charakter Israels 
die Demokratie an der Wurzel. Sie unterminiert das Recht 
auf  demokratische Vertretung, nicht um die Demokratie, 
sondern um die Ethnokratie und eine bestimmten Staats-
ideologie, nämlich den Zionismus, zu sichern.

Der Schaden, den dieses Grundgesetz an Israels Demo-
kratie anrichtet, kann gar nicht hoch genug veranschlagt 
werden, wird in Wirklichkeit aber oft so gut wie ignoriert. 
Unter jüdischen Israelis ist der Glaube verbreitet, dass ara-
bische Israelis selbstverständlich wahlberechtigt sind, aber 
angesichts dieses Gesetzes ist das alles andere als selbstver-
ständlich. Man wird von den arabischen Israelis, die zwei-
undzwanzig Prozent der Staatsbürger ausmachen, nicht 
erwarten dürfen, dass sie den jüdischen Charakter des 
Landes befürworten, genauso wenig wie man von schwar-
zen US-Bürgern erwarten dürfte, dass sie einen offiziell 
weißen Charakter des Landes befürworten würden. Ara-
bisch-israelische Volksvertreter werden zumeist toleriert, 
allerdings unter Vorbehalt – und die rechtliche Grundlage 
für ihren Ausschluss ist bereits geschaffen –, und sie können 
sich rein rechtlich ohnehin nicht für die Politik einsetzen, 
die ihrer Wählerschaft am wichtigsten ist. Derselbe Grund, 
der den jüdischen Staat dazu veranlasste, seine große ara-
bische Mehrheit zu vertreiben, muss ihn zwangsläufig dazu 
führen, die Stimmen der Araber, die nicht geflohen sind, als 
potenziell subversiv zu betrachten: Sie könnten die Demo-
kratie »missbrauchen«, um sich dem jüdischen Charakter 
des Staates zu widersetzen. Es sollte klar sein, dass dieser 
potenzielle »Missbrauch« keine Einschränkung des Wahl-
rechts von Arabern rechtfertigen kann: Selbstverständlich 
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sollten Araber das Recht haben, für Parteien zu stimmen, 
die ihr innerstes, dringlichstes Anliegen vertreten, in einem 
nicht jüdischen Staat zu leben. Dieser »Missbrauch« stellt 
vielmehr, und das ist noch sehr zurückhaltend formuliert, 
die Kohärenz der bekannten Formel »jüdisch und demokra-
tisch« infrage. Wie der wortgewandte arabisch-israelische 
Knessetabgeordnete Ahmad Tibi einmal anmerkte, ist Israel 
in der Tat jüdisch und demokratisch: »demokratisch für die 
Juden und jüdisch für die Araber«.

Einen Monat vor der Verabschiedung des israelischen 
Nationalstaatsgesetzes im Juli 2018 legte die »Vereinte 
Liste«, eine überwiegend arabisch-israelische Fraktion in 
der Knesset, einen eigenen Gesetzesentwurf  vor: »Grund-
gesetz: Der Staat all seiner Bürgerinnen und Bürger«. Er 
schlug vor, Israel von einem jüdischen Staat in eine neu-
trale liberale Republik umzuwandeln. Im Unterschied zum 
Nationalstaatsgesetz der Regierung war dies ein denkbar 
legitimer demokratischer Vorschlag, doch zog die Knesset 
es vor, ihn ohne Diskussion abzulehnen. Stattdessen machte 
sie von ihrem durch den erwähnten Artikel 7(a) gegebenen 
Recht Gebrauch, jeden Vorschlag zu untersagen, der Israels 
jüdischen Charakter bedroht. Anders als das neue Natio-
nalstaatsgesetz, das von Liberalen als Angriff  auf  die Un-
abhängigkeitserklärung verstanden und kritisiert wurde, 
hinterfragt niemand das Grundgesetz über die Knesset, 
einschließlich Artikel 7(a). Und warum auch: Das Gesetz 
zementiert ja nur rechtlich die Verpflichtung der Unabhän-
gigkeitserklärung auf  einen jüdischen und demokratischen 
Staat.

IV.

Halbertals Ansatz, die Liberalität eines Nationalstaats daran 
zu bemessen, wie er mit seinen Minderheiten umgeht, ist 
noch aus einem anderen Grund unbefriedigend. Er über-
sieht nämlich die Gefahren, die den Rechten der Mehrheit 
drohen. Man kann sich leicht eine Situation vorstellen, in 
der ein staatlicher Verstoß gegen den Grundsatz religiöser 
und ethnischer Neutralität der Mehrheit nicht weniger 
– und womöglich sogar noch stärker – schadet als der Min-
derheit. Gerade weil die Persönlichkeit eines Menschen, wie 
Margalit und Halbertal sagen, durch seine Kultur bestimmt 
ist, ist die staatliche Neutralität so wichtig, um diese Kultur 
vor der zerstörerischen Macht des Staates zu bewahren. Ein 
jüdischer Staat ist kaum das richtige politische Gebilde, um 
das Recht der Juden auf  ihre eigene Kultur zu gewährleis-
ten. Es ist kein Zufall, dass ihre kulturellen und religiösen 
Freiheiten im Staat Israel heftigen Angriffen ausgesetzt sind.

Es ist ein offenes Geheimnis, dass das liberale oder Re-
formjudentum und das konservative Judentum in Israel 
nicht als »koscher« gelten. Ihre religiösen Praktiken unter-
liegen starken Einschränkungen. Liberale und konservative 
Rabbiner können keine rechtsgültigen Eheschließungen 
vornehmen oder Gläubige zum Judaismus ihrer Konfes-
sion bekehren: Der Staat bevorzugt offiziell die orthodoxe 
Interpretation des Judentums und behindert systematisch 
die anderen Glaubensströmungen. Die religiösen Freiheiten 
von Juden sind deshalb nicht nur in Amerika, sondern bei-
spielsweise auch in Deutschland, Italien oder Polen besser 
geschützt als im jüdischen Staat. Würde irgendeines dieser 
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Länder die religiösen und kulturellen Freiheiten von Juden 
so massiv einschränken, wie Israel dies tut, dann würde es 
mit gutem Grund als antisemitisch gebrandmarkt. Man 
muss hier betonen, dass die Angriffe auf  die Rechte von 
Juden im jüdischen Staat so wenig überraschend oder zufäl-
lig erfolgen wie die auf  die Rechte der Palästinenser. Es ist 
eine bekannte Tatsache, dass staatliche Neutralität und die 
Trennung von Kirche und Staat eine Voraussetzung dafür 
sind, nicht nur den Staat vor der Macht der Religion, son-
dern auch Religion und Kultur vor der Macht des Staates 
zu schützen.

Wie im Fall des Wahlrechts arabischer Israelis ist der 
Verstoß gegen die Rechte von Juden gewaltig, wird aber 
gerne unterschätzt. Anders als in nicht jüdischen liberalen 
Ländern könnte ein Reformrabbiner in Israel nicht arbeiten, 
und Reformgemeinschaften dürfen im Land nicht nach ih-
rem Glauben leben. Liberale zionistische Juden in den Ver-
einigten Staaten wissen das genau, hängen es aber lieber 
nicht an die große Glocke. Um das Bild Israels als einer li-
beralen Demokratie zu bewahren, sind sie nicht nur bereit, 
den Angriff  auf  die Grundrechte der Palästinenser, sondern 
auch den Angriff  auf  Grundrechte von Juden zu tolerieren.

Während der jüdische Staat beim Schutz der Rechte von 
Juden auf  ihre eigene Kultur schlecht abschneidet, ist seine 
Bilanz beim Schutz ihres »Rechts auf  ihr eigenes Blut« her-
vorragend. Wir Israelis halten Assimilation üblicherweise 
für ein »Problem« von Juden in der Diaspora oder von Is-
raelis, die im Ausland leben, als ob Nichtjuden nicht auch 
einen erheblichen Anteil an der israelischen Bevölkerung 
ausmachten. Assimilation ist in Israel aber kaum ein The-

ma, weil seine Gesetzgebung und seine Institutionen eine 
ethnische Trennung ohnehin sicherstellen. Liberale Zio-
nisten, die Grundsätze ähnlich dem der amerikanischen 
Segregation – »getrennt, aber gleich« – befürworten, geben 
allerdings kein schönes Bild ab.

Ein Staat kann sich also nicht nur dadurch, wie er die 
Kulturen seiner Minderheiten, sondern auch dadurch, wie 
er die Kultur seiner Mehrheit behandelt, als nationalistisch 
erweisen. Besonders wo die kulturelle Identität der Mehr-
heit in erster Linie blutsbestimmt ist, steht das Beharren 
auf  dem Recht des Staates – faktisch seiner Pflicht –, das 
Recht der Mehrheit auf  ihre eigene »Kultur« zu schützen, 
in scharfem Widerspruch zu einer liberalen Politik.

An Israels öffentlichem jüdischem Bildungssystem treten 
die Widersprüche in der Idee einer jüdischen liberalen De-
mokratie am deutlichsten zutage. Moshe Halbertal weist 
zu Recht darauf  hin, dass das Bildungssystem eines Staates 
seine bedeutendste politische Institution ist, insistiert dann 
aber, dass ein offiziell jüdisches öffentliches Bildungssystem 
– also eines, das nicht staatsbürgerlich neutral ist – an sich 
unproblematisch sei. Die Situation, schreibt er,

unterscheidet sich nicht von der vieler anderer moderner 
Länder; ihre öffentlichen Bildungssysteme vermitteln ihre 
eigene einzigartige kulturelle Identität […]. [E]in Jude, der 
deutscher, amerikanischer oder französischer Staatsbürger 
ist, wird die private jüdische Bildung seiner Kinder aus ei-
gener Tasche zahlen müssen. In Israel als einem jüdischen 
Staat ist eine solche Bildung staatlich finanziert.
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Dieser Vergleich ist einigermaßen irreführend. Es stimmt, 
dass Juden, die an einer jüdischen Bildung ihrer Kinder 
interessiert sind, in den Vereinigten Staaten oder in Frank-
reich selbst für diese auf kommen müssen. Man hätte aller-
dings hinzufügen müssen, dass das für Christen in jenen 
Ländern genauso gilt. Die öffentlichen Bildungssysteme in 
Deutschland, Frankreich und den Vereinigten Staaten sind 
deutsch, französisch und amerikanisch – nicht christlich. Es 
gibt keinen Grund, warum jüdische Kinder nicht auf  eine 
staatliche amerikanische, französische oder deutsche Schule 
gehen sollten, da sie amerikanisch, französisch oder deutsch 
sind (oder sein können). Zweifellos können Eltern jedoch 
Kinder, die nicht jüdisch sind, kaum Israels jüdischem Bil-
dungssystem anvertrauen.

Solange Israel als jüdischer Staat betrachtet wird, wird 
es sein jüdisches Bildungssystem nicht ersetzen, wobei 
der Haupthinderungsgrund nichts mit dem Lehrplan zu 
tun hat. Ein gesundes Gleichgewicht zwischen Homer, 
der Bibel und dem Koran, zwischen Bialik und Darwisch, 
zwischen der Geschichte des Holocaust und der der Nakba 
zu finden, ist machbar, und alle, die daran interessiert sind, 
könnten für ihre Kinder zusätzlichen jüdischen, muslimi-
schen oder christlichen Unterricht privat finanzieren. Das 
wird jedoch nicht geschehen, solange es in Wirklichkeit gar 
nicht um das Recht einer Person oder eines Volks auf  die 
eigene Kultur geht, sondern um das aufs eigene Blut. Wie 
meine bildungsdeutsche jüdische Großmutter und mein 
traditioneller, iranischer jüdischer Großvater erkannt haben 
müssen, schützt Israels Bildungssystem nicht ihre so vielfäl-
tigen und unterschiedlichen jüdischen Kulturen, sondern 

lediglich ihre gemeinsame ethnische Zugehörigkeit zum 
Judentum. Ein staatliches öffentliches Schulsystem könnte 
dieses sogenannte Recht nicht schützen, weil sich jüdische 
und arabische Kinder, gingen sie zusammen zur Schule, 
bald ineinander verlieben würden. Binnen einer Genera-
tion hätten sie selbst Kinder. Und wahrlich, wie sollte ein 
jüdischer Staat mit den ethnisch gemischten Söhnen und 
Töchtern eines humanistischen Bildungssystems umgehen? 
Würde der Oberste Gerichtshof  ihre amtliche Bezeichnung 
als israelisch statt als jüdisch oder arabisch billigen? Es ist 
das eine, wenn sich beispielsweise amerikanische Juden im 
Privaten Sorgen um eine Assimilation oder um Mischehen 
machen, ja dies sogar, wie Peter Beinart, für ein vorrangiges 
soziales und politisches Problem des jüdischen Lebens hal-
ten.135 Ob wir sie teilen oder nicht, können wir diese Sorge 
verstehen und dulden, solange sie eine Privatangelegenheit 
bleibt. Doch es ist etwas anderes, wenn ein Staat durch sein 
Bildungssystem und andere öffentliche Institutionen eine 
ethnische Segregation erzwingt. Liberale Zionisten sollten 
darin übereinstimmen, dass dies nicht die Lösung des »Pro-
blems« von Mischehen und Assimilation sein kann.

V.

Aus diesen Gründen ist der jüdische Staat keine liberale 
Demokratie und kann auch keine sein. Folgt daraus, dass 
die zionistische Politik aufgegeben werden muss?

Dieser Schluss scheint durchaus nahezuliegen, wenn man 
sich die vorherrschende Annahme vor Augen führt, dass die 
Essenz des Zionismus in der Existenz eines jüdischen Staats 
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bestehe und dass die zionistische Vorstellung davon, wie 
das Recht der Juden auf  nationale Selbstbestimmung zu ge-
währleisten sei, gleichbedeutend mit jüdischer Souveränität 
sei, kurzum, dass der jüdische Staat, der am 14. Mai 1948 
gegründet wurde, das Telos der politischen Bestrebungen 
des Zionismus darstelle. Dieselbe Annahme leitet auch das 
sture Beharren auf  einer Quadratur des Kreises: jene allen 
Tatsachen trotzende Behauptung, es sei keine »Frage, ob 
ein Staat sowohl jüdisch als auch eine liberale Demokratie 
sein kann«.

Es ist an der Zeit, dass liberale Zionisten dieses geheiligte 
falsche Axiom aufgeben. Juden haben ganz bestimmt das 
Recht auf  nationale Selbstbestimmung, die Annahme aber, 
dieses Recht sei nur oder am besten in einem souveränen jü-
dischen Staat zu verteidigen, ist, gelinde gesagt, fragwürdig 
und höchstwahrscheinlich falsch. Die Idee, dass sich Natio-
nen angeblich nur als souveräne politische Gemeinwesen 
verkörpern können, ist in Wirklichkeit keine nationale, 
sondern eine nationalistische Idee: Sie entspringt nicht 
dem Drang, nationale Rechte zu verteidigen, sondern dem 
Wunsch, die Nation zur höchsten Instanz zu erheben – zum 
obersten Richter über Identität, Bedeutung und Macht. Die 
Verteidigung der tatsächlichen nationalen und kulturellen 
Rechte der Juden allerdings – im Unterschied zur Sakrali-
sierung des jüdischen Nationalismus – könnte eine subsou-
veräne politische Autonomie innerhalb einer verfassungs-
rechtlichen föderativen Struktur besser leisten. Sie könnte 
die jüdische Bildung, Kunst und Religion schützen und das 
Studium sowie den Status des Hebräischen erhalten. Eine 
solche föderative Konstellation würde auch die nationalen 

Rechte der Palästinenser parallel zu denen der Juden besser 
schützen.

Ein subsouveränes politisches Gemeinwesen mag wie 
eine post- oder antizionistische Utopie klingen und in der 
Tat utopisch sein. Theodor Herzls utopischer Roman Alt-
neuland von 1902 malt sich schließlich das sozioökonomi-
sche, kulturelle und politische Leben im Staat der Juden als 
eine kulturell-politische Autonomie aus, die Seite an Seite 
mit anderen Autonomien dieser Art unter osmanischer Sou-
veränität bestehen würde.136 Die Idee einer vollständigen 
jüdischen Souveränität war Herzls Denken und Träumen 
völlig fremd, aber darum war er um keinen Deut weniger 
ein Zionist.

Die meisten Interpreten haben sich zu der These hinrei-
ßen lassen, das Autonomiemodell von Altneuland stelle ei-
nen Bruch mit Herzls zionistischem Manifest Der Judenstaat 
von 1896 dar, das, wie sein Titel nahezulegen scheint, für die 
jüdische Souveränität steht. Entweder ein radikaler Wandel 
in Herzls Denken, so die Argumentation, oder der Versuch, 
seine Bestrebungen gegenüber den osmanischen Herr-
schern Palästinas zu verschleiern, seien für das im Roman 
gezeichnete Bild des jüdischen Staates als einer »bloßen« 
Autonomiezone in Palästina verantwortlich.137 Doch ist 
der Glaube, dass beide Bücher für unterschiedliche zionis-
tische Visionen stehen, ein reiner Mythos; ein Mythos, der 
aller Wahrscheinlichkeit nach durch die ideologische (Fehl-)
Interpretation von Herzls Werk aus der rückblickenden 
Perspektive des schließlich gegründeten jüdischen Staates 
geschaffen wurde: um diesen als das von Anfang an ver-
folgte offensichtliche und notwendige Ziel der zionistischen 
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Politik darzustellen.138 Wir haben vielmehr allen Grund 
zu der Annahme, dass es keinen Bruch in Herzls Denken 
gab. Als zu seiner Zeit andere europäische Nationen – die 
Tschechen etwa oder die Ungarn – davon sprachen, ihren 
eigenen »Staat« gründen zu wollen, dachten sie an eine na-
tionale territoriale Autonomie, nationale Selbstbestimmung 
unter kaiserlicher Souveränität. Der »Staat« in Der Judenstaat 
ist dasselbe nicht souveräne politische Gebilde, das Herzl 
später in Altneuland beschreiben sollte.

Zudem war Herzl wohlvertraut mit dem griechischen 
Präzedenzfall der Idee einer nationalen Befreiung und 
der Erlangung voller Souveränität in einem kulturell und 
sprachlich homogenen Staat. 1821 hatten die Griechen 
einen Volksaufstand gegen die Osmanen begonnen, 1822 
ihre Unabhängigkeit erklärt und 1832 ihre Souveränität 
gesichert. Herzl missbilligte die Vorstellung, der Zionis-
mus könnte diesem Vorbild folgen und den Judenstaat zu 
etwas machen, das er spöttisch als »Neugriechenland« ab-
tat.139 Bekanntlich war der Vater des politischen Zionismus 
eher utopisch als messianisch gesinnt: Er teilte die Ansicht 
nicht, dass die Juden in ihr altes biblisches Heimatland zu-
rückkehren müssten, hat sich einen Judenstaat bekanntlich 
auch in anderen Weltgegenden vorgestellt und war gegen 
die Wiederbelebung des Hebräischen als historischer Na-
tionalsprache der Juden. Auch nationalistisch war sein Zio-
nismus nicht, wie man endlich zur Kenntnis nehmen soll-
te; das Streben nach jüdischer Souveränität galt ihm als ein 
goldenes Kalb. An den falschen zionistischen Maximen ge-
messen, die inzwischen aufgestellt worden sind, war Herzl 
ein Antizionist.

Und nicht nur er. Diese ideologische Verzerrung ist dafür 
verantwortlich, dass der Zionismus eines Achad Ha’am in 
der Regel abgelehnt wird, weil er kein »politischer«, son-
dern lediglich ein »Kulturzionismus« gewesen sei. Doch in 
Wirklichkeit war sein Zionismus hochpolitisch: Im vollen 
Bewusstsein der Existenz eines palästinensischen Volkes trat 
er für eine jüdische kulturelle Autonomie in Palästina ein, 
die Seite an Seite mit einer palästinensischen Autonomie 
in einer binationalen Föderation bestehen sollte. Nur eine 
rückwirkende Ideologie kann eine binationale zionistische 
Politik als unpolitisch abtun. Anders als Herzl unterstützte 
Achad Ha’am die Wiederbelebung des Hebräischen als jü-
dische Nationalsprache vehement. Anders als Herzl war er 
mit keinem bestehenden Reich verbunden. Anders als Herzl 
maß er der Anwesenheit eines palästinensischen Volkes auf  
dem Territorium großes Gewicht bei. Anders als Herzl war 
er für die wichtigsten politischen Fragen empfänglich, die 
den Zionismus auf  Jahre hinweg beschäftigen sollten. In der 
Frage eines subsouveränen Status des jüdischen Staats hin-
gegen stimmten Achad Ha’am und Herzl überein. Achad 
Ha’am schrieb: »Die Verhältnisse machen Palästina zur 
gemeinsamen Heimat verschiedener Völker, von denen 
jedes versucht, seine eigene traditionelle Heimstätte ein-
zurichten.« Unter solchen Bedingungen ist es nicht mehr 
möglich, dass die »nationale Heimstätte« eines von ihnen 
vollständig sein und jeden Aspekt dieses Terminus [d.h. der 
Souveränität – O. B.] umfassen kann. Wenn man sein Heim 
nicht in einem menschenleeren Feld auf baut, sondern an 
einem Ort, an dem es andere Heimstätten und Bewohner 
gibt, dann kann man natürlich nur der Alleinherrscher in-
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nerhalb der eigenen Tore sein. Dort, im Innern, kann man 
seine Dinge einrichten, wie man es für richtig hält. Jenseits 
der eigenen Tore aber müssen alle Bewohner der Gegend 
zusammenarbeiten, und die Gesamtleitung muss zum Nut-
zen aller vereinbart werden.140

Während Herzl fälschlich zum Befürworter einer Souve-
ränität gemacht wurde, war eine solche Verzerrung mit 
Achad Ha’am nicht möglich. Da man ihn aber auch nicht 
zum Antizionisten abstempeln konnte, nannte man ihn ei-
nen »unpolitischen« Zionisten. Im öffentlichen Bewusstsein 
wie auch bei manchen Experten ist der Glaube verbreitet, 
der binationale Zionismus in Achad Ha’ams »kultureller« 
statt »politischer« Variante sei nicht von Dauer gewesen. 
Oder allenfalls unter der vermeintlich radikal progressiven 
Brit-Schalom-Bewegung, die von Intellektuellen wie Martin 
Buber, Arthur Ruppin und Judah Magnes ins Leben gerufen 
wurde. Doch Brit Schaloms Übereinstimmung mit Achad 
Ha’am bezog sich auf  die Bedeutung, die sie der Renais-
sance des Hebräischen und der jüdischen Kultur beimaßen, 
nicht ihrer – angeblich postzionistischen – binationalen 
Politik, die ohnehin noch lange Konsens unter den zionis-
tischen Gründervätern blieb. 1926 kritisierte Jabotinsky Brit 
Schalom für ihren seiner Meinung nach voreiligen Wunsch, 
einen jüdischen Staat anzukündigen, während die jüdische 
Bevölkerung in Palästina noch eine winzige Minderheit dar-
stellte. In der Frage ihres binationalen Plans gebe es keine 
Uneinigkeit, betonte Jabotinsky eigens; dieser sollte eine 
Selbstverständlichkeit sein:

Die Zukunft Palästinas muss, rechtlich gesprochen, als 
ein »binationaler Staat« begründet werden. Und nicht nur 
Palästinas. Jedes Land, das eine ethnische Minderheit hat, 
selbst kleinster Art, würde schließlich nach unserer tiefsten 
Überzeugung sein Rechtssystem an diese Tatsache anpassen 
und zu einem bi-, tri- oder quatranationalen Staat werden 
müssen.141

Sein ganzes Leben lang unterstützte Jabotinsky die Idee 
eines »Nationalitätenstaats« im Gegensatz zu einem Natio-
nalstaat, also einer multinationalen Föderation. Von dieser 
Vorstellung rückte er auch nicht ab, als der Erste Weltkrieg 
zu Ende war, die bisherige Weltordnung bröckelte und er 
begann, sich für die Schaffung eines jüdischen Staates west-
lich und östlich des Jordan einzusetzen. Tatsächlich stand 
hinter Jabotinskys scharfem Widerstand gegen jeden terri-
torialen Kompromiss sein Beharren, dass das Territorium 
künftig multinational sein und nicht in souveräne National-
staaten aufgeteilt werden würde. Wie er in seinem Buch The 
Jewish War Front von 1940, seinem letzten und besonnensten 
politischen Leitfaden, erläutert:

Die jüdische und die arabische Volksgemeinschaft sollen als 
autonome politische Körperschaften mit gleichem Status 
vor dem Gesetz anerkannt werden. […] Jede Volksgemein-
schaft soll ihr nationales Parlament wählen, das das Recht 
hat, in den Grenzen seiner Autonomie Rechtsverordnun-
gen zu erlassen und Steuern zu erheben und eine nationale 
Exekutive zu ernennen, die dem Parlament verantwortlich 
ist.142
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Wüssten wir nicht, dass dies Jabotinskys Worte sind, könnte 
man meinen, dass sie aus der Feder von Hannah Arendt 
stammen, die heute üblicherweise für eine Antizionistin 
gehalten wird. Ähnlich wie Herzl und Jabotinsky engagier-
te sich ursprünglich auch Ben-Gurion für ein autonomes 
nationales Gebiet unter osmanischer Herrschaft. Nach 
dem Ersten Weltkrieg propagierte er einen souveränen 
jüdischen Staat, ohne aber seine Vision einer »dezentrali-
sierten« Regierungsform – vergleichbar mit Jabotinskys Na-
tionalitätenstaat im Unterschied zum Nationalstaat – auch 
nur im Ansatz aufzugeben, einer Regierungsform, bei der 
Juden und Palästinenser ihre jeweilige nationale Selbst-
bestimmung in kultureller Autonomie ausüben würden. 
(Unter Souveränität verstand Ben-Gurion überwiegend 
Selbstbestimmung.) 1926 verkündete er in einer program-
matischen Rede:

Welche Art Regierung es auch immer in Palästina geben 
wird, ist es in einem solchen Land mit einer so großen Viel-
falt an Rassen, Volkszugehörigkeiten, Religionen, interna-
tionalen politischen Verbindungen und soziokulturellen 
Lehren unmöglich, dass es nur ein Gesetz und eine Ordnung 
geben könnte. […] Welche Art Regierung es auch immer 
in Palästina geben wird, ob es eine Mandatsregierung ist 
oder eines Tages eine Regierung der Einwohner Palästinas 
werden könnte, macht dieser Umstand es erforderlich, dass 
sich die zentrale nationale Regierung lediglich auf  solche 
staatlichen Funktionen beschränkt, die naturgemäß in einer 
nationalen Verwaltung zusammengefasst sein müssen. […] 
Und die Schlussfolgerung ist, dass die Situation im Land 

eine Autonomieregelung für jeden der vielen Lebensräume 
notwendig macht, einschließlich der für uns wichtigsten, 
nämlich der Autonomieregelung für die jüdische Jischuw 
in Palästina.143

Und er fährt fort:

Wir werden keine autonome Territorialnation sein können 
– ich glaube, dass das zu unserem Ziel geworden ist –, weil 
es uns nicht darum geht, über andere zu herrschen, eine 
Herrschernation zu sein wie all die anderen Herrscher-
nationen; unser Ziel ist, dass wir Herren unseres eigenen 
Schicksals sind, nicht mehr und nicht weniger – wir werden 
dieses Streben nicht verwirklichen, wenn wir es nicht auf  
der Ebene unseres täglichen Lebens verwirklichen. […] Es 
macht keinen Unterschied, ob wir eine Minderheit und 
andere in der Mehrheit sind oder ob wir die Mehrheit und 
andere in der Minderheit sind. Gerechte Verhältnisse zwi-
schen Nationen können davon nicht abhängen […]. Das ist 
die Grundannahme, die die Verhältnisse zwischen uns und 
unseren arabischen Nachbarn prägt und bestimmt. Und all 
unsere praktischen Schlüsse müssen wir aus dieser Grund-
annahme ziehen […]. Und diese Grundannahme, die wir 
für uns selbst treffen, kann nicht allein für uns gelten, sie 
muss vielmehr eine allgemeine Annahme für die gesamte 
Bevölkerung Palästinas sein, ob sie eine Mehrheit und wir 
eine Minderheit oder ob wir eine Mehrheit und sie eine 
Minderheit sind. Alle anderen Vorstellungen untergraben 
unsere Existenz in Palästina.144
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Wenn Ben-Gurion, der passionierte Platon-Leser, betont, 
dass es nicht unser Ziel sei, »über andere zu herrschen« wie 
eine »Herrschernation«, dann spricht er nicht von einem 
Regime wie der militärischen Besatzung des Westjordan-
lands, die er 1926 nicht voraussehen konnte. Er spricht von 
Palästinensern, die unter jüdischer Souveränität in einem 
jüdischen Staat leben. Autonomie sei somit das geeignetste 
Modell sowohl für die jüdische als auch für die palästinen-
sische Selbstbestimmung – die Juden könnten ihr Leben 
selbst verwalten, ohne sich dabei als Herrschernation zu 
verderben. Und da autonome Gebiete Selbstbestimmung 
sicherten, mache es »keinen Unterschied«, ob die Juden 
oder die Palästinenser in der Überzahl sind. Keine hundert 
Jahre sind vergangen, seit Ben-Gurion diese Rede hielt: Sei-
ne Prophezeiung, dass jede andere Art von Politik »unsere 
Existenz in Palästina […] untergraben« würde, kann sich 
durchaus noch bewahrheiten.

In den frühen Dreißigerjahren arbeitete Ben-Gurion 
die in dieser Rede umrissenen Grundsätze zu einem ver-
fassungsähnlichen Dokument mit der Überschrift »Grund-
lagen einer staatlichen Regierungsordnung in Palästina« 
aus, in dem er seine Vision näher beschrieb:

Palästina würde ein Bundesstaat werden, der untergliedert 
ist in: 1) die [jeweilige] kommunale Regierung des Dorfs 
und der Stadt, die vollkommen unabhängig ist; 2) Kanto-
ne, die aus autonomen Staaten innerhalb des palästinensi-
schen Bundesstaates bestehen. Jedes zusammenhängende 
Siedlungsgebiet mit nicht weniger als 25 000 Einwohnern 
kann ein freier Kanton werden. Jeder Kanton kann seine 

eigene Verfassung schreiben. Kein Kanton kann ein Gesetz 
verabschieden, das die Rechte und die Gleichheit der Be-
wohner eines anderen Kantons einschränkt oder verletzt. 
Jeder Staatsbürger hat in allen Kantonen gleiche Rechte; 3) 
nach der Verfassung, die von der Gründungsversammlung 
verabschiedet werden würde, wäre die nationale Autono-
mie mit sämtlichen Vollmachten in den Bereichen Bildung, 
Kultur und Sprache verbunden.145

Auch hier könnte man leicht zu der Überzeugung gelangen, 
einen Text von Hannah Arendt vor sich zu haben, wenn 
man nicht wüsste, dass er von Ben-Gurion stammt. Arendts 
Aufsatz »Zur Rettung der jüdischen Heimstätte ist es noch 
nicht zu spät« schließt mit folgender Feststellung:

Örtliche Selbstverwaltung und gemischte jüdisch-arabische 
Gemeinderäte in Stadt und Land, in kleinem Rahmen, aber 
doch so zahlreich wie möglich, sind die einzigen realisti-
schen politischen Maßnahmen, die schließlich zur politi-
schen Emanzipation Palästinas führen können.

Es ist noch nicht zu spät.146

Für Moshe Halbertal ist es »keine Frage«, ob ein jüdischer 
Staat eine liberale Demokratie sein kann, sondern ledig-
lich, »welche Art jüdischen Staat wir haben wollen«. Der 
liberale Zionismus der Zukunft sollte sich allerdings an 
einem anderen Manöver versuchen: Die Frage wird nicht 
lauten, welche Art jüdischen Staat wir Juden haben wollen, 
sondern welche Art Staat wir als Staatsbürger zu entwickeln 
uns zutrauen würden. Amos Oz, der für eine Beendigung 
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der Besatzung und eine Rückkehr des in seinen Augen ur-
sprünglichen, gerechten zionistischen Konzepts eintrat, 
lehnte die Idee einer multinationalen Föderation als dog-
matische, moralistische postzionistische Vorstellung ab. Es 
gebe nur »sechs multinationale Staaten« weltweit, betonte 
er: »die Schweiz, die Schweiz, die Schweiz, die Schweiz, 
die Schweiz und, nicht zu vergessen, die Schweiz«.147 Ben-
Gurion und die anderen Väter der Nation waren weniger 
zynisch. Wenn es in der Zukunft einen liberalen Zionismus 
geben soll, wird er der ursprünglichen, allzu oft vergessenen 
zionistischen Konzeption sehr ähnlich sein müssen.

VI.

Zwei Faktoren beförderten die sehr späte Idee, dass die na-
tionale Selbstbestimmung der Juden in einem souveränen 
Nationalstaat von der Art, die Herzl als »Neugriechenland« 
verwarf, erfolgen kann und erfolgen muss. Beide Faktoren 
begannen erst zwölf  Jahre vor der Gründung Israels das 
zionistische Denken zu beeinflussen, in den späten Drei-
ßigerjahren, und verfestigten sich in den Vierzigern. Der 
erste war die Veröffentlichung der Ergebnisse von Peels 
»British Palestine Royal Commission«, besser bekannt als 
Peel-Kommission. Sie forderte die Teilung Palästinas in 
zwei separate Staaten und sah vor, dass die Briten Teile der 
palästinensischen Bevölkerung aus den Territorien, die für 
den jüdischen Staat vorgesehen waren, umsiedeln würden. 
Umsiedlungsfantasien hatte es unter Zionisten immer ge-
geben, aber nie wirklich als politische oder praktische Mög-
lichkeit. Ein unmittelbarer, radikaler Sinneswandel wird an 

Ben-Gurions Reaktion auf  den Befund der Kommission 
ersichtlich – der Idee der Umsiedlung in Verbindung mit 
jüdischer Souveränität. Seinem Tagebuch vertraut er an:

Die Zwangsumsiedlung der Araber aus den Tälern des vor-
geschlagenen jüdischen Staates könnte uns zu etwas ver-
helfen, was wir nie hatten. […] Uns wird eine Gelegenheit 
eröffnet, von der wir in unseren kühnsten Fantasien nicht 
zu träumen wagten. Das ist etwas mehr als ein Staat, als 
eine Herrschaft, als eine Souveränität – es ist eine nationale 
Vereinigung in einem befreiten Heimatland.148

Wenn Ben-Gurion von etwas spricht, das er in seinen 
»kühnsten Fantasien nicht zu träumen« wagte, sollten wir 
auf horchen, hatten die Zionistenführer kühnes Fantasieren 
doch zum Programm erhoben. Und Ben-Gurion hatte sich 
selbst immer schon gestattet, von einem jüdischen Staat 
zu träumen, und diesen Staat auch als souverän bezeichnet, 
meinte damit aber eine jüdische Selbstbestimmung inner-
halb einer binationalen Föderation. Wovon Ben-Gurion in 
seinen »kühnsten Fantasien« nicht geträumt hatte – nicht 
bevor Großbritannien vorschlug, eine palästinensische Um-
siedlung anzuleiten –, war eine vollständige Souveränität, 
nicht Selbstbestimmung, in einem ethnischen National-
staat. Nur wenige Jahre zuvor, in seinen »Grundlagen einer 
staatlichen Regierungsordnung in Palästina«, war Ben-Gu-
rion selbstverständlich davon ausgegangen, dass das Grund-
prinzip eines jüdischen Staates eine binationale Republik 
sein müsse. Damals machte es noch »keinen Unterschied, 
ob wir eine Minderheit und andere in der Mehrheit sind«, 
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oder umgekehrt. Die Erkenntnis, dass eine Umsiedlung 
möglich sein könnte, gab den Anstoß zu einem neuen 
Traum.

Der zweite Faktor war natürlich der Holocaust. Die sys-
tematische Ausrottung der europäischen Juden bereitete die 
internationale Öffentlichkeit auf  einen ausschließlich jü-
dischen Staat vor; die Notwendigkeit, jüdische Flüchtlinge 
rasch wieder anzusiedeln, und das wachsende Verlangen 
der Juden, nicht nur über ihr eigenes kulturelles Gedeihen, 
sondern auch über den Schutz ihres Lebens selbst zu be-
stimmen, bewirkten einen mächtigen Umschwung – hin zu 
der Überzeugung, dass es jüdischer Souveränität bedurfte 
und nicht nur Autonomie.

Nicht weniger bedeutsam ist, dass die bisherige Über-
zeugung, das Verhältnis von Juden zu Nichtjuden in Paläs-
tina sollte dem von Nichtjuden zu Juden in der Diaspora 
gleichen, aufgegeben wurde. Wobei sie eigentlich nicht auf-
gegeben, sondern auf  den Kopf  gestellt wurde: Wenn Juden 
unter Nichtjuden in der Diaspora nicht leben können, dann 
sollten sie ihren eigenen Nationalstaat bekommen. Das 
Band einer zivilisierten Politik zwischen Juden und Nicht-
juden war in Europa zerschnitten worden; jetzt akzeptierte 
man die Notwendigkeit einer souveränen jüdischen Macht 
statt einer föderativen Republik – und die Verwandlung der 
Juden in eine Herrschernation. Binnen Kurzem sollte dieser 
politische Wandel die Logik des mi’shoa le ’tquma hervor-
bringen: vom Holocaust zur Wiederauferstehung. Der Ho-
locaust-Messianismus sollte schließlich die wesenhafte Ver-
bindung zwischen Zionismus und souveränem jüdischem 
Staat festschreiben und sanktionieren.

Die Vorstellung einer binationalen Föderation, einst ur-
zionistischer Konsens, wurde aus dem zionistischen Den-
ken ausgelöscht – begraben unter dem Holocaust und der 
Umsiedlungspolitik. Eine zivilisierte liberale Politik kann 
sich weder auf  Ersteren noch auf  Letztere stützen. Der 
zukünftige zionistische Traum ist nur lohnenswert, wenn 
diese beiden Prinzipien mit der Wurzel ausgerissen werden 
können – nur, wenn wir uns daran erinnern können, sie 
beide zu vergessen. Ben-Gurion sagte einmal, »›nur so‹ ist 
ein antizionistischer Ausdruck«.149 Im 21. Jahrhundert soll-
ten sich die Zionisten auf  diese Weisheit zurückbesinnen: 
Sie sollten das holocaustbasierte Nationalstaatsaxiom auf-
geben, das heute zu einer weiteren Nakba führt, und damit 
beginnen, eine kompromisslose gemeinsame jüdisch-paläs-
tinensische Föderation aufzubauen.
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4.
R e p u b l i k  Ha  i fa

Die Krise besteht gerade in der Tatsache, daß das Alte  
stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann.

Antonio Gramsci

I .

Palästinenserpräsident Mahmud Abbas machte im Septem-
ber 2015 Schlagzeilen, als er vor der UN-Vollversammlung 
verkündete, dass sich die Palästinenser »nicht länger« an 
das Oslo-Abkommen »gebunden« fühlten. Schon vorher 
hatte Abbas gewarnt, er werde in seiner Rede eine »Bom-
be« platzen lassen. Doch angesichts der Tatsache, dass der 
Oslo-Prozess seit Jahren zur Fassade verkommen war, blieb 
unklar, welches Gewicht seine dramatische Ankündigung 
hatte. Die New York Times berichtete mit einer großen 
Schlagzeile über die Rede, tat Abbas’ Proklamation jedoch 
als einen »sehr, sehr, sehr alten Hut« ab. Auch die israelische 
Haaretz stellte nüchtern fest, Abbas habe zwar womöglich 
eine Bombe fallen lassen, »geplatzt« sei sie anscheinend aber 
nicht.150

Doch obwohl das Ende des Friedensprozesses 2015 nichts 
Neues war, kommt Abbas’ Erklärung rückblickend ganz er-
hebliche Bedeutung zu. Während seit Langem alle gewusst 
hatten, dass Oslo tot war, schaute man lieber weg und war 
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froh darüber, eine bequeme Illusion am Leben zu erhalten. 
So wurde Oslo zu »Oslo« – einem Codewort zur Aufrecht-
erhaltung des Status quo –, wobei die »Aufrechterhaltung 
des Status quo« ihrerseits ein Codewort für den unwider-
ruflichen Ausbau von Israels Besatzungsprojekt ist. »In Zei-
ten der universellen Täuschung«, soll George Orwell einmal 
festgestellt haben, »wird das Aussprechen der Wahrheit zur 
revolutionären Tat.« Dementsprechend hätte Abbas’ per-
formative Ankündigung eine kleine Revolution auslösen 
müssen. Dass kein radikaler Bewusstseinswandel eintrat, 
lag vor allem daran, dass nichts, was ein Palästinenserführer 
sagt oder nicht sagt, sehr viel zählt.

Ironischerweise trug daher nichts so sehr zu einer 
ehrlichen Diskussion über die Oslo-Illusion bei wie die Wahl 
Donald Trumps zum Präsidenten der Vereinigten Staaten. 
Er, der Bullshit- Künstler, interessiert sich so wenig für die 
Wahrheit, dass er im Unterschied zu seriöseren Staatenlen-
kern manchmal zu lügen vergisst. Auf  einer Pressekonfe-
renz kurz nach Amtsantritt zur Zweistaatenlösung befragt, 
antwortete Trump, der neben Netanjahu stand, er schaue 
sich das Zwei- und das Einstaatenmodell an und möge »das, 
was beide Seiten mögen«, leben könne er mit beidem. Im 
Grunde sagte der amerikanische Präsident was auch immer, 
und Netanjahu, der vermutlich überrascht, wenn auch an-
genehm überrascht davon war, dass Amerikas jahrzehnte-
alte Festlegung auf  einen territorialen Kompromiss soeben 
kurzerhand ad acta gelegt worden war, gluckste überlaut im 
Hintergrund.151 Tatsächlich war Trumps Was auch immer auf-
richtiger – und insofern von erheblichem Gewicht – als die 
über Jahre lakonisch wiederholten Mahnungen von Kerry, 

Obama, Clinton, Merkel und anderen, bald werde sich das 
Zeitfenster für die Zweistaatenlösung schließen. Als Trump 
im Mai 2018 die Verlegung der US-Botschaft nach Jerusalem 
ankündigte und anschließend Israels Annexion der Golan-
höhen anerkannte, bewirkte das am unmittelbaren Ort des 
Geschehens keinen großen Unterschied, in den Köpfen aber 
sehr wohl: Der vorherrschenden Unehrlichkeit wurde ein 
schwerer Schlag versetzt. Mittlerweile sind Israels Annexi-
onsprogramme im Westjordanland offiziell – mit Billigung 
beider Seiten des politischen Spektrums –, und sie werden 
mit Trumps »Deal of  the Century« auch offiziell von der 
US-Regierung unterstützt. So gefährlich diese Entwick-
lungen sind, bergen sie doch auch eine Chance. Die Wahr-
heit zu sagen, kann am Ende wichtig, wenn nicht geradezu 
revolutionär sein: Es wird keine Zweistaatenlösung geben, 
und es ist an der Zeit, für die erstrebenswerte Alternative 
eines einzigen gemeinsamen Staates zu kämpfen. Der eine 
Staat wird, nein, er ist schon Realität. Die Frage ist nur, was 
für eine Art Staat er werden wird.

In den Neunzigerjahren war das Oslo-Abkommen keine 
Illusion, sondern der Traum einer Zweistaatenlösung auf  
dem Weg zu seiner konkreten politischen Verwirklichung. 
Es war ein Traum, der von links wie von rechts scharf  
kritisiert wurde, und nicht immer nur aus den falschen 
Gründen. Von den Palästinensern, die einmal eine Mehr-
heit in ihrem Territorium gebildet hatten, wurden massive 
Zugeständnisse erwartet. Dazu zählten die Aufgabe privater 
und politischer Ansprüche auf  Landstriche, aus denen sie 
1948 vertrieben worden waren, und die Bereitschaft, sich 
dauerhaft mit zweiundzwanzig Prozent des Territoriums 
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zufriedenzugeben, das Palästina unter dem Völkerbunds-
mandat umfasst hatte. Die Israelis hingegen hätten Tausen-
de von Siedlern evakuieren müssen, eine Aufgabe, die die is-
raelische Gesellschaft zu zerreißen drohte. Vor allem hätten 
sie auch daran glauben wollen müssen, dass sie damit dem 
palästinensischen Terror ein Ende setzen und einer ernst 
gemeinten arabischen Anerkennung von Israels Existenz-
recht den Weg bereiten würden. Doch trotz großer Skepsis 
hielten viele Israelis, selbst ideologische Einstaatenlösungs-
Befürworter, Oslo für einen annehmbaren Kompromiss – 
denn genau das war es, ein Kompromiss im besten Sinne des 
Wortes.152 Ungeachtet aller ideologischen und Gerechtig-
keitsfragen hatte der Nahostkonflikt nie eine ehrgeizigere 
Friedensbemühung erlebt und auch keine, die so konkret 
wurde. In manchen Kreisen gehört zwar heute der Zweifel, 
ob Oslo jemals ernsthaft beabsichtigt war, zum guten Ton, 
doch kommt die Tatsache, dass ein israelischer Ministerprä-
sident für diesen Versuch ermordet wurde, einem Gegen-
beweis recht nahe. Jitzchak Rabin kämpfte nicht für eine 
Illusion, sowenig wie sein Mörder, Jigal Amir. Vor fünfund-
zwanzig Jahren war Oslo eine reale Möglichkeit.

Ob es uns gefällt oder nicht, hat sich Amirs Vermächtnis 
in Israel durchgesetzt, nicht das von Rabin. Schon bei den 
Neuwahlen sieben Monate nach dem Attentat wurde mit 
Benjamin Netanjahu einer der entschiedensten Gegner des 
Oslo-Prozesses zum neuen Ministerpräsidenten gewählt. 
Nur wenige Monate vor dem Mord hatte er Rabin als »Ver-
räter« beschimpft, und bei einer stramm rechten Demons-
tration war er neben einem schwarzen Sarg fotografiert 
worden, auf  dem in großen Buchstaben »Rabin tötet den 

Zionismus« stand. Schimon Peres, Rabins Außenminister, 
trat bei derselben Wahl mit dem Ziel an, das Oslo-Ab-
kommen umzusetzen, und scheiterte kläglich. Natürlich 
demontierte Netanjahu den Friedensprozess nicht unmittel-
bar oder im Alleingang. Das war ein Gemeinschaftsprojekt, 
das von den einflussreichen israelischen und palästinensi-
schen Gegnern der Einigung eingefädelt wurde – am maß-
geblichsten von der israelischen Rechten mit Unterstützung 
der fundamentalistisch-religiösen Zionistenbewegung und 
ihren natürlichen Verbündeten auf  der palästinensischen 
Seite, muslimischen Fundamentalistengruppen wie Hamas 
und Islamischer Dschihad. Auch gemäßigte Befürworter 
der Zweistaatenlösung wie Ehud Barak und Jassir Arafat 
machten einige ernsthafte Fehler. Die Feinde eines Kompro-
misses waren so erfolgreich, dass lange Zeit die beste Stra-
tegie, um die Zweistaatenlösung garantiert zu begraben, 
darin bestand, »Oslo« als Illusion am Leben zu erhalten: 
Das Abkommen diente nationalistischen und fundamen-
talistischen Kräften als Tarnung, hinter der sie relativ un-
gestört ihre Ziele verfolgen konnten. Nachdem Trump nun 
aber von der Festlegung der US-Politik auf  die Zweistaa-
tenpolitik abgerückt ist, ein »Recht« Israels auf  Annexionen 
anerkennt und im Rahmen seines »Deals« faule Kompro-
missangebote vorbereitet, braucht die Rechte diese Illusion 
nicht mehr. Heute, im Übergang zur Einstaatenpolitik, lau-
tet die entscheidende Frage, ob sich die Linken – und die 
internationalen politischen Akteure wie Deutschland und 
die Europäische Union –an ihre eigenen Zweistaatenlügen 
klammern oder eine Alternative zu dem Kurs anzubieten 
haben, auf  dem sich das Land gegenwärtig befindet. An 
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dem Punkt, an dem wir heute sind, war die Reaktion der 
EU auf  den Trump-Plan, nämlich ihr lakonisches Festhal-
ten an der Zweistaatenlösung, die erwartbare verheerende 
Lüge; eine so alte Lüge indessen, dass sie dem Bullshit à la 
Trump inzwischen recht ähnlich geworden ist.

Bereits 2013 warnte Juval Diskin, vormals Chef  des israe-
lischen Inlandsgeheimdienstes Schin Bet, davor, dass man 
mit der Zerstörung der Zweistaatenlösung jenen Punkt 
überschreite, an dem es kein Zurück mehr gebe.153 Wahr-
scheinlich war dieser Punkt bereits überschritten, als er sich 
zu seiner Warnung durchrang. Bei der Unterzeichnung des 
ersten Oslo-Abkommens 1993 lebten im Westjordanland 
etwa hunderttausend Siedler sowie 146 000 weitere in be-
setzten Gebieten rund um Jerusalem. Unter dem Deck-
mantel eines angeblich ernst gemeinten Friedensprozesses 
sind diese Zahlen auf  unumkehrbare vierhunderttausend 
Siedler im Westjordanland und dreihunderttausend im be-
setzten Jerusalemer Umland gestiegen.154 Israel hat in der 
Westbank nicht nur Siedlungen, Straßen und Infrastruktur 
errichtet, sondern auch Banken, Fabriken, Unternehmen 
und eine Universität. 2017 jährte sich Israels Militärregime 
über Millionen von Palästinensern zum fünfzigsten Mal, 
doch noch immer spricht man von einer »Besatzung« – also 
offiziell einem vorübergehenden Zustand – und sorgt sich 
um die Zukunft der Zweistaatenlösung. Die Tatsachen vor 
Ort weisen allerdings darauf  hin, dass es sich längst um eine 
Einstaatenrealität handelt und wir nicht von Besatzung, 
sondern von Apartheid sprechen sollten. Anders als es die 
Apologeten Israels oft behaupten, zielt die Rede von der 
Apartheid nicht nur darauf, Israel zu »delegitimieren«. Vor 

allem geht es darum, Alternativen zu entwickeln. Solange 
eine angemessene, sachgerechte Beschreibung der Realität 
jedoch ein Tabu ist, wird das unmöglich bleiben.

Nach einem aktuellen Bericht von Israels Zentralem 
Statistikamt beträgt die Bevölkerung des Landes insgesamt 
8,84 Millionen Menschen, von denen 74,5 Prozent jüdisch 
und 20,9 Prozent arabisch sind. Diese Statistik bezieht die 
rund siebenhunderttausend Siedler ein, und es gibt auch 
keinen guten Grund, sie nicht einzubeziehen: Die offiziellen 
Landkarten des israelischen Staats verzeichnen das West-
jordanland als integralen Bestandteil des Landes, ohne jede 
Spur der Grenzen von 1967. Dasselbe gilt für die Karten in 
den Lehrbüchern des israelischen Bildungsministeriums.155 
Nicht in dieser Zählung enthalten sind hingegen rund drei 
Millionen Palästinenser, die im selben Territorium leben. 
Und während die israelischen Siedlungen auf  den Karten 
verzeichnet sind, fehlen die palästinensischen Städte und 
Dörfer komplett.156 Anders gesagt: Die offiziellen »Fakten«, 
die Israels Statistikamt bereitstellt, haben mit Fakten nichts 
zu tun; sie sind keine wissenschaftliche Beschreibung der 
Realität, sondern ein Paradebeispiel dafür, wie »Wissen-
schaft« einer ideologischen Staatspropaganda dienen kann. 
Innerhalb der Grenzen, auf  die sich die Zahlen des Statis-
tikamts beziehen, leben nicht 8,84, sondern rund 11,84 Mil-
lionen Menschen, von denen etwa fünfundfünfzig Prozent 
Juden und fünfundvierzig Prozent Araber sind.

Um die politische Bedeutung dieser Zahlen zu verstehen, 
muss man sich vor Augen halten, dass das israelische Recht 
(im Unterschied zum deutschen) keine Stimmabgabe in 
absentia kennt. Um zu wählen, müssen die Bürgerinnen 
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unter einer Adresse in Israel gemeldet sein und auch dort 
leben, wenn sie zur Wahlurne gehen. Bezeichnenderweise 
ist die offizielle israelische Adresse der jüdischen Siedler 
im Westjordanland ihre Adresse im Westjordanland, und 
selbstverständlich wählen sie genau dort. Nicht nur aus der 
Perspektive der bloßen Statistik, sondern ebenso aus der des 
Wahlrechts ist das Westjordanland bereits ein Bestandteil 
des israelischen Staatsgebiets. Man fragt sich, welche andere 
Perspektive noch bleibt.

Tatsächlich nehmen die im Westjordanland lebenden 
Jüdinnen nicht nur an den israelischen Wahlen teil; sie sind 
auch den Gesetzen unterworfen, die die Knesset verabschie-
det. Israelisches Recht wird ihnen gegenüber von der israe-
lischen Polizei durchgesetzt, und wenn sie es verletzen, 
werden sie vor israelische Gerichte gezogen. Für Palästinen-
serinnen, die in diesem Territorium leben, gilt all das nicht. 
Die israelische Armee unterwirft sie dem Militärrecht, und 
sie werden von Militärtribunalen belangt. Diese Situation 
besteht seit nunmehr einem halben Jahrhundert, und doch 
verstehen die meisten Menschen sie als eine »Besatzung« 
und halten es für extremistisch, sie »Apartheid« zu nennen.

Unverbesserliche Optimisten behaupten oft, dass die 
Mehrzahl der israelischen Siedlungen in der Nähe der 
Grenzen von 1967 liegt. Mit geringfügigen Änderungen des 
Grenzverlaufs, so meinen sie, könnte man sie israelischem 
Staatsgebiet zuschlagen und die Palästinenser mit anderen 
grenznahen Gebieten gleicher Größe entschädigen. Leider 
verträgt sich dieser Optimismus nicht mit einem Blick auf  
die Landkarte. Mit ihren sechzigtausend Einwohnern liegt 
eine der größten Siedlungen, Ariel, mitten im Westjordan-

land. Wer auch immer sie in den Siebzigerjahren gründete, 
wusste, was er tat: Kein israelischer Politiker wäre in der 
Lage, sie evakuieren zu lassen, und kein Palästinenserführer 
könnte eine große israelische Stadt, die jede territoriale Ge-
schlossenheit seines Landes zerreißt, inmitten eines winzi-
gen palästinensischen Staates wachsen und gedeihen lassen.

In den Jahren seit Rabins Tod aber haben sich der po-
litische Diskurs und die Machtstrukturen in Israel auf  gera-
dezu revolutionäre Weise verändert. Am 4. November 1995, 
am Abend des Attentats, war der Chef  von Schin Bet Karmi 
Gilon: ein linker Zionist aus der alten aschkenasischen Elite, 
der gewiss keine Taube war – so wenig wie Rabin –, der 
den Oslo-Prozess und die Gründung eines palästinensischen 
Staats aber von ganzem Herzen unterstützte. (Nach seinem 
Amtsverzicht diente Gilon unter anderem als Vorsitzender 
des Peres Center for Peace.) Auf  ihn folgte 1996 Ami Ajalon, 
wie sein Vorgänger ein Spross der linksliberalen Elite. Der 
frühere Oberbefehlshaber der israelischen Marine begann 
seine Lauf bahn genauso wenig als Friedensaktivist wie 
Rabin oder Gilon, aber auch er war ein engagierter Befür-
worter eines Palästinenserstaates. Bald nachdem er den 
Schin-Bet-Chefposten aufgegeben hatte, wandte sich Ajalon 
an den bekannten palästinensischen Philosophie-Professor 
Sari Nusseibeh und überzeugte ihn davon, gemeinsam »The 
People’s Voice« zu unterstützen, eine israelisch-palästinen-
sische Friedensinitiative.157 Aller Wahrscheinlichkeit nach 
sahen diese Geheimdienstleiter das Siedlungsprojekt ähn-
lich wie Rabin. In einer inoffiziellen Tonaufnahme aus dem 
Jahr 1976 spricht dieser vom Westjordanland als einem »be-
schissenen Ort ohne echte Bedeutung«, wirft den Siedlern 
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vor, Israel in einen »mystischen Streit« zu verwickeln, der 
seine »existenziellen Fragen« verdrängt, und bezeichnet das 
Siedlungsprojekt als ein »Krebsgeschwür« in der israelischen 
Gesellschaft.158

Joram Cohen hingegen, Leiter des Schin Bet bis 2016, ist 
ein religiöser Zionist, der auf  besetztem Land am Rande 
Jerusalems lebt. Roni Alscheich, damals sein Stellvertreter, 
ist ebenfalls ein religiöser Zionist, der in Kochav Ha’Shahar 
lebte, einer radikalen Siedlung mitten im Westjordanland. 
(Als Faustregel ist die geografische Lage einer Siedlung 
ein gutes Indiz für ihre politische Einstellung: je tiefer im 
Westjordanland, desto extremer.) Alscheich wäre fast sicher 
auf  den Chefsessel des Schin Bet gelangt, wenn er nicht 
als Leiter der israelischen Polizei wegen der Korruptions-
ermittlungen gegen diesen mit Ministerpräsident Netanja-
hu aneinandergeraten wäre. Jossi Cohen, der gegenwärtige 
Direktor des Mossad, kommt aus denselben religiös-zionis-
tischen Kreisen.

Unwillkürlich sinnt man darüber nach, wie ein Cohen 
oder ein Alscheich vor zwanzig Jahren wohl über die Er-
mordung Rabins dachte. Oder wie sie aus dem Abstand von 
vierundzwanzig Jahren darauf  zurückblicken: Erschreckt 
sie die Vorstellung, dass sich der Tod des Ministerpräsiden-
ten langfristig als vorteilhaft für ein politisch-theologisches 
Anliegen von größter Bedeutung erwies – nämlich die Zer-
störung des Oslo-Abkommens?159 Eine weitere Frage, die 
einen noch in den Neunzigerjahren quasi zum Staatsfeind 
gestempelt hätte, die in jüngster Zeit jedoch zentral für die 
israelische Politik geworden ist: Was halten Leute wie Co-
hen und Alscheich von der erklärten Vision vieler religiöser 

Zionisten – darunter Bildungsminister Peretz –, nämlich 
von der Errichtung des dritten jüdischen Tempels auf  dem 
Tempelberg, der Juden wie Moslems heilig ist? So schnell 
werden wir die Antwort nicht erfahren, aber das ist auch gar 
nicht nötig. Was wir wissen, ist beunruhigend genug, und 
das ist, dass eine solche Frage heute sinnvoll gestellt werden 
kann. Anders gesagt: Wir wissen, dass ein radikal neuer Be-
deutungsrahmen – ein neuer Möglichkeitsrahmen – in der 
israelischen Politik entstanden ist. Wie Gilon oder Ajalon 
über Rabins Ermordung oder den Bau des dritten Tempels 
in Jerusalem denken, wären vor einiger Zeit absurde Fragen 
für Verschwörungstheoretiker gewesen.

Das Auf kommen solcher radikal neuer Fragen in Bezug 
auf  Israels empfindlichste Sicherheitsorganisation ist ein 
Indiz dafür, dass eine Revolution stattgefunden hat, und 
nicht nur in der Sicherheitselite. In seiner Amtszeit als is-
raelischer Bildungsminister beschäftigte Naftali Bennett 
einen verurteilten Terroristen des »Jüdischen Untergrunds«, 
Natan Natanzon, als Spitzenberater. In den Achtzigerjahren 
beging der Untergrund Sprengstoffanschläge auf  Fahrzeuge 
führender Palästinenservertreter und griff  eine palästinen-
sische Schule mit Schusswaffen an; darüber hinaus plante 
er, die Al-Aqsa-Moschee auf  dem Tempelberg in die Luft zu 
sprengen. Als der Schin Bet die Mitglieder des Untergrunds 
1984 verhaftete, hatten sie gerade mächtige Sprengsätze in 
fünf  Bussen deponiert, die palästinensische Gottesdienst-
besucher von Jerusalem ins Westjordanland zurückbringen 
sollten. (Im Moment, da ich diese Zeilen schreibe, amtiert 
Bennett als Verteidigungsminister.) Haggai Segal, ein wei-
terer verurteilter Terrorist des Jüdischen Untergrunds, ar-
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beitet heute als Talkshow-Moderator bei Arutz Ha’Knesset, 
dem offiziellen israelischen Parlamentsfernsehen. Auch 
ist er Chefredakteur von Makor Rishon, Israels führender 
rechter Zeitung, die sich im Besitz von Netanjahu und dem 
Trump-Sponsor Sheldon Adelson befindet. Zeev »Zambish« 
Hever, ein dritter verurteilter Terrorist des Untergrunds 
und wohl der gefährlichste von allen, ist ein prominenter 
Siedlerführer und gern gesehener Gast im Büro des Mi-
nisterpräsidenten. Jeder, der vor diesem Hintergrund noch 
darauf  hofft, die Oslo-Illusion könne sich in ein Oslo-Ab-
kommen zurückverwandeln, hängt einem überholten ge-
danklichen Rahmen an.

Hingegen erfreut sich die Idee einer jüdischen Einstaaten-
lösung in Israel wie im Ausland zunehmender Legitimität. 
Das erste Indiz dafür ist das Ansehen, das der israelische 
Staatspräsident Reuven »Ruby« Rivlin genießt. Rivlin, ein 
freundlicher Mann und langjähriger politischer Gegner 
Netanjahus in den Reihen der israelischen Rechten, konn-
te sich erfolgreich als letzte Bastion der demokratischen 
Rechtsstaatlichkeit und des liberalen Humanismus im Land 
präsentieren. Der englische Guardian kürte ihn zu »Israels 
Gewissen« und zu einem »Helden des Jahres 2014«.160 Eine 
bezeichnende Entwicklung, denn Rivlin hatte sich dem Os-
lo-Prozess nicht nur zu Rabins Zeiten vehement widersetzt; 
im Unterschied zu Netanjahu blieb er ein ausdrücklicher 
und beredter Gegner jedes territorialen Kompromisses 
oder gar der Gründung eines palästinensischen Staates. Als 
revisionistischer Zionist alter Schule lehnte er Netanjahus 
berüchtigte Rede an der Bar-Ilan-Universität von 2009 ab, 
in der sich der Ministerpräsident scheinbar zu der Vor-

stellung bekannte, Israelis und Palästinenser sollten »Seite 
an Seite leben … jeder mit seiner Nationalhymne, Flagge 
und Regierung«.161 Darüber hinaus tritt Rivlin offen für die 
Einverleibung des Westjordanlandes in den jüdischen Staat 
ein, ohne dass er sich je zu einer Erklärung bequemt hätte, 
wie dies mit demokratischen und liberalen Vorstellungen 
zu vereinbaren sein sollte.

Man muss sich Rivlins Rolle als Israels »Gewissen« also 
genau anschauen. Sosehr er in Israel auch von links bis 
rechts geschätzt wird und sosehr liberale Zionisten auf  
der ganzen Welt in ihm die demokratische Alternative zu 
Netanjahu, der Likud-Partei und Israels militanter Mitte 
erblicken: Man sieht doch die Zukunft einer Illusion. Das 
Siedlungsprojekt blüht und gedeiht mittlerweile in einer 
Weise, die jede falsche Zweistaatenhoffnung unmöglich 
und unnötig werden lässt. Und so richten sich Zionisten 
auf  beiden Seiten bereits mit einer neuen Illusion ein, der 
»Ruby-Rivlin-Illusion«. Sie besagt, dass ein jüdischer Staat, 
der das Westjordanland annektiert hat und zur Hälfte von 
Palästinensern bewohnt wird, irgendwie immer noch eine 
liberale jüdische Demokratie bleiben kann.

II .

Der erste Schritt zur Befreiung von der Oslo-Illusion könn-
te in der Einsicht bestehen, dass Netanjahu nicht ganz un-
recht hatte, als er sich zu der Behauptung bekannte, Rabins 
Oslo-Abkommen »tötet den Zionismus«. In gewisser Weise 
schickte es sich genau dazu an. Zwar war nichts antizio-
nistisch an dem, was Rabin tat – territoriale Kompromisse 
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und die Bemühung um die Aufrechterhaltung der jüdischen 
demografischen Überlegenheit folgen alter zionistischer 
Tradition. Die Art und Weise jedoch, wie er das Abkommen 
im Parlament durchbrachte, war beispiellos, ja subversiv. 
Das hatte nichts mit territorialen Kompromissen, den Pa-
lästinensern oder der PLO zu tun, sondern ausschließlich 
mit Rabins Verhältnis zu den arabisch-israelischen Staats-
bürgern.

Zwar können arabische Israelis bei israelischen Wahlen 
kandidieren, doch hat man sie trotzdem nie als legitime 
politische Subjekte akzeptiert. Der unmissverständlichste 
Ausdruck ihrer Ausgrenzung besteht in der Tatsache, dass 
arabische Parteien zwar in die Knesset gewählt werden 
können, aber noch nie eingeladen wurden, sich an einer 
Regierung zu beteiligen. Die breite Masse der israelischen 
Parteien sichert ihren Wählerinnen vielmehr ausdrück-
lich zu, keine Koalitionen ohne »jüdische Mehrheit« ein-
zugehen. Auf  diese Weise bleibt die Souveränität trotz der 
demokratischen Verfahren des Landes nicht in der Hand 
der Staatsbürger, sondern in der des jüdischen Volkes: Das 
schließlich ist das zentrale Ziel des Zionismus, wie wir ihn 
kennen.

In der gesamten israelischen Geschichte gab es genau 
eine Ausnahme von dieser Regel. Rabin erhielt in der Knes-
set keine »jüdische Mehrheit« für das Oslo-Abkommen, gab 
sich aber nicht geschlagen. Er nahm vielmehr die Hilfe ara-
bischer Parteien in Anspruch, die bereit waren, seine Koa-
lition zu unterstützen, um die Zweistaatenlösung durchs 
Parlament zu bringen. Zum ersten und letzten Mal in der 
israelischen Geschichte wurde ein Gesetz – und nicht nur 

ein Gesetz, sondern die Entscheidung, die Besatzung zu 
beenden und einen palästinensischen Staat zu gründen – 
von einer Mehrheit verabschiedet, die israelisch statt jüdisch 
war. Die Souveränität, die an jenem Tag behauptet wurde 
und beschloss, eine palästinensische Souveränität zu er-
möglichen, war nicht die des jüdischen Volkes, sondern die 
der israelischen Staatsbürger. Auf  seine Weise hätte Oslo 
den Startschuss zur Gründung zweier Staaten markieren 
können: eines palästinensischen und eines israelischen.

Das sollte als Rabins wahres Vermächtnis von Oslo im 
Gedächtnis bleiben, sein wahrhaft demokratisches Ver-
mächtnis, das auch dann am Leben erhalten werden kann, 
wenn die Zweistaatenlösung schon lange begraben ist: die 
unumstößliche Anerkennung des gleichen politischen Sta-
tus arabischer Israelis und der Vorrang einer unverkürzten 
Staatsbürgerschaft gegenüber einer geeinten jüdischen Po-
litik. Der Inbegriff  eines israelischen Generals, auf  dessen 
Befehl hin die Einwohner ganzer palästinensischer Städte 
vertrieben worden waren, eines Generals, der israelische 
Soldaten ermutigt hatte, Steine werfenden Palästinensern 
»Hände und Beine zu brechen«, vollzog eine radikale Kehrt-
wende. Man darf  vermuten, dass Rabin für diesen Politik-
wechsel, für diese »illegitime« Zusammenarbeit mit Ara-
bern, und nicht nur für einen territorialen Kompromiss als 
Verräter, als ein Nazikollaborateur hingestellt und schließ-
lich ermordet wurde.

Und doch stimmte seine Preisgabe jüdischer Souveränität 
mit den ursprünglichen zionistischen Bestrebungen über-
ein. Sie blieb der Idee einer jüdischen Selbstbestimmung 
treu, bei der die Souveränität mit arabischen Landsleuten 
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geteilt wird. Man kann sich natürlich nur schwer vorstellen, 
dass Rabin selbst dies wusste oder irgendetwas Derartiges 
beabsichtigte, aber seine Absichten spielen in diesem his-
torischen Zusammenhang keine große Rolle. Das war die 
Logik, die sein Handeln antrieb, ob bewusst oder nicht. Und 
zumindest am Ende seines Lebens schien Rabin tatsächlich 
zu verstehen, dass an einer realistischen demokratischen 
Politik nichts radikal oder verräterisch ist. Er begriff, dass 
eine Verteidigung der israelischen Demokratie allein auf  
der Grundlage einer jüdischen Mehrheit unmöglich ist: ers-
tens, weil die Zahlen es einfach nicht hergeben. Und zwei-
tens, weil eine Verteidigung der Demokratie allein durch 
eine jüdische Mehrheit ein Selbstwiderspruch ist: Die volle 
Gleichheit arabischer Bürger – als Teil eines souveränen 
Volkes – kann nicht das Ergebnis einer liberaldemokrati-
schen politischen Agenda sein; diese muss die volle Gleich-
heit arabischer Bürger zur Grundlage haben.

III .

Gerne wird heute darüber spekuliert, ob Rabin eine Zwei-
staatenlösung durchgesetzt hätte, wenn er am Leben geblie-
ben wäre. Oder darüber, wie weit seine Nachfolger Ehud 
Olmert oder Ehud Barak wohl gegangen wären, um einen 
Kompromiss mit den Palästinensern zu finden. Diese mü-
ßigen Was-wäre-wenn-Spekulationen zeigen vor allem die 
Beschränktheit unseres Denkens, die Barrieren, die vor dem 
Möglichen errichtet wurden, um zu verhindern, was ange-
sichts der bestehenden Tabus nicht einmal gedacht werden 
darf. Viel fruchtbarer wäre es, den Blick noch weiter zurück-

zulenken, zu Menachem Begin, der zwischen 1977 und 1983 
Israels erster rechter Ministerpräsident war. 1947 hatte er, 
ein Schüler Jabotinskys, jeden territorialen Kompromiss 
noch abgelehnt, als Ben-Gurion bekanntlich den Teilungs-
plan der UN für Palästina feierte. In den späten Siebziger-
jahren jedoch drängten US-Präsident Jimmy Carter und 
Ägyptens Präsident Anwar as-Sadat Begin dazu, als Teil der 
Friedensregelung mit Ägypten auch den Palästinensern ein 
Angebot zu machen. Begin unterbreitete ihnen darauf hin 
einen überraschenden Plan. Zunächst wurde sein Vorschlag 
vom 15. Dezember 1977 mit dem Titel »Selbstverwaltung 
für palästinensische Araber, Einwohner von Judäa, Sama-
ria [also des Westjordanlands] und des Gaza-Distrikts« als 
streng geheim behandelt und unter der Bestimmung über-
mittelt, er sei »vorbehaltlich der Bestätigung durch die Re-
gierung Israels«. Es lohnt sich, diesen Plan hier im vollen 
Wortlaut wiederzugeben:162

1.	 Die Militärverwaltung in Judäa, Samaria und im Gaza-
Distrikt wird abgeschafft.

2.	 In Judäa, Samaria und im Gaza-Distrikt wird die Selbst-
verwaltung der arabischen Einwohner durch sie selbst 
und für sie selbst eingeführt.

3.	 Die Einwohner Judäas, Samarias und des Gaza-Distrikts 
werden einen Verwaltungsrat wählen, der sich aus elf  
Mitgliedern zusammensetzen wird.

4.	 Jeder Einwohner, der achtzehn Jahre oder älter ist, wird, 
ungeachtet seiner Staatsangehörigkeit oder Staatenlo-
sigkeit, bei den Wahlen für den Verwaltungsrat stimm-
berechtigt sein.
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5.	 Jeder Einwohner, dessen Name auf  der Kandidatenliste 
für den Verwaltungsrat steht und der am Tage der Vor-
lage der Liste fünfundzwanzig Jahre oder älter ist, ist 
berechtigt, in den Verwaltungsrat gewählt zu werden.

6.	 Der Verwaltungsrat wird in allgemeinen, direkten, per-
sönlichen, gleichen und geheimen Wahlen gewählt.

7.	 Die Amtszeit des Verwaltungsrats wird sich auf  vier 
Jahre vom Tage der Wahl an belaufen.

8.	 Der Rat wird seinen Sitz in Bethlehem haben.
9.	 Alle Verwaltungsfragen, welche die arabischen Einwoh-

ner von Judäa, Samaria und dem Gaza-Distrikt betreffen, 
werden in die Zuständigkeit des Verwaltungsrats fallen.

10.	Der Verwaltungsrat wird die folgenden Behörden schaf-
fen:
a.	 Abteilung für Erziehungswesen;
b.	 Abteilung für religiöse Fragen;
c.	 Finanzabteilung;
d.	 Verkehrsabteilung;
e.	 Abteilung für Bauwesen und Wohnungsfragen;
f.	 Abteilung für Industrie, Handel und Tourismus;
g.	 Landwirtschaftsabteilung;
h.	 Abteilung für das Gesundheitswesen;
i.	 Abteilung für Arbeits- und Sozialfragen;
j.	 Abteilung für die Wiedereingliederung von Flücht-

lingen;
k.	 Abteilung für Rechtsfragen und die Überwachung 

der örtlichen Polizeikräfte.

Der Verwaltungsrat wird Verordnungen für die Ausübung 
der Tätigkeit dieser Behörden erlassen.

11.	 Für Sicherheit und öffentliche Ordnung in den Gebie-
ten Judäa, Samaria und Gaza-Distrikt werden die israe-
lischen Behörden zuständig sein.

12.	Der Verwaltungsrat wird seinen Vorsitzenden selbst 
wählen.

13.	 Die erste Sitzung des Verwaltungsrats wird dreißig Tage 
nach der Veröffentlichung der Wahlergebnisse einberufen.

14.	Den Einwohnern Judäas, Samarias und des Gaza-Dis-
trikts wird es ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit oder 
Staatenlosigkeit freigestellt sein, (optional) entweder die 
israelische oder die jordanische Staatsangehörigkeit an-
zunehmen.

15.	 Einwohner der Gebiete Judäa, Samaria und des Gaza-
Distrikts, die die israelische Staatsangehörigkeit beantra-
gen, werden diese gemäß den Gesetzen dieses Staates 
über die Staatsangehörigkeit erhalten.

16.	Einwohnern Judäas, Samarias und des Gaza-Distrikts, 
die sich gemäß der ihnen gewährten Option für die is-
raelische Staatsangehörigkeit entscheiden, wird in Über-
einstimmung mit dem Wahlrecht die Ausübung des ak-
tiven und passiven Wahlrechts für die Knesset zustehen.

17.	 Einwohnern Judäas, Samarias oder des Gaza-Distrikts, 
die jordanische Staatsbürger sind oder die gemäß der ih-
nen gewährten Option jordanische Staatsbürger werden, 
wird das aktive und passive Wahlrecht für das Parlament 
des Haschemitischen Königreichs Jordanien gemäß dem 
jordanischen Wahlgesetz zustehen.

18.	Fragen, die sich im Zusammenhang mit der Beteiligung 
der Einwohner Judäas, Samarias und des Gaza-Distrikts 
an Wahlen für das jordanische Parlament ergeben, wer-
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den Gegenstand von Verhandlungen zwischen Israel 
und Jordanien sein.

19.	Einwohner Israels werden das Recht haben, in den Ge-
bieten Judäa, Samaria und Gaza-Distrikt Land zu erwer-
ben und sich dort niederzulassen. Arabische Einwohner 
von Judäa, Samaria und dem Gaza-Distrikt, die gemäß 
der ihnen gewährten Option israelische Staatsbürger 
werden, werden das Recht haben, in Israel Land zu er-
werben und sich dort niederzulassen.

20.	Einwohnern Israels und Einwohnern von Judäa, Sama-
ria und dem Gaza-Distrikt wird Freizügigkeit und freie 
wirtschaftliche Betätigung in Israel, Judäa, Samaria und 
im Gaza-Distrikt gewährleistet werden.

21.	Diese Prinzipien sollen nach Ablauf  von fünf  Jahren 
einer Überprüfung unterzogen werden.

Die meisten Israelis wissen nicht, dass ein solcher Vorschlag 
jemals existierte. Diejenigen, die es doch tun, wissen, dass 
den Palästinensern »Autonomie« angeboten wurde. Das 
verblüffendste Element dieses Plans aber – die Tatsache, 
dass diese Autonomie mit der Möglichkeit einer vollen is-
raelischen Staatsangehörigkeit für jeden Palästinenser im 
Westjordanland und in Gaza verbunden war – wird über-
sehen. Und nicht nur übersehen: Wenn Israelis von diesem 
Plan hören, sind sie sich sicher, dass die Tatsachen nicht 
stimmen und dass es ein solches Vorhaben nie gab. Es passt 
einfach nicht in ihr Weltbild. Intuitiv erfassen sie dabei ganz 
richtig, dass zwar das Angebot einer bloßen Autonomie 
den Palästinenserinnen weniger gibt als einen Staat – so-
weit ist das Ganze für sie noch nachvollziehbar –, dass aber 

das Angebot der Autonomie und der vollen israelischen 
Staatsangehörigkeit einen großen Schritt in Richtung ei-
ner binationalen Einstaatenföderation darstellt. Es scheint 
unbesehen offensichtlich, dass dies kein Plan ist, den ein 
zionistischer Ministerpräsident, zumal ein rechter, jemals 
anbieten könnte.

Experten und Historiker teilen diese Haltung. Bis in die 
allerjüngste Zeit waren Begins »Autonomieplan« – den man 
genauso gut auch »Einstaatenplan« nennen könnte – und 
die ausführlichen Diskussionen darüber kaum Thema in 
der Wissenschaft; mitunter wurden sie einfach komplett 
ignoriert. Darstellungen der israelisch-palästinensischen 
Verhandlungen konzentrierten sich in der Regel auf  Oslo ab 
Mitte der Neunzigerjahre sowie auf  seine Vorzeichen 1991 
in Madrid.163 Auch heute, wo die Aufmerksamkeit für Begins 
Zug langsam wächst, wird er aus der selbstverständlichen 
Zweistaatenperspektive beurteilt. In einem Buch über die 
Machbarkeit der Zweistaatenlösung behandelt Nathan 
Thrall, einer der überzeugendsten Kommentatoren des Is-
rael-Palästina-Konflikts, die Frage der Staatsangehörigkeit 
des Begin’schen Vorschlags als »interessante« Anekdote und 
weist darauf  hin, dass sie später »zur großen Erleichterung« 
nachfolgender israelischer Regierungen fallen gelassen wur-
de.164 In seiner jüngst veröffentlichten maßgeblichen Studie 
zu Begins Autonomieplan behandelt Seth Anziska diesen 
vornehmlich als ein Programm zur »Verhinderung Paläs-
tinas«: einen Schachzug, um das palästinensische Streben 
nach nationaler Souveränität zu unterlaufen.165

Man kann diesen überraschenden, gängigen Vorstellun-
gen zuwiderlaufenden Plan aber auch mit anderen Augen 
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sehen, nämlich ohne die Scheuklappen der Zweistaaten-
perspektive. Begins Vorschlag war und ist immer noch ein 
bemerkenswerter Schritt nicht nur zur Verhinderung Paläs-
tinas – obwohl sicherlich auch dazu –, sondern ebenso zu 
einer binationalen Einstaatenlösung. Kein idealer Schritt na-
türlich, keiner, der die Forderungen der Palästinenser (oder 
die ehrlicher Demokraten) erfüllen konnte oder sollte. Aber 
immer noch ein Schritt, der die zentralen Barrieren unse-
res Vorstellungsvermögens, was im Rahmen zionistischer 
Grundsätze möglich ist und was nicht, beseitigt hätte.

So stimmt es zwar, dass den Palästinenserinnen in diesem 
Programm keine volle nationale Souveränität in Aussicht 
gestellt wird, doch ist volle nationale Souveränität, wie wir 
gesehen haben, für eine nationale Selbstbestimmung gar 
nicht nötig. Noch stärker fällt ins Gewicht, dass den Paläs-
tinensern im Westjordanland und im Gazastreifen mit der 
israelischen Staatsbürgerschaft eine sinnvolle Teilhabe an 
der israelischen Souveränität angeboten wird.

Gewiss, während die Souveränität in Demokratien dem 
Volk gehört, sind im jüdischen Staat die Juden das Volk, 
nicht alle Staatsbürger an sich. Hier aber liegt der sprin-
gende Punkt: Aus genau diesem Grund erscheint es aus 
zionistischer Perspektive unvorstellbar, den Palästinensern 
die Staatsbürgerschaft anzubieten. So gesehen verhindert 
Begins Plan nicht nur eine palästinensische Souveränität, 
sondern er verwandelt die Bedeutung der jüdischen Souve-
ränität in Israel radikal, indem er diese über die Grenzen des 
uns vertrauten Zionismus hinaustreibt und in eine Politik 
überführt, die eher aus dem binationalen Zionismus vor 
dem Holocaust und vor der Nakba bekannt ist.

Anziska schreibt, Begins Anspruch, der »örtlichen Be-
völkerung« kulturelle und wirtschaftliche Autonomie zu 
gewähren, lebe von einem »älteren kolonialen Diskurs be-
grenzter Selbstbestimmung« für die Einheimischen. Auch 
weist er darauf  hin, Begin habe verkündet, dass israelische 
Bürger »das Recht, in den besetzten Territorien Land zu er-
werben und sich niederzulassen«, beibehielten.166 Man muss 
indes nicht in die Falle einer romantischen Begin-Nostalgie 
gehen, um zu erkennen, dass sich das Angebot nationaler 
Selbstbestimmung und voller israelischer Staatsangehörig-
keit schwerlich auf  eine koloniale Logik reduzieren lässt. 
Und obwohl israelische Staatsbürger nach diesem Plan 
das Recht behalten, in der Westbank und in Gaza Land zu 
kaufen und sich dort niederzulassen, haben die Palästinen-
ser dieselben Rechte in Tel Aviv, Jaffa, Haifa, ja im ganzen 
Territorium von 1948. »Das jüngst wiedererwachte Inter-
esse rechter Politiker in Israel an dem Autonomieplan«, 
schreibt Anziska, »bestätigt die tiefen Spuren, die er in Is-
raels Verhältnis zu den Palästinensern hinterlassen hat«.167 
Doch während rechte israelische Politiker an Autonomie-
szenarien interessiert sein mögen, hat das zentrale Merkmal 
des Begin-Plans, das ihn so einzigartig macht, keine Unter-
stützer in Israel. Den Palästinensern die Staatsangehörig-
keit zu gewähren, ist selbst für den äußersten linken Rand 
zionistischen Denkens kaum verdaulich. Erst wenn wir das 
selbstverständliche Zweistaatenparadigma und die mit ihm 
verbundene Annahme, nationale Selbstbestimmung sei nur 
über volle Souveränität zu erreichen, für Palästinenser und 
für Juden aufgeben, kann Begins Plan zu einem subversiven 
Instrument werden: nicht um Palästina zu verhindern, son-
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dern um eine binationale Einstaatenföderation zu entwer-
fen, die zukünftige liberale Zionistinnen werden umsetzen 
müssen. Die Stärke des Plans besteht in der Tatsache, dass 
eine binationale Politik, die heute zwar als post- oder sogar 
antizionistisch verworfen wird, in Wirklichkeit nahtlos an 
den ursprünglichen zionistischen Konsens anschließt. Und 
natürlich würde niemand Begin als einen Postzionisten 
abkanzeln. Die Knesset tat es jedenfalls nicht. Am 28. De-
zember 1977 las Begin, soeben von einem Treffen mit Sadat 
zurückgekehrt, seinen Plan Zeile für Zeile von der Redner-
tribüne der Knesset vor, verteidigte ihn gegen heftige Kritik 
und stellte ihn dann zur Wahl.

IV.

Die Fassung, die Begin der Knesset vorlegte, enthielt weni-
ge, aber signifi kante Abweichungen von jenem Dokument, 
das er Carter und Sadat übergeben hatte. Es handelte sich 
um Zugeständnisse, die die Ägypter und die Amerikaner 
gefordert hatten. Eine der Änderungen, die als Absatz 21 in 
das neue Dokument eingefügt wurde, besagt:

Ein Ausschuß aus Vertretern Israels, Jordaniens und des 
[palästinensischen] Verwaltungsrats wird eingesetzt wer-
den, um die Bestimmungen über Einwanderung in die 
Gebiete Judäa, Samaria und Gaza-Distrikt festzulegen. 
Der Ausschuß wird die Bestimmungen festlegen, nach 
denen es außerhalb Judäas, Samarias und des Gaza-Dis-
trikts lebenden arabischen Flüchtlingen gestattet werden 
soll, in vernünftigem Umfang in diese Gebiete einzuwan-

dern. Der Ausschuß wird seine Entscheidungen einstimmig  
treffen.168

Diese Klausel liest man am besten zusammen mit Ab-
satz 10j des ursprünglichen Dokuments, dem zufolge der 
palästinensische Verwaltungsrat auch eine »Abteilung für 
die Wiedereingliederung von Flüchtlingen« umfassen solle. 
Absatz 21 erweitert und beschränkt die Macht dieser sen-
siblen Abteilung gleichermaßen. Er erweitert sie, weil er 
ausdrücklich feststellt, dass die Wiedereingliederung von 
Flüchtlingen das Rückkehrrecht palästinensischer Flücht-
linge einschließt. Er beschränkt sie, weil er vorsieht, dass 
die Bestimmungen, die ihre Rückkehr regeln, nicht allein in 
die Zuständigkeit der Abteilung fallen, sondern von einem 
gemeinsamen Ausschuss Israels, Jordaniens und des palästi-
nensischen Rates festgelegt werden. Um zu würdigen, wie 
weit dieser Vorschlag geht, gilt es ein weiteres Mal zu be-
denken, dass den Palästinensern die volle israelische Staats-
angehörigkeit angeboten wurde: Sie sollten nicht nur Anteil 
an der Wahl des palästinensischen Rates haben, sondern 
auch am israelischen Wählervotum – je nachdem, für wel-
che Staatsbürgerschaft sie sich entschieden. Zudem würde 
auch jenen Flüchtlingen, denen man das Rückkehrrecht 
zugestanden hätte, die israelische Staatsbürgerschaft an-
geboten; und auf  jeden Fall sollten sie das uneingeschränkte 
Recht erhalten, im gesamten Territorium zu reisen, Land zu 
kaufen und sich niederzulassen. Dieser Vorschlag bot somit 
eine sinnvolle Grundlage für ein Recht der Palästinenser 
auf  Rückkehr in die Territorien, aus denen sie während der 
Nakba vertrieben worden waren.
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Ein weiterer neuer Absatz, Nr. 24, behandelte die Sou-
veränitätsfrage:

Israel hält an seinem Recht und an seinem Anspruch auf  
Souveränität über Judäa, Samaria und den Gaza-Distrikt 
fest. Da es weiß, daß andere Ansprüche existieren, schlägt 
es im Interesse einer Einigung und des Friedens vor,  
die Frage der Souveränität über diese Gebiete offen zu las-
sen.169

Gewiss, Israels Beharren auf  seinem Anspruch auf  die Sou-
veränität über das Westjordanland und den Gazastreifen ist 
gleichbedeutend mit der Ablehnung eines palästinensischen 
Staates. Die Souveränitätsfrage aber offenzulassen und 
den Palästinensern die israelische Staatsangehörigkeit zu 
gewähren, verlieh diesem »Autonomieplan« das Potenzial, 
einen Übergang in eine Einstaatenföderation zu schaffen. 
Anziska weist darauf  hin, dass Begin in seiner Ansprache 
an die Knesset »beschwor: ›Wir haben ein Recht und einen 
Souveränitätsanspruch auf  diese Gebiete von Eretz Yisrael. 
Dies ist unser Land, es gehört von Rechts wegen dem jü-
dischen Volk.‹«170 In Wirklichkeit aber erkannte der von 
Begin der Knesset vorgelegte Absatz, der Israels Anspruch 
auf  Souveränität betonte, die Existenz konkurrierender 
Ansprüche an und ließ die Frage der Souveränität offen: 
Er bildete eine Grundlage für einen Kompromiss. Wenn 
überhaupt etwas, dann erkannte dieser Wortlaut – wie Be-
gin, der sich der umsichtigen Rechtsberatung durch Aharon 
Barak erfreute, wohl bewusst gewesen sein muss – de facto 
an, dass Israel die Souveränität über die betreffenden Terri-

torien nicht innehat. Begin verteidigte diesen Kompromiss 
auf  der Rednertribüne explizit:

Ich habe dies auch dem amerikanischen Präsidenten Carter 
und dem ägyptischen Präsidenten Sadat erklärt. Wir haben 
ein Recht und einen Souveränitätsanspruch auf  diese Ge-
biete von Eretz Yisrael. Dies ist unser Land, es gehört von 
Rechts wegen dem jüdischen Volk. Wir wünschen ein Ab-
kommen und den Frieden. Wir wissen, dass es [mindestens] 
zwei andere Souveränitätsansprüche gegenüber diesem Ge-
biet gibt. Wenn beiderseits der Wunsch besteht, ein Abkom-
men zu erzielen und den Frieden herbeizuführen – welches 
ist dann der Weg? Wenn diese gegensätzlichen Ansprüche 
aufrechterhalten werden und wenn es keine Auflösung des 
Gegensatzes gibt, kann es auch kein Abkommen zwischen 
den Parteien geben, und aus diesem Grunde – um eine Ei-
nigung zu ermöglichen und zum Frieden zu kommen – gibt 
es nur einen Weg: in gegenseitigem Einvernehmen zu be-
schließen, daß die Frage der Souveränität offen bleibt, und 
sich mit den Menschen, den Nationen, zu befassen: für die 
palästinensischen Araber Selbstverwaltung – für die paläs-
tinensischen Juden echte Sicherheit. Dies ist die dem Vor-
schlag innewohnende Fairneß, und in diesem Sinne wurde 
der Vorschlag auch im Ausland aufgenommen.171

Und an späterer Stelle sagte er:

Und jetzt möchte ich erklären, warum wir die freie Wahl 
der Staatsangehörigkeit, einschließlich der israelischen 
Staatsangehörigkeit, angeboten haben […] Die Antwort 
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lautet auch hier wieder: Fairness […]. Wir wollen nie wie 
Rhodesien sein. Und dies ist ein Weg, allen Menschen guten 
Willens unsere Fairness zu beweisen […]. Hier schlagen wir 
völlige Rechtsgleichheit vor – Antirassismus – natürlich, 
wenn sie sich für eine solche Staatsangehörigkeit entschei-
den […]. Wir zwingen niemandem unsere Staatsangehörig-
keit auf.172

Rhodesien, das 1980 als Simbabwe unabhängig wurde, war 
1977 noch der Inbegriff  eines gewaltsamen, rassistischen 
weißen Rechtssystems. Staatsangehörigkeit und Wahlrecht 
waren auf  Weiße beschränkt, so wie wirtschaftliche Freiheit 
und Freizügigkeit. Israels Ministerpräsident sagte von der 
Rednertribüne der Knesset herab, dass Israel allen Palästi-
nensern, die dies wollen, die israelische Staatsangehörigkeit 
verleihen muss, weil es sehr wohl die Souveränität über das 
gesamte Territorium beansprucht, aber kein rassistischer 
jüdischer Staat werden darf, in dem einige Bürgerrechte 
Juden vorbehalten sind. Nachdem er die Knesset gewarnt 
hat, dass der jüdische Staat im Begriff  steht, zu einem 
zweiten Rhodesien zu werden, beschließt Begin seine 
Rede mit den Worten: »Herr Präsident, die Debatte ist be-
endet. Ich fordere eine Abstimmung, und ich fordere jedes 
einzelne Mitglied der Knesset dazu auf, ohne Unterschied 
der Fraktion nach seinem Gewissen abzustimmen. Es gibt 
keine Fraktionsdisziplin, keinen Zwang. Ich bin zuversicht-
lich im Hinblick auf  das Ergebnis.«173 In der Frage, ob man 
den Palästinensern im Gazastreifen und im Westjordanland 
Autonomie gewähren solle, ob man die Frage der vollen 
Souveränität über diese Territorien offenlassen solle, ob 

man jedem Palästinenser die Option anbieten solle, ein voll-
wertiger israelischer Staatsangehöriger zu werden, ob man 
das Rückkehrrecht palästinensischer Flüchtlinge »in ver-
nünftigem Umfang« und das Recht auf  volle ökonomische 
Freiheit sowie Freizügigkeit im gesamten Territorium an-
erkennen solle, stimmte Israels Knesset mit vierundsechzig 
Ja- und acht Neinstimmen. Es gab vierzig Enthaltungen.

Anziska schreibt, dass Begin, der »von seinem intellek-
tuellen Mentor, Ze’ev Jabotinsky, geprägt war«, in diesem 
Programm auf  die »Logik des Austauschs« setzte. Diese 
Logik »funktionierte auf  einer Grundlage, die den Bevöl-
kerungsaustausch von 1948 und von 1967 akzeptierte«.174 
Doch während Jabotinsky kurz vor seinem Tod, wie andere 
Zionistenführer auch, die Logik der ethnischen Säuberung 
schließlich akzeptierte, hatte er sich ihr bis praktisch in sein 
letztes Lebensjahr vehement widersetzt. Wie wir gesehen 
haben, hatte er den Gedanken unterstützt, dass Palästina 
als ein »binationaler Staat begründet« werden muss.175 Es 
ist diese Logik, auf  die sich Begin, wahrhaftig ein Schüler 
Jabotinskys, mit seinem »Autonomieplan« zurückbesinnt, 
und ganz bestimmt nicht die Logik von Umsiedlungen.

Es ist verblüffend, dass ein Plan, der sich im heutigen zio-
nistischen Post-Oslo-Denken auf  den ersten Blick als wider-
sinnig darstellt, faktisch in einer Kontinuität mit den ehren-
wertesten Strömungen zionistischen Denkens bis in die 
späten Dreißigerjahre steht: bevor der Holocaust die zio-
nistische Politik in ein Nullsummenspiel verwandelte, bevor 
eine Umsiedlung zum einschlägigen Programm wurde.

In einem frühen Text umriss Jabotinsky den Unterschied 
zwischen einer »Autonomie« und einer »Föderation«:
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Autonomie und Föderation sind durch die Art ihres Zustan-
dekommens scharf  voneinander unterschieden. Im ersten 
Fall gibt der Staat einen Teil seiner Souveränitätsrechte auf  
und überträgt sie einem der Teile, aus denen er sich zusam-
mensetzt: Das nennt man Autonomie. Im zweiten Fall ver-
einigt sich eine Reihe unabhängiger politischer Einheiten, 
um eine gemeinsame Union zu bilden und einen Teil ihrer 
Souveränitätsrechte aufzugeben, die auf  jene umfassendere 
Union übertragen werden: Das nennt man eine Föderation. 
Die Autonomie entsteht von oben nach unten, die Föde-
ration – von unten nach oben. Autonomie – Rückzug aus 
der allgemeinen Öffentlichkeit. Föderation – Anschluss an 
die allgemeine Öffentlichkeit. […] Wer »Demokratie« sagt, 
sagt »Selbstbestimmung«. Das Grundprinzip jeder demo-
kratischen Weltanschauung […] lautet, dass jede Person 
[…] und jede Gruppe ihr Leben für sich entwickelt […]. Sie 
finden selbst heraus, was sie machen wollen und wie sie 
es machen wollen. […] Die Nationen sollten ihre Freiheit 
nicht von einer Zentralgewalt empfangen: Sie müssen die 
Grenzen ihrer Freiheit selbst bestimmen, in gegenseitigem 
Einvernehmen, und auf  diese Weise die Zentralgewalt be-
gründen. Wer »nationale Selbstbestimmung« sagt, der sagt 
»Föderation«.176

Wenngleich hier die demokratischen Mängel des Be-
gin’schen Autonomieplans offenbar werden, sollten wir 
auch anerkennen, dass dieser das Potenzial hatte, sich zu 
einem Föderationsplan weiterzuentwickeln. Auf  der einen 
Seite behauptete Israel, zweifellos ein souveräner Staat, in 
diesem Plan seinen Anspruch auf  die Souveränität über 

das gesamte Territorium und willigte ein, einen Teil sei-
ner Macht für eine palästinensische Selbstbestimmung zu 
delegieren. Gleichzeitig ermöglichte der Umstand, dass die 
Frage der Souveränität über das Westjordanland und den 
Gazastreifen in diesem Programm offenblieb, zumindest 
dem Grundsatz nach den Übergang zu einer föderalen 
Konstellation. Diese Idee ist nicht so weit hergeholt, wie 
es zunächst erscheint. Wie wir in Kapitel 3 gesehen haben, 
setzte sich auch Ben-Gurion für eine jüdische nationale 
Selbstbestimmung ein, bei der die Souveränität – und nicht 
das Territorium – mit den Palästinensern geteilt würde. 
In den »Grundlagen einer staatlichen Regierungsordnung 
in Palästina«, seiner verfassungsähnlichen Vision, legte er 
fest, dass »Palästina […] ein Bundesstaat werden [würde]«. 
Während jeder »Kanton« oder jede »Autonomie« in dieser 
Föderation »mit sämtlichen Vollmachten in den Bereichen 
Bildung, Kultur und Sprache« ausgestattet wäre, hätte jeder 
Staatsbürger »in allen Kantonen gleiche Rechte«, und kein 
Kanton könnte »ein Gesetz verabschieden, das die Rechte 
und die Gleichheit der Bewohner eines anderen Kantons 
einschränkt oder verletzt«.177

Eine Zukunft für Israel jenseits der Zweistaatenlösung 
wird bei Rabins wahrem Osloer Vermächtnis ansetzen müs-
sen – der parlamentarischen jüdisch-palästinensischen Zu-
sammenarbeit –, um eine politische Vision zu rehabilitieren, 
die Begins Modell verbessert: die Ersetzung der Zweistaa-
tenpolitik durch das Streben nach einer binationalen Föde-
ration. Die Kontinuität, die zwischen diesen Traditionen, 
Rabins und Begins, besteht, ist nur natürlich, denn sie ver-
binden Inhalt und Form: Eine gemeinsame palästinensische 
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Politik wird in Angriff  genommen, um nicht eine Teilung, 
wie in Oslo, sondern ein Zusammenleben zu erreichen.

V.

Nennen wir diese binationale Vision die Republik Haifa. Viel 
zu lange wurde Haifas Strahlkraft als Symbol für Israels 
Zukunft von Jerusalem und Tel Aviv als den beiden kon-
kurrierenden Modellen des Landes überschattet. Jerusalem 
ist ein Symbol für die jüdische Sehnsucht und eine heilige 
Stadt für die drei monotheistischen Weltreligionen, aber 
auch ein Götzenbild im schlechtesten Sinne des Wortes, das 
nationalistische und religiöse Fundamentalisten auf  allen 
Seiten anbeten. Tel Aviv ist eine Hauptstadt der hebräischen 
Republik: eine vibrierende, liberale, säkulare Strandstadt, 
aber auch, wie Jerusalem, ein fetischisiertes, trügerisches 
goldenes Kalb: ein Bild davon, wie ein modernes, säkulares 
jüdisches Leben vielleicht aussähe, wenn die Juden nur un-
ter sich bleiben könnten.

Haifa steht für ein anderes Modell. Und dem ersten 
Anschein zum Trotz ist es ein ambitionierteres und auf-
regenderes Modell: In Haifa, nicht in Jerusalem oder Tel 
Aviv kann man einen ersten Eindruck von einem wahrhaft 
utopischen Experiment bekommen, einen Vorgeschmack 
davon, wie eine palästinensisch-jüdische Zusammenarbeit 
eines Tages aussehen könnte. Es sind die Krankenhäuser in 
Haifa, darunter einige der besten des Landes, in denen ara-
bische und jüdische Ärzte gemeinsam die stark gemischte 
Bevölkerung des Nordens behandeln – arabische und jü-
dische Patienten liegen hier Seite an Seite. Es ist die Univer-

sität Haifa, in der sich besser als in jeder anderen Univer-
sität Israels der Auf bau einer binationalen, zweisprachigen 
Forschungs- und Hochschullandschaft vorstellen ließe, und 
es ist Haifa, wo mit Al-Midan ein arabischsprachiges israe-
lisches Theater betrieben wird. Am wichtigsten aber sind 
wohl die arabischen Cafés auf  der Masada-Straße (in einem 
jüdischen Teil der Stadt), in denen das wahre Potenzial einer 
kosmopolitischen anstatt jüdischen Stadt zu spüren ist, wo 
Nachbarn, Araber und Juden, wie selbstverständlich die 
Liebe, das Leben und das Gespräch miteinander teilen, wie 
in einer normalen Freundschaft. Manche sprechen gelegent-
lich mit Nostalgie von einer lange vergangenen Zeit nach-
barschaftlichen Zusammenlebens in der Jerusalemer Alt-
stadt, in den Tagen der Großreiche, bevor Israel gegründet 
wurde. In einigen Ecken Haifas, wo die Stadt sich weigert, 
zu einem zweitklassigen Tel Aviv zu werden, wird diese 
Nostalgie zur Utopie – und sie ist umso inspirierender, als 
sie bereits erfolgreich ist, wenn man bedenkt, in welchem 
politischen Kontext sie zum Vorschein kommt. Wenn Israel 
eine zivilisierte Zukunft haben soll – und nicht nur eine zivi-
lisierte, sondern eine aufregende –, wird es sich das Leben in 
Haifa zum Vorbild nehmen müssen, nicht das in Jerusalem 
oder Tel Aviv.

Noch aus einem anderen Grund ist Haifa von Bedeutung. 
Es bietet einen Vorgeschmack nicht nur auf  eine mögliche 
Zukunft, sondern auf  genau die Zukunft, die sich abzeich-
net, wenn wir uns daran erinnern, die Vergangenheit zu 
vergessen. Der Hafen der Stadt ist eines der wichtigsten 
Tore, durch die die ma’apilim nach Palästina kamen – die 
heimlichen jüdischen Flüchtlinge, die Europa auf  überfüll-
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ten Schiffen entkamen und unter britischer Aufsicht nach 
Palästina geschmuggelt wurden. Gleichzeitig symbolisiert 
Haifa einen der traumatischsten Momente der Nakba, als 
die Einwohner in Scharen zum Hafen flüchteten und die 
Stadt auf  Schiffen verließen; ein Schlüsselmoment im Zu-
sammenbruch der palästinensischen Gesellschaft Palästinas. 
Es ist kein Zufall, dass sich Emile Habibi, dessen Essay »Euer 
Holocaust, unsere Katastrophe« wir in Kapitel 2 begegnet 
sind, als Grabinschrift wünschte: »Blieb in Haifa«. Die Stadt 
eignet sich gut, um die politische Kunst des Vergessens – das 
heißt des gemeinsamen Erinnerns – sowohl des Holocaust 
als auch der Nakba zu erkunden.

Vor dem Hintergrund einer gemeinsamen Kunst des Ver-
gessens lässt sich die Republik Haifa anhand eines verbes-
serten Begin-Plans auf bauen – wobei die grundsätzlichste 
Verbesserung in der Anerkennung der gleichen nationalen 
und individuellen Rechte aller Bürgerinnen besteht:
1.	 Die militärische Besatzung des Westjordanlands und 

die Belagerung des Gazastreifens werden beendet. Zwei 
Staaten, Israel und Palästina, werden in der geografischen 
Einheit, die sich zwischen dem Jordan und dem Mittel-
meer erstreckt, zu einer Föderation vereint. Die Grenze 
zwischen beiden Staaten wird sich an der »grünen Linie« 
von 1967 orientieren. In jedem dieser Staaten wird jedes 
dieser Völker, die Juden und die Palästinenser, seine eige-
ne kulturelle und nationale Selbstbestimmung ausüben.

2.	 Eine gemeinsame Verfassung, der die Legislative, Exe-
kutive und Judikative jedes Staates unterliegen, definiert 
und gewährleistet die Einheit beider Staaten. Die Verfas-
sung wird grundlegende Menschenrechte und Grund-

freiheiten, die Trennung von Kirche und Staat, demo-
kratische Wahlen, unparteiische Rechtsstaatlichkeit und 
individuelle Gleichheit aller Staatsbürger unabhängig 
von Ethnie, Religion, Geschlecht oder Staatsangehörig-
keit sowie die volle Anerkennung der nationalen Rechte 
von Juden und Palästinensern garantieren. Die Verfas-
sung wird darüber hinaus die Existenz der folgenden 
Rechte und Institutionen sicherstellen:

3.	 Freizügigkeit. Die Grenzen zwischen beiden Staaten 
werden offen sein. Im gesamten Territorium wird volle 
Freizügigkeit gewährleistet sein. Israelische Staatsange-
hörige werden sich frei auf  Palästinas Territorium, paläs-
tinensische Staatsangehörige frei auf  Israels Territorium 
bewegen können.

4.	W irtschaftliche Freiheit. Israelische Staatsangehörige 
werden das Recht haben, auf  dem gesamten Territorium 
zu leben, zu arbeiten und Land zu kaufen. Palästinensi-
sche Staatsangehörige werden das Recht haben, auf  dem 
gesamten Territorium zu leben, zu arbeiten und Land zu 
kaufen.

5.	 Jeder Staat wird für seine eigene innere Sicherheit ver-
antwortlich sein. Die Sicherheitskräfte beider Staaten 
werden durch einen wechselseitigen Verteidigungsver-
trag ergänzt. Ein gemeinsamer Lenkungsausschuss wird 
die gemeinsamen Sicherheitsinteressen beider Staaten 
sowie die Verteidigung ihrer gemeinsamen Außengren-
zen steuern.

6.	 Israelische Staatsangehörige werden unabhängig von ih-
rem Wohnsitz das Wahlrecht für die Wahlen zur Knesset 
haben. Palästinensische Staatsangehörige werden un-
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abhängig von ihrem Wohnsitz das Wahlrecht für die 
Wahlen zu Palästinas Parlament haben. Ihre nationalen 
Grundrechte wie zum Beispiel das Recht auf  Bildung 
werden von der Verfassung garantiert, die an ihrem 
Wohnsitz gilt.

7.	 Arabisch und Hebräisch werden die Amtssprachen in 
beiden Staaten sein. Arabisch wird als zweite Pflicht-
sprache an israelischen Schulen, Hebräisch als zweite 
Pflichtsprache an palästinensischen Schulen unterrichtet 
werden.

8.	 Es wird gemeinsame öffentliche Gedenkveranstaltun-
gen von Juden und Palästinensern für den Holocaust 
und die Nakba geben. Auf klärung, Bildung und Geden-
ken werden von gemeinsamen Forschungseinrichtun-
gen organisiert. Israelische Schulkinder werden über 
die Nakba unterrichtet und gedenken ihrer zusammen 
mit palästinensischen Schulkindern. Palästinensische 
Schulkinder werden über den Holocaust unterrichtet 
und gedenken seiner zusammen mit jüdischen Schul-
kindern.

9.	 Das Recht auf  Rückkehr sowohl der Juden als auch der 
Palästinenser wird von beiden Staaten anerkannt. Juden 
werden sich als israelische Staatsangehörige einbürgern 
lassen können, Palästinenser als palästinensische Staats-
angehörige. Da die Staatsbürgerinnen beider Staaten 
volle Freiheiten im gesamten Territorium genießen 
werden, wird ein gemeinsamer Lenkungsausschuss die 
Regeln festlegen, nach denen die Einwanderung von Jü-
dinnen nach Israel und die von Palästinenserinnen nach 
Palästina erfolgt.

10.	Israels Hauptstadt wird West-Jerusalem sein. Palästinas 
Hauptstadt wird Ost-Jerusalem sein.

11.	 Es wird ein gemeinsamer Verfassungsgerichtshof  ein-
gerichtet, der die Tätigkeit der Legislative, Exekutive 
und Judikative beider Staaten sowie ihrer gemeinsamen 
Lenkungsausschüsse für Sicherheit und Einwanderung 
beaufsichtigt.

12.	In dem gemeinsamen Gerichtshof  und in den Lenkungs-
ausschüssen werden Jüdinnen und Palästinenserinnen 
gleich stark vertreten sein. Der Sitz dieser Institutionen 
wird Haifa sein.

Natürlich ist ein solches Vorhaben mit zahlreichen Kom-
plikationen eigener Art verbunden. Spezifische Aspekte 
der Sicherheit, des Zugangs zu Wasser, der Grenzziehung 
und der Besteuerung müssen neben vielen anderen aus-
gehandelt, konkret geplant, öffentlich beratschlagt und im 
Ergebnis von den Weltmächten unterstützt werden. Das-
selbe galt freilich auch schon für die Zweistaatenvision: 
Bevor sie ihren hegemonialen Status annahm, wurde sie 
fast allgemein als Häresie betrachtet, als eine unmögliche 
antizionistische Fantasie. Dasselbe wird für jedes zukunfts-
weisende Programm gelten, das versucht, die bedeutungs-
los gewordene, aber immer noch spielbeherrschende 
Oslo-Konstellation abzulösen. Der Wert des vorliegenden 
Vorschlags besteht darin, dass er einen Weg aufzeigt, wie 
sich die Menschen- und Bürgerrechte im gesamten Territo-
rium sichern lassen, ohne mit den historischen Ambitionen 
von Juden und Palästinensern zu brechen – der Ausübung 
nationaler Selbstbestimmung und nationaler Rechte. Er ent-
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springt der Überzeugung, dass der Zionismus, das Verlan-
gen nach jüdischer Selbstbestimmung, im 21. Jahrhundert 
als ein realistisches, erstrebenswertes Ziel erhalten werden 
kann, aber nur, wenn er grundlegend verändert wird, wenn 
er in einer aus seiner Vergangenheit bekannten, aber ver-
gessenen Form neu erfunden wird. Wäre Israel zu diesem 
Wandel nicht fähig, so würde es zu einem Rhodesien des 
21. Jahrhunderts herabsinken, in dem die Überlegenheit 
des jüdischen Volkes zur rechtlich verankerten offiziellen 
Staatsideologie geworden ist. Ja, wenn das das Ergebnis ist, 
zu dem der Zionismus das jüdische Volk führt, dann hätte 
er seine Berechtigung verloren.

Paradoxerweise lässt sich in dem politischen Verfall, in 
dem sich Israel heute befindet, ein Grund zur Hoffnung 
erkennen. Die Oslo-Illusion war ein schwarzes Loch, das die 
alten liberalzionistischen Parteien des Landes, die Arbeits-
partei und Meretz, verschluckt hat. Dass sie keine echte Al-
ternative zu populistischen, stramm rechten Koalitionen zu 
bieten haben, ist offensichtlich; in Wirklichkeit verdient Is-
raels Linke heutzutage noch nicht einmal mehr den Namen 
einer Opposition.

Nach dem Grund für ihre Lage braucht man nicht lange 
zu suchen. Während die Zweistaatenlösung für die gesam-
te israelische Wählerschaft faktisch Geschichte ist, haben 
die Linksparteien immer noch nicht den Mut gefunden, 
dies offen auszusprechen oder den Wählerinnen Alterna-
tiven anzubieten. Diese mangelnde Aufrichtigkeit geht in 
Wahlen und Umfragen nach hinten los: Zwar zieht es die 
Linke gegenwärtig vor, wenig von Frieden oder der Zwei-
staatenlösung zu reden, doch ist sie zweifellos gegen Krieg, 

Annexion oder Vertreibung. Folglich haben Israels linke 
Parteien allenfalls Schweigen anzubieten, entweder in Form 
unbedeutender politischer Kampagnen (zur Legalisierung 
von leichten Drogen etwa) oder indem sie Gemeinplätze 
herunterbeten (»wir müssen die Hoffnung auf  Frieden be-
wahren«). Dieses Schweigen wiederum gibt der alten Be-
hauptung der israelischen Rechten und der militanten Mitte 
neue Nahrung: Linke Parteien bieten bestenfalls politisch 
korrekte Ideen und Selbstschmeicheleien für ihre moralis-
tische Wählerschaft, die fern der israelischen Realität sind. 
Als sich aber Israels Linke für das Zweistaatenprogramm 
ins Zeug legte – und damals war es noch keine bequeme 
Fassade, sondern heiß umkämpft –, erlebte sie eine poli-
tische Blütezeit. 1992, unmittelbar bevor der Oslo-Prozess 
volle Fahrt aufnahm, hatte die Awoda vierundvierzig Sitze 
im Parlament und Meretz zwölf. In den Wahlen vom Sep-
tember 2019 kam Awoda auf  sechs; Meretz allein hätte noch 
nicht einmal die Sperrklausel genommen. Nachdem sie sich 
mit deutlich weiter rechts stehenden Politikern wie Ehud 
Barak zur »Demokratischen Union« zusammengetan hatte 
– die nicht mehr, wie Meretz zuvor, ausdrücklich an der 
Zweistaatenlösung festhält –, eroberte das Parteienbündnis 
fünf  Sitze. Für die Wahlen im März 2020 mussten Awoda 
und Meretz eine gemeinsame Liste aufstellen – an der auch 
die Partei von Orly Levy beteiligt ist, die früher für die 
Partei eines extrem rechten Ideologen wie Lieberman im 
Parlament saß –, um sich den Einzug in die Knesset eini-
germaßen zu sichern.

Aus den leeren Hülsen dieser bedeutungslos gewordenen 
Parteien könnte eine gesunde politische Alternative hervor-
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gehen, wenn sie sich endlich dazu durchrängen, das wahre 
demokratische Erbe Oslos wiederzubeleben: die arabisch-
jüdische Zusammenarbeit. Die linken Flügel von Meretz 
und Awoda könnten sich mit arabisch-israelischen Parteien 
wie Ahmad Tibis Ta’al und der jüdisch-arabischen Chadasch 
zusammentun, um gemeinsam einen ambitionierten Aus-
weg aus der Sackgasse anzubieten, in der sich die israelische 
Politik derzeit befindet. Wir beginnen erste Stimmen in die-
ser Richtung zu hören, nun, da es den Politikerinnen der in 
Auflösung begriffenen zionistischen Linken dämmert, dass 
auch das Bündnis von Meretz und Awoda sie nicht retten 
wird. Chancen wie diese darf  man nicht vermasseln. Eine 
solche Zusammenarbeit sollte nicht auf  die Ebene inhalts-
loser Identitätspolitik beschränkt bleiben – eines bloßen Zu-
sammenwirkens arabischer und jüdischer Politikerinnen, 
immer mit dem Hintergedanken, die eigenen Sitze in der 
Knesset zu verteidigen. Die arabisch-jüdische Kooperation 
muss vielmehr von dem Willen bestimmt sein, die Idee der 
Staatsbürgerschaft im Land neu zu erfinden und dabei auf  
völliger Gleichheit zu bestehen, um mit der Macht dieser 
Gleichheit ein politisches Programm jenseits der Zweistaa-
tenlösung aufzustellen; ein Programm, das auf  die eine 
oder andere Weise dem der Republik Haifa sehr ähnlich 
sieht. Böte sie wirklich eine alternative Politik an, dann 
könnte eine solche gemeinsame Partei arabische Wähler 
in Scharen an die Wahlurnen treiben und das Engagement 
der israelischen Linken neu beleben. Tatsächlich könnte sie 
auch Zulauf  aus dem rechten Lager erhalten: Eine Liste die-
ser Art, die sich auf  einen Begin-Plan stützt und sich unter 
anderem auf  Jabotinsky beruft, könnte im Prinzip nicht nur 

arabische und linksorientierte Israelis ansprechen, sondern 
auch die letzten Reste der Rechtsliberalen. Gewiss, diese 
Partei wird nahezu sicher nicht gegründet. Oder doch? Mit 
dem Zusammenbruch von Israels linkszionistischen Par-
teien ist eine Partei dieses Typs möglich, sogar notwendig 
geworden.

Zweifellos bleibt die Gründung der Republik Haifa vor-
erst ein utopischer Traum. Aber nicht bloß ein utopischer. 
Es ist ein Traum, der näher an der Realität ist als das illusio-
näre Festhalten an der Zweistaatenlösung. Ein Traum, der 
gewiss ehrlicher ist als der Gedanke, ein System der Apart-
heid könnte jemals ein menschliches Antlitz haben. Herzls 
ursprüngliches Motto bleibt daher so aktuell, wie es immer 
war: Wenn ihr wollt, ist es kein Märchen.
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Da n k

Wie für viele Leserinnen und Leser offenkundig sein wird, 
sind meine Überlegungen zu Israel den Werken von Tom 
Segev, Benny Morris, Dmitry Shumsky und Idith Zertal 
verpflichtet. Sie alle kenne ich nicht persönlich, habe mich 
aber bemüht, an ihre Arbeit – und natürlich an die vieler 
anderer – anzuknüpfen, um über ihre Schriften und damit 
den neusten Stand der historischen Forschung hinaus eine 
fantasievolle politische Argumentation zu entwickeln. Ich 
habe dabei von den Kommentaren und der Kritik profitiert, 
die mir Experten, Mentoren und Freunde in zahllosen Ge-
sprächen unterbreiteten. Zu ihnen zählen Ross Poole, Yoni 
Lebowitsch, Susan Neiman, Susie Linfield, Axel Hutter, 
Raef  Zreik, Philipp Nielsen, Itamar Mann, Paul Kottman, 
Jean Cohen, Cinzia Arruzza, Jordi Graupera, Thomas 
Meyer, Andrew Arato, Rebecca Vilkomerson, Jay Bernstein, 
Richard Bernstein und Dan Landau. Einige der hier ent-
falteten Ideen wurden zuerst in journalistischen Arbeiten 
formuliert (und in geringerem Umfang auch gedruckt), und 
zwar in der New York Times, der ZEIT, der Los Angeles Review 
of  Books und der Boston Review. Der Austausch mit einigen 
Redakteuren dieser Zeitungen, insbesondere mit Adam 
Soboczynski und Peter Catapano, hatte einen erheblichen 
Einfluss auf  mein Schreiben. Zu der erforderlichen Zeit, 
um das Buch abzuschließen, verhalfen mir zwei Institutio-
nen: die New School for Social Research, die mir ein For-
schungssemester gewährte, und die Humboldt-Stiftung, die 
meinen Aufenthalt in Deutschland unterstützte. Zusätzlich 
kamen mir zwei denkwürdige Schreibklausuren in den 
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Zumthor Ferienhäusern im Schweizerischen Leis zugute. 
Ein besonderer Dank gilt Jack Miles, der mich überhaupt 
dazu ermutigte, dieses Buch zu schreiben, und mich dann 
bei mehr oder weniger jeder Wendung seiner Argumenta-
tion beriet; Michael Adrian für seine gewissenhafte Über-
setzung, die dem Buch eine deutsche Stimme verleiht, in 
der ich meine eigene hören kann; meinen Eltern Eti und 
Amnon Boehm für ihre intensive Unterstützung (und auch 
Kritik); und Inbal Hever dafür, dass sie jedes einzelne Wort 
gelesen und kommentiert hat. Über Israels Gegenwart und 
Zukunft nachzudenken, ist wohl oder übel zu einem un-
abdingbaren Teil unseres gemeinsamen Lebens geworden. 
Ihr ist dieses Buch gewidmet.
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